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Liebe Leserinnen und Leser,

Global Governance – dieses moderne 
Schlagwort ist wieder in aller Munde. 
Wir haben es dennoch nicht als Heft-

titel genommen, weil es für sich genommen 
derart wertfrei ist, dass sich jede und jeder et-
was anders darunter vorstellen kann. Alle Jah-
re wieder haben Debatten über die Reform 
der Vereinten Nationen oder des internatio-
nalen politischen Systems Konjunktur. Zurzeit 
gibt es in der Tat sogar einigen Anlass dazu: 
unübersehbare Krisenerscheinungen etwa der 
noch vor wenigen Jahren auch von NGOs in 
die Nähe der Allmächtigkeit gerückten WTO 
oder der G8, oder ähnliche Krisenerscheinungen und im Zuge der Finanzkrise das ra-
sche Comeback des IWF. Die tektonischen Verschiebungen in der Weltwirtschaft und 
das spürbar zunehmende Gewicht von großen Schwellenländern wie China oder 
Indien sind letztendlich die Ursache hinter diesen Entwicklungen. 

Eine immer stärker multipolar geprägte Welt ist zwar repräsentativer, aber Ent-
scheidungen werden gleichzeitig schwerer – sehr viele Interessengegensätze müs-
sen austariert werden. In einer Zeit, in der Entscheidungen gefragt sind, wie aktu-
ell beispielsweise in der Klimapolitik, ist das Anlass für erhebliche Frustrationen. 
Für das Forum Umwelt & Entwicklung und alle auf internationaler Ebene aktiven 
NGOs ist es daher wichtig, diese Entwicklungen mit zu berücksichtigen, wenn sie 
erfolgreich politisch Einfl uss nehmen wollen. In vielen der laufenden Prozesse – 
etwa die Neuausrichtung der Global Environment Facility (GEF) oder dem Aufbau 
der Erneuerbare-Energie-Organisation IRENA – sind die NGOs merkwürdigerwei-
se kaum präsent. Damit werden Chancen vertan, die sich in einigen Jahren nicht 
mehr bieten werden. 

Das sollte sich ändern. Allerdings besteht auch die Gefahr, das im Umbruch befi nd-
liche globale politische System mit Erwartungen zu überfrachten – Erwartungen, die 
es nicht erfüllen kann und die daher zu Enttäuschungen führen müssen. Letztlich 
kann bei konsensual angelegten globalen Entscheidungsprozessen, wie sie nicht in 
den Vereinten Nationen oder den G8/G20 üblich sind, nur selten mehr herauskom-
men als der kleinste gemeinsame Nenner. 

Das meist beklagenswert niedrige Niveau dieses kleinsten gemeinsamen Nenners 
kann man nicht nur auf internationalen Gipfelkonferenzen heben, sondern die 
Arbeit muss weit vorher in der Innenpolitik der beteiligten Länder beginnen. Die 
richtige Balance zwischen nationaler und internationaler Arbeit muss immer wieder 
neu gesucht werden – das mag mühsam sein, kann aber manche Frustrationen er-
sparen, wenn beispielsweise auf internationaler Ebene wieder mal einige Blockierer 
die ganze Welt aufhalten. 

Anregende Lektüre wünscht

Jürgen Maier

Jürgen MaierJürgen Maier
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Reform als Daueraufgabe
Herausforderungen an die Vereinten Nationen

Reformforderungen an Großorganisationen sind wohlfeil; unberechtigt sind 
sie deshalb nicht. Im Falle der Vereinten Nationen haben die Reformvorschläge 
aber oft unterschiedliche, nicht selten sogar gegensätzliche Zielsetzungen.

Ali Abdussalam Treki leitet die 
Beratungen der 64. Ordent-
lichen Tagung der Generalver-

sammlung der Vereinten Nationen. 
Sie wurde am 15. September am Sitz 
der Weltorganisation in New York 
eröffnet. Die Wahl des Libyers zum 
Präsidenten war freilich schon ein 
Vierteljahr zuvor erfolgt, übrigens 
durch Akklamation und im Einklang 
mit der üblichen Rotation des Amtes 
zwischen den Weltregionen. Treki lö-
ste den Nicaraguaner Miguel d‘Escoto 
Brockmann ab, der der internatio-
nalen Debatte gelegentlich Würze 
verlieh, wenn auch selten zur Freude 
der westlichen Staaten. Jeder der 192 
Mitgliedstaaten der UN – der letzte 
Zugang war vor drei Jahren Monte-
negro – hat in dem Gremium Sitz und 
Stimme. In diesem ‚Parlament‘ sind 
Monaco und China gleichberechtigt; 
in ihm stimmen freilich nicht gewählte 
Volksvertreter ab, sondern weisungs-
gebundene Diplomaten. Es kann zu 
praktisch allen Themen Resolutionen 
fassen; diese Entschließungen tragen 
aber nur empfehlenden Charakter.

Die vorgezogene Wahl des Präsiden-
ten der Generalversammlung dient 
dazu, Einarbeitung und Amtsüber-
gang zu erleichtern. Das ist ein Ergeb-
nis der Reformen der Arbeitsweise die-

ses Gremiums, die vor einigen Jahren 
beschlossen wurden. Spektakulär sind 
derartige administrative Verbesserun-
gen nicht, aber sie illustrieren, dass 
sich die Vereinten Nationen ständig 
– fast seit ihrer Gründung – mit Forde-
rungen nach Reformen der Organisa-
tion auseinanderzusetzen haben. Das 
Thema, das dabei immer wieder die 
größte Aufmerksamkeit auf sich zieht, 
ist das Anliegen der Neugestaltung ei-
nes viel kleineren, zugleich aber weit-
aus mächtigeren Organs der UN: des 
Sicherheitsrats.

Endlosdebatte um 
den Sicherheitsrat

Anders als die Generalversammlung 
kann der Rat Beschlüsse treffen, die 
alle Staaten binden; er kann zu Sank-
tionen oder anderen Zwangsmaßnah-
men greifen. Fünf seiner heute 15 Mit-
glieder werden nicht für jeweils zwei 
Jahre gewählt, sondern wurden bei 
Gründung der UN zu Ständigen Mit-
gliedern berufen1; nur sie verfügen 
auch über das Vetorecht gegen ihnen 
nicht genehme Beschlüsse des Rates. 
Die Realität steht mit den Machtver-
hältnissen des Jahres 1945 längst nicht 
mehr im Einklang; unbestritten ist 
auch, dass insbesondere die Staaten 
Afrikas, Asiens und Lateinamerikas 

stärkerer Mitsprache bedürfen. Auf 
Antrag Indiens wurde schon vor 30 
Jahren die Frage der „ausgewogenen 
Vertretung und der Erhöhung der 
Zahl der Mitglieder im Sicherheits-
rat“ auf die Tagesordnung der Ge-
neralversammlung gesetzt, doch erst 
Anfang der neunziger Jahre gewann 
die Diskussion an Schwung2. Seither 
sind zahlreiche Aspiranten auf einen 
Ständigen Sitz – unter ihnen Japan, 
Deutschland, Brasilien und Indien – 
auf den Plan getreten. Unzählige, oft 
bis ins letzte ausgetüftelte Modelle 
für eine neue Gestalt des Rates wur-
den ersonnen. Seit eineinhalb Jahr-
zehnten müht sich eine allen Staaten 
offenstehende Arbeitsgruppe (Open-
ended Working Group) um realisierba-
re Reformvorschläge, nicht zu Unrecht 
erhielt sie schließlich den Spitznamen 
‚immerwährende Arbeitsgruppe‘ (ne-
ver-ending working group). Mehrere 
Präsidenten der Generalversammlung 
und Vermittler bissen sich die Zähne 
an dem Problem aus. Es hat beschei-
dene Fortschritte im Hinblick auf Ver-
fahren und Transparenz des Rates ge-
geben; hinsichtlich seiner Erweiterung 
blieben die Grundkonfl ikte ungelöst. 
Mächte mittlerer Bedeutung, die kei-
ne Realisierungschance für eigene 
Ambitionen sehen, stellen sich ande-
ren Anwärtern aus der gleichen Regi-
on in den Weg. Dies gilt für Italien ver-
sus Deutschland oder Mexiko versus 
Brasilien; weitere Beispiele ließen sich 
aufzählen. Hinzu kommt, dass die fünf 
Ständigen Mitglieder nicht bereit sind, 
auf ihre Privilegien zu verzichten. Die 
gegenwärtig laufende 64. Ordentliche 
Tagung der Generalversammlung wird 
zu keiner endgültigen Vereinbarung 
fi nden; offen ist, ob ihr einige Schritte 
in Richtung auf eine Zwischenlösung 
mit zusätzlichen halbständigen Sitzen 
ohne Vetorecht gelingen.

Unterschätzte kleine Schritte
Umso erstaunlicher sind die auf an-

deren politischen Feldern erzielten 
Fortschritte, die freilich häufi g erst 

Der libysche Minister Dr. Ali Abdussalam 
Treki, der bereits dreimal Ständiger 
Vertreter seines Landes bei den UN war, 
wurde am 10. Juni zum Präsidenten der am 
15. September eröffneten 64. Ordentlichen 
Tagung der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen gewählt.

UN Photo/Jenny Rockett
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aus der Langzeitbetrachtung ersicht-
lich werden. Dies gilt für die Men-
schenrechte, wo mit der Allgemeinen 
Erklärung von 1948 der Anfang für ein 
mittlerweile ausdifferenziertes Schutz-
system gemacht wurde, und dies gilt 
ähnlich für die Themen Geschlechter-
gerechtigkeit oder Umwelt und Klima. 
Besonders bemerkenswert für eine 
Staatenorganisation ist, dass aus den – 
durch zivilgesellschaftliche Initiativen 
kräftig unterstützten - Arbeiten der 
Vereinten Nationen der Internationa-
le Strafgerichtshof hervorgegangen 
ist; bis vor kurzem noch war es unvor-
stellbar, dass ein internationaler Haft-
befehl gegen ein im Amt befi ndliches 
Staatsoberhaupt ausgeschrieben wer-
den könnte. Dies geschah im Falle des 
sudanesischen Präsidenten Omar al-
Bashir wegen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen 
im März 2009.

Auch mit der gegenwärtigen Krise 
des Kapitalismus haben sich die UN 
auseinandergesetzt; ihre ‚Konferenz 
über die weltweite Finanz- und Wirt-
schaftskrise und ihre Auswirkungen 
auf die Entwicklung‘ trat Ende Juni 
2009 zusammen3. Sie könnte den Weg 
zur Herstellung eines Konsenses über 
die zentralen Werte und Grundsätze 

einer nachhaltigen, gerechten und 
ausgewogenen Wirtschaftsentwick-
lung - unter Einschluss auch der Un-
ternehmensverantwortung - bereitet 
haben.

All dies deutet darauf hin, dass den 
Vereinten Nationen als der (anders als 
seinerzeit der Völkerbund) tatsäch-
lich universellen Weltorganisation 
weiterhin eine zentrale Rolle bei der 
Lösung der mannigfaltigen Weltpro-
bleme zukommen wird. Auch die Ver-
einigten Staaten haben dies erkannt; 
unter Präsident Barack Obama ist das 
Pendel zum Multilateralismus zurück-
geschwungen. Nicht nur verbal – die 
aufgelaufenen Beitragsschulden zum 
Sonderhaushalt für die Friedenssiche-
rungseinsätze werden jetzt beglichen.

Die Vereinten Nationen sind stets Fo-
rum für die Staatengemeinschaft, oft 
Katalysator weltweiter Prozesse und 
mitunter unmittelbar treibende Kraft. 
Unzulänglichkeiten einer Großorga-
nisation werden stets Thema bleiben 
und müssen immer wieder – von innen 
wie von außen - angegangen werden. 
Wo aber politische Unbeweglichkeit 
auftritt, sind in erster Linie die Regie-
rungen der Mitgliedstaaten verant-
wortlich: sie bestimmen die Geschicke 
der Organisation, erweitern oder be-

grenzen ihre Handlungsspielräume. 
Dafür, dass sie dies nicht unbeobachtet 
tun, sorgt in immer mehr Ländern eine 
kritische Öffentlichkeit.

Volker Weyel

Dr. Volker Weyel ist Gründungs- und Vorstandsmit-
glied des ‚Global Policy Forum Europe‘. Von 1977 bis 
2004 war er Chefredakteur von ‚VEREINTE NATIO-
NEN. Zeitschrift für die Vereinten Nationen und ihre 
Sonderorganisationen‘.

Hinweise
 Dag-Hammarskjöld-Stiftung

www.dhf.uu.se/default.html
 Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen

www.dgvn.de/
 Deutscher Übersetzungsdienst der Vereinten 

Nationen - www.un.org/Depts/german/
 Global Policy Forum (GPF)

www.globalpolicy.org/
 GPF Europe

www.globalpolicy.org/gpf-europe-eu.html
 Übersicht zur Reform der Vereinten Nationen

www.reformtheun.org/index.php
 Übersicht zur Tätigkeit des Sicherheitsrats

www.securitycouncilreport.org
 Vereinte Nationen - www.un.org/en/index.shtml

1 China, Frankreich, Großbritannien, UdSSR, USA. 
- Russland übernahm Ende 1991 in nicht über 
jeden völkerrechtlichen Zweifel erhabener, aber 
von niemandem offi ziell beanstandeter Weise 
den Sitz der Sowjetunion.

2 Näheres zu Debatte und Reformvorschlägen in: 
Dag Hammarskjöld Foundation, The Quest for Regi-
onal Representation. Reforming the United Nations 
Security Council, Critical Currents no. 4, May 2008 
(www.dhf.uu.se/critical_currents_no4.html).

3 Näheres bei Jens Martens, UN-Konferenz zur 
globalen Finanzkrise 2009, VEREINTE NATIONEN, 
Nr. 4/2009, S. 179-181.

Die globale Umweltfazilität
Gut gewollt ist nicht immer gut gekonnt 

Die Grundidee der Globalen Umweltfazilität (Global Environmental Facility, 
GEF) ist Ressourcentransfer von Nord nach Süd. Die Industrieländer als Haupt-
verursacher von globalen Umweltproblemen geben Geld, um Entwicklungslän-
der dabei zu unterstützen, die daraus resultierenden Probleme zu lösen. Aller-
dings sind die Struktur sowie die konkrete Arbeit von GEF umstritten.

Die Globale Umweltfazilität wur-
de 1991 im Vorfeld der Rio-
Konferenz im Wesentlichen 

von den G7-Regierungen gegründet. 
Ihr Auftrag ist es, den Schutz der glo-
balen Umwelt zu fi nanzieren und der 
Finanzierungsmechanismus multila-
teraler Umweltabkommen1 zu sein. 
Sie vergibt Mittel in sechs Förderbe-
reichen: Klimawandel, Biodiversität, 
Internationale Gewässer, Abbau der 
Ozonschicht, Landdegradierung und 
langlebige organische Schadstoffe. 

Die Grundidee an sich ist gut: Res-
sourcentransfer von Nord nach Süd. 
Die Industrieländer als Hauptverursa-
cher von globalen Umweltproblemen 

wie Klimawandel, Biodiversitätsverlust 
oder Ozonabbau geben Geld, um Ent-
wicklungsländer dabei zu unterstüt-
zen, die daraus resultierenden Pro-
bleme zu lösen. Die Fazilität hatte es 
jedoch von Anfang an schwer: einer-
seits, da ihr Südregierungen ambiva-
lent bis feindlich gegenüber standen, 
die in der Fazilität ein reines Instru-
ment des Nordens sahen. Andererseits 
erhielt die Fazilität keine Eigenstän-
digkeit, sondern wird von Weltbank, 
Entwicklungsprogramm (UNDP) und 
Umweltprogramm (UNEP) der Verein-
ten Nationen verwaltet. Dabei beher-
bergt ursprünglich die Weltbank das 
GEF-Sekretariat und wickelt Gelder ab, 

UNDP gibt technische Unterstützung 
bei Projekten und UNEP unterstützt 
wissenschaftlich. Inzwischen können 
ebenfalls weitere Institutionen wie re-
gionale Entwicklungsbanken oder die 
Welternährungsorganisation als Um-
setzungsorgane fungieren. Damit sind 
zahlreiche Akteure mit GEF-Hut aktiv, 
die teilweise sehr unterschiedliche 
Aufträge haben, was zu Spannungen 
und Konkurrenz geführt hat. 

Kritik an GEF
Ein wesentlicher Kritikpunkt am 

„Haupt-GEF-Verwalter“ Weltbank ist, 
dass diese GEF als grünes Mäntelchen 
benutzt, die Fazilität jedoch keines-
wegs zu einer generellen Ökologisie-
rung der Weltbankpolitik geführt hat. 
Die Tschad-Kamerun Pipeline ist ein 
Beispiel dafür, wie GEF für „Umwelt-
Tricksereien“ der Weltbank genutzt 
wird: Die Weltbank (über die Töchter 
Internationale Bank für Wiederauf-
bau und Entwicklung, IBRD und Inter-
nationale Finanzkorporation, IFC) gab 
für diese Pipeline im Jahr 2000 direkte 
Kredite über 193 Millionen US-Dollar, 
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was sowohl wegen der gravierenden 
Umweltprobleme als auch wegen der 
menschenrechtlichen und sozialen 
Auswirkungen für internationale Em-
pörung sorgte. Da die Pipeline gerade 
in Kamerun artenreiche Gebiete zer-
störte und somit zu Biodiversitätsverlu-
sten geführt hat, musste die Weltbank 
nach ihren Naturschutzrichtlinien die-
se Verluste durch die Unterschutzstel-
lung neuer Flächen ausgleichen. Ein 
Gebiet, das gewählt wurde, war der 
Campo Ma’an Nationalpark. Tatsäch-
lich gehörte er jedoch zu einem von 
sieben Gebieten, die bereits früher 
im Rahmen eines GEF-Projektes unter 
Schutz gestellt und für die partizipa-
tive Schutzpläne formuliert werden 
sollten. Somit brach die Weltbank ihre 
eigenen Regeln, da kein neues Schutz-
gebiet geschaffen wurde2. 

Indigene Völker
Jedoch ist auch die konkrete Arbeit 

von GEF selbst nicht unumstritten. Zu 
den fi nanzierten Aktivitäten gehören 
unter anderem die Einrichtung und 
Verstärkung von Schutzzonen, inklusiv 
Randzonen und die nachhaltige Nut-
zung der Biodiversität außerhalb von 
Schutzzonen. Dabei sind häufi g Land 
und Territorien von indigenen Völkern 
betroffen, die wiederholt die Erfah-
rung gemacht haben, dass ihre Rechte 
in den verwendeten Schutzkonzepten 
nicht beachtet wurden und ihr Lebens-
wandel von den Schutzzonen bedroht 
ist. Zudem werden sie nicht effektiv 
an Entscheidungen beteiligt, zum Teil 
selbst bei solchen GEF-Projekten, die ge-
zielt auf indigene Völker zugeschnitten 
sind3. Nach massiver Kritik von Indige-
nenorganisationen und dem britischen 
Forest Peoples Programme befasst sich 
inzwischen im GEF-Sekretariat jemand 
mit Indigenenfragen, Probleme gibt es 
jedoch nach wie vor: Ein Beispiel ist das 
„Paraguay Wildlife Projekt“, wo seit 
2001 ein Schutzgebiet auf dem Gebiet 
der indigenen Mby’a Guarani eingerich-
tet wird, ohne diese zu konsultieren, 
geschweige denn ihre Zustimmung ein-
zuholen, was völkerrechtlich notwenig 
wäre  und den Anforderungen der Bio-
diversitäts-Konvention entspräche, „die 
herkömmliche Nutzung biologischer 
Ressourcen im Einklang mit traditionel-
len Kulturverfahren“ zu schützen. In 
dem Projekt wurden Informationen zu 
dem Projekt den Indigenen überhaupt 
erst zur Verfügung gestellt, nachdem 
sie mit Klagen drohten4.

Klimaschutz

Im Klimaschutzbereich gibt es eben-
falls Kritik an der Fazilität.  Dort hat 
GEF seit 1991 fast zwei Milliarden US-
Dollar für Projekte zur Förderung er-
neuerbarer und emissionsarmer Ener-
gien vergeben. Zudem wurden unter 
dem GEF-Dach zusätzliche Fonds zur 
Anpassung an den Klimawandel ein-
gerichtet, um Länder zu unterstützen, 
die Aktionspläne für die Anpassung 
erstellen. Im Vorfeld des Klimagip-
fels in Kopenhagen wird nun darüber 
diskutiert, welche Rolle GEF in einem 
Post-Kyoto Regime spielen soll. Um-
weltorganisationen, die im Klimabe-
reich aktiv sind, weisen darauf hin, 
dass trotz jahrelanger Reformdebat-
ten wenig Fortschritte bei GEF erzielt 
wurden und bezweifeln deshalb, dass 
GEF die Herausforderungen von Miti-
gation und Anpassung in der nötigen 
Größenordnung meistern kann. Diese 
Bedenken werden von Entwicklungs-
ländern geteilt, die lieber eine kon-
sistentere Finanzstruktur unter dem 
Dach der Klimarahmenkonvention 
sehen würden mit einem deutlich re-
formierten Finanzmechanismus, statt 
des Flickenteppichs existierender Insti-
tutionen, selbst wenn diese viel mehr 
Mittel bekämen. Umweltorganisa-
tionen schlagen deshalb eine eigene 
Kopenhagener Klima-Fazilität vor, mit 
demokratischer Entscheidungsstruktur 
auf der Grundlage gerechter, ausge-
wogener regionaler Verteilung und 
mit signifi kanter Vertretung der Ent-
wicklungsländer sowie formaler Ver-
tretung relevanter Stakeholder5. 

Rolle der Entwicklungsländer
Denn der Streitpunkt seit Beginn, 

welche Rolle und Mitsprache die Ent-
wicklungsländer bei GEF haben, ist 
auch 18 Jahre nach Einrichtung der 
Fazilität nicht gelöst. Zwar hat GEF 
eine offene Mitgliedschaft, Einfl uss 
macht sich jedoch am eingebrachten 
Geld fest: bei den regelmäßig statt-
fi ndenden Wiederauffüllungsrunden 
darf nur mitdiskutieren, wer minde-
stens 4 Millionen Special Drawing 
Rights (SDR, entspricht 4,38 Millionen 
Euro) einbringt, ansonsten können 
Länder den Diskussionen nur als Be-
obachter beiwohnen. Aktuell fi ndet 
eine solche Wiederauffüllungsrunde 
statt, die einhergeht mit einer Stu-
die zu den Ergebnissen des GEF. Ein 
Zwischenbericht dieser Studie von 

Juni 2009 hebt besonders hervor, dass 
Empfängerländer auf jeden Fall in die 
Wiederauffüllungsdiskussion einbe-
zogen werden sollten, da dies guter 
internationaler Praxis entspricht und 
helfen könnte, die bestehenden Süd-
Nord Konfl ikte aufzulösen. 

Reformen notwendig
Nichtregierungsorganisationen, die 

sich gezielt mit GEF auseinanderset-
zen, haben ebenfalls Reformforde-
rungen an die Wiederauffüllungs-
runde formuliert, dazu gehören eine 
großzügige Auffüllung für die Peri-
ode 2010-2014 um mindestens 10 Mil-
liarden US-$, Strukturreformen, die 
dafür sorgen, dass Zivilgesellschaft 
angemessen in GEF-Planungen und 
–Ausführung einbezogen wird und 
einen hinreichenden Anteil an GEF-
Mittel für  Arbeit zu den Umweltkon-
ventionen erhält.

Deutschland ist hinter den USA und 
Japan drittgrößer Geldgeber der GEF. 
Für die Zeit von 2006 bis 2010 sagte 
die Bundesrepublik einen Anteil in 
Höhe von 277,5 Millionen US-Dollar 
an einem Gesamtvolumen von 2,3 
Milliarden US-Dollar zu. Unter den ge-
gebenen Strukturen hat die Bundes-
regierung damit viel Einfl uss auf die 
Diskussion um Reformen, die an die 
Wiederauffüllung geknüpft sind. Wie 
GEF künftig die Welt mitregiert wird 
deshalb auch vom Einfl uss der Bun-
desregierung und deutscher Nichtre-
gierungsorganisationen auf die Bun-
desregierung abhängen.

Regine Richter
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IWF- und Weltbank-Reform
Mehr Demokratie wagen!
Am 24./25.9.09 treffen sich die G20 Staatschefs in Pittsburgh, Pennsylvania und 
10 Tage später fi ndet in der Türkei, in Istanbul das Jahrestreffen von IWF und 
Weltbank statt. Mit der Finanzkrise sind diese beiden multilateralen Institute 
sowie das Financial Stability Forum mit ihren angeschlossenen Institutionen 
endgültig zu operationalen Einheiten zur Strukturierung und Kontrolle der glo-
balen Finanzpolitik und ihrer institutionellen Architektur geworden. Entspre-
chend umkämpft ist ihre politische Kontrolle. Die Machtverhältnisse in diesen 
globalen Institutionen sind weiterhin äußerst ungleich zugunsten der Indus-
trieländer verteilt. Die Schwellenländer in der G20 wollen ihren Einfl uss nun 
deutlich erhöhen. 

Die Quotenformel und die Sta-
tuten von IWF und Weltbank 
sind die Hebel, mit denen die 

reichen Länder seit über 60 Jahren 
sicherstellen, dass die Politik und die 
Kreditentscheidungen von Fonds und 
Bank sich im Rahmen ihrer Vorstel-
lungen bewegen. Sie haben mit die-
sen Hebeln über die Jahre die IWF-
Reserven zu knapp gehalten, weshalb 
Ländern mit Investitionsbedarf nicht 
genügend Mittel zur Verfügung ge-
stellt werden konnten1. Darüber hi-
naus haben sie über Kreditentschei-
dungen politisches Wohlverhalten 
bei den Kreditnehmern erzeugt und 
über Kreditkonditionalitäten die er-
wünschte Art von Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik durchgesetzt. 

Stellschraube Quotenformel
Ist die Quote einmal berechnet, 

richten sich nach ihr u.a. die Abstim-
mungsmacht eines Landes, die Höhe 
seiner Stimmrechte, die Höhe seines 
möglichen Kredits vom IWF sowie die 
Zahl der Sonderziehungsrechte, die 
ihm bei einer Ausschüttung zugeteilt 
werden2. 

Die Quotenberechnung bei IWF 
und Weltbank wird schon seit langem 
heftig kritisiert. Sie sollte nicht mehr 
berechnet werden, in dem man u.a. 
die Bruttoinlandprodukte der Länder 
zu ihren Dollar-Tauschkursen umrech-
net. Stattdessen sollten die Dollarwer-
te gleicher Warenkörbe miteinander 
verglichen werden3. Der Warenkorb-
vergleich ergibt, dass die Währungen 
vieler Schwellen- und Entwicklungs-
länder stark unterbewertet sind. Voll 
auf die IWF-Quotenbemessung ange-
wandt, würde das Verfahren z. B. den 
Anteil der Wirtschaftsleistung Chinas 
am Weltinlandsprodukt gegenüber 
dem Wechselkursverfahren vervier-
fachen und den von Indien verdrei-

fachen4. Entsprechend stark könnten 
diese Länder ihre Stimmanteile in IWF 
erhöhen. Diese Argumentation wurde 
bisher vom IWF abgelehnt.5

Stimmrechte zählen
Eine zentrale Rolle für das Verhältnis 

der 186 Mitgliedsstaaten in IWF und 
Weltbank spielt die Anzahl der Stimm-
rechte, die ihnen die Statuten zugeste-
hen. Im IWF sorgen sie dafür, dass nur 
USA, Japan, Deutschland, England, 
Frankreich, China, Russland und Sau-
di Arabien einen eigenen, ständigen 
Exekutiv Direktor im Vorstand des IWF 
haben. Die anderen 177 Länder wäh-
len sich 17 Exekutivdirektoren. Da die 
USA über 17,16 % der Stimmen verfü-
gen und wichtige Entscheidungen z. 
B. über Änderungen der Statuten, Zu-
ordnung von Sonderziehungsrechten, 
etc. nur mit 85% Mehrheit getroffen 
werden können, genießen sie faktisch 
ein Veto-Recht. Normale Entscheidun-
gen, z.B. über Kreditvergaben können 
mit einfacher Mehrheit entschieden 
werden. Hier können 10 große Indu-
strieländer 52% der Stimmen auf die 
Waage bringen, mehr als die restli-
chen (außer den USA) 173 Länder. Die 
80 ärmsten Länder vereinigten bisher 
rund 10% der Stimmrechte auf sich, 
sind also unerheblich für die Entschei-
dungsfi ndung. 

Bisherige Reformen der 
Governance beim IWF

Bei der Jahrestagung des IWF in 
Singapur im September 2006 wurden 
kleinere ad hoc Quotenerhöhungen 
für China, Korea, Mexiko und die Tür-
kei umgesetzt. Außerdem beschloss 
man eine Reform der Berechnung 
der Quoten, eine zweite Runde von 
Quotenanpassungen um 5,4% nach 
einer neuen Formel, eine Verdreifa-
chung der Basisquoten, die jedes Land 

unabhängig von seinem wirtschaft-
lichen Gewicht in der Weltwirtschaft 
erhält sowie Unterstützung für die 
beiden afrikanischen Exekutivdirekto-
ren. Diese Reformen wurden im April 
2008 realisiert. Dadurch erhöhten 135 
Länder ihre Stimmanteile im IWF. Im 
Gegenzug verzichteten Deutschland, 
Irland, Italien, Japan, Luxemburg und 
die USA auf diese Quoten/Stimmrech-
te.

Die IWF-Quote jedes der 186- Mit-
gliedsländer wird seit April 2008 u.a. 
berechnet nach einem 60/40-Verhält-
nis des Bruttoinlandsprodukts nach 
Marktpreisen und nach Kaufkraftpa-
ritäten. Als sich die G20 Anfang April 
2009 in London trafen, beschlossen 
sie, die Beteiligung an IWF und Welt-
bank weiterhin nach dem Prinzip der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der 
Länder zu gestalten, aber auf eine 
Weise, die Schwellen-, Entwicklungs- 
und auch den ärmsten Länder mehr 
Sitz und Stimme in den Institutionen 
gibt. Für den IWF wurde entschieden, 
die eigentlich für 2013 anstehende 
nächste Quotenreform auf Januar 
2011 vorzuziehen6. 

Der südafrikanische Finanzminister 
Trevor Manuel schlägt vor diese Quo-
tenreform noch einmal vorziehen, auf 
den Herbst 2010. Er leitet eine IWF-
Modernisierungskommission, die mit 
prominenten Persönlichkeiten besetzt 
ist. Sie unterbreitete im März 2009 
ihren Bericht. Der greift z. B. Überle-
gungen des EZB-Vorstandes Bini Sma-
gi und von der „Jacques de Larosière-
Gruppe“ auf, z. B. zur Konsolidierung 
der EU-Vertretung in der Weltbank, 
die als überproportional empfunden 
wird. Die Kommission will außerdem 
das faktische Veto-Recht der USA im 
IWF beenden, durch Mehrheitsabstim-
mung bei 70% statt der bisherigen 
85% und durch doppelte Abstimmun-
gen, z.B. auch nach dem „ein Land, 
eine Stimme“-Prinzip.

Reform der Regierungsführung 
bei der Weltbank

Inzwischen hat die Weltbank ein ei-
genes Reformkonzept erarbeitet, wel-
ches den verschiedenen Organisati-
onseinheiten unter ihrem Dach besser 
gerecht werden soll7. In einem ersten 
Schritt haben die Weltbank-Gouver-
neure im Januar 2009 sich dafür aus-
gesprochen, den Quotenanteil von 16 
Schwellen- und Entwicklungsländern 
auf 5,55% zu erhöhen und eigene 
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Quoten dafür abzugeben. Außerdem 
wurde die Position eines zusätzlichen 
Exekutivdirektors für die Länder Afri-
kas südlich der Sahara eingerichtet. 
Die WB-Gouverneure hatten bereits 
2008 auf ihre Orientierung hingewie-
sen, „dass es im Zeitverlauf zwischen 
Industrie- und Entwicklungsländern zu 
gleichgroßen Stimmrechten komme“ 
(moving over time towards equitab-
le voting power between developed 
and developing members). Hier nahm 
die Weltbank eine Forderung der Ent-
wicklungs- und Schwellenländer auf, 
wonach die Stimmrechtsverteilung pa-
ritätisch zwischen den Blöcken verteilt 
werden sollte. Bis auf weiteres bleibt 
die Idee der Parität aber Rhetorik. 
Ein Reformpaket soll bei der Jahres-
tagung 2010 verabschiedet werden, 
das die Parität nicht vorsieht. Die Dis-
kussion darüber wurde aber auf Druck 
der G20 auf die diesjährige Tagung in 
Istanbul vorverlegt.

Das deutsche Bundesministerium 
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) hat einen ei-
genen Vorschlag zur Reform der Welt-
bank für Istanbul vorbereitet. Er soll in 
den nächsten Tagen der interessierten 
Öffentlichkeit bekannt gemacht wer-
den. 

Financial Stability Forum
Das Financial Stability Board war bis 

zum zweiten G20 Treffen in London 
im April 2009 ein exklusiver Club der 
G8 und einiger multilateraler Institu-
tionen. Die Aufgabe des FSF ist die 
Standardsetzung für Banken. Auf Be-
schluss dieses Gipfels wurde der Finan-
cial Stability Board um die 12 Nicht-
G8-Länder bei den G20 erweitert und 
zum Forum umbenannt. 

Zivilgesellschaftliche 
Perspektiven

Die Entwicklungen bei der globalen 
Regierungsführung insbesondere bei 
IWF, Weltbank und Fincacial Stabili-
ty Forum (FSF) scheinen denjenigen 
Recht zu geben, die für einen langen 
Atem in der Politik plädieren. Einige 
Forderungen, die ursprünglich aus 
der Zivilgesellschaft in Nord und Süd 
stammen, werden allmählich aufge-
griffen: Die Vorstandsarbeit und die 
Länderentscheidungen sind transpa-
renter geworden, es gibt Protokolle 
der Vorstandssitzungen, wenn auch 
das Stimmverhalten einzelner Exe-
kutivdirektoren nicht veröffentlicht 

wird. Endlich wird ein dritter Afri-
kanischer Exekutivdirektor bei der 
Weltbank eingerichtet. Bei der Quo-
tenformel des IWF wurde die Kauf-
kraftparität mit 40% berücksichtigt. 
Die Chefs der beiden Einrichtungen 
sollen künftig nicht mehr von USA 
und Europa bestimmt, sondern durch 
eine auf Eignung gründende Kandi-
datenauswahl ersetzt werden. In den 
erwähnten Kommissionsberichten 
und Stabspapieren8 tauchen sogar die 
Forderung nach einem Ende des Veto-
Rechtes der USA, einer Konsolidierung 
der 8 EU-Exekutivdirektoren und nach 
der Parität zwischen entwickelten und 
Entwicklungsländern in offi ziellen Do-
kumenten auf. 

Was die Zivilgesellschaft 
in Nord und Süd fordert

Zivilgesellschaftliche Gruppen und 
weltweite Netzwerke überzeugen 
diese Reformschritte der Internatio-
nalen Finanzinstitutionen aber noch 
nicht. Ihre institutionelle Weiterent-
wicklung ist nicht akzeptabel, ohne 
eine starke Demokratisierung ihrer 
Regierungsführung. Im globalen Sü-
den werden IWF und Weltbank als 
ausführende Organe der reichen 
Welt wahrgenommen, die selbst kei-
ne Legitimität besitzen. Sie müssten 
demokratischer, transparenter und 
rechenschaftspfl ichtiger werden, als 
sie es heute sind. Nord/Süd- Netz-
werke wie das „IFIwatchnet“ mit ca. 
30 Fachorganisationen aus Nord und 
Süd fordern 9: 

Stärkung der demokratischen Säule 
von Weltbank und IWF durch doppel-
te Mehrheitsabstimmung nach Quo-
ten und nach „ein Land eine Stimme“, 
Einführung eines Faktors für die Be-
völkerungsgröße eines Mitgliedslan-
des und volle Kaufkraftgewichtung 
des Inlandsprodukts. Außerdem wird 
das Ende des US-Amerikanischen de-
facto Veto-Rechts gefordert, eine Kon-
solidierung aller EU–Länder zu einer 
„constituency“ (Ländergruppe) und 
Vertretung durch einen EU-Exekutiv-
direktor sowie die starke Anhebung 
der Stimmen der Entwicklungsländer 
in der Weltbank, besonders auch in 
der Internationalen Entwicklungs-
agentur (IDA) der Weltbank und dem 
IWF. Es muss volle Transparenz über 
die Entscheidungen des Vorstandes 
und das Abstimmungsverhalten der 
Exekutivdirektoren geben, ein Ende 
der makro-ökonomischen Kreditkon-

ditionalitäten und eine armuts- und 
beschäftigungsorientierte Wirtschafts- 
und Finanzpolitik.

Demokratie vs. Naivität
Die europäischen Exekutivdirekto-

ren von Weltbank und IWF beschuldi-
gen die Akteure der Zivilgesellschaft 
der politischen Naivität. Sie alleine, be-
tonen sie, seien die Garanten von öko-
logisch-klimatischen, gender-orientier-
ten und menschenrechtsbezogenen 
Politiken und Vergabe- und Ausschlus-
skriterien. Die Mehrheit der außereu-
ropäischen Regierungen fühlten sich 
diesen Kriterien und Werten keines-
wegs verpfl ichtet. Für die Zivilgesell-
schaft wird es in der Tat zunehmend 
wichtiger, diese Argumente nicht 
alleine als Ausdruck institutioneller 
Interessen abzutun. Zur Demokratie 
als Prinzip der globalen Regierungs-
führung gibt es keine Alternative aber 
eben auch nicht zu Menschenrechten, 
Armutsbekämpfung und Klimaschutz. 
Daher wird es notwendig werden, die 
Transparenz der Arbeit der multilate-
ralen Institutionen erheblich auszu-
bauen und die Fähigkeit der Akteure 
der Zivilgesellschaft in den Entwick-
lungsländern zu stärken, damit sie die 
Arbeit der eigenen Regierung in den 
globalen Institutionen kritischer be-
gleiten können.    
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und Entschuldung beim Evangelischen Entwicklungs-
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Abgesang auf G8
Vom Krisenmanagement zum Schaulaufen 
Mit ihrem diesjährigen Gipfel, der vom 6. - 8. Juli in L’Aquila/Italien stattfand, 
ist die Gruppe der 8 (G8: USA, Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Japan, 
Kanada und Italien plus Russland) an ihrem bisherigen Tiefpunkt angekom-
men. Auf diesen Niedergang kann eigentlich nur noch ihre Aufl ösung folgen. 
Doch die italienischen Gastgeber suchten lieber die Flucht nach vorn. 

Am Niedergang der G8 sind so-
ziale Bewegungen und Nichtre-
gierungsorganisationen (NGOs) 

nicht ganz unschuldig. Seit Ende der 
1980er haben sie Jahr für Jahr nicht 
nur Proteste organisiert, sondern auf 
Gegengipfeln immer auch nach Alter-
nativen zu einer Global Governance-
Struktur gefragt, in deren Zentrum für 
allzu lange Zeit – gleichsam wie die 
Spinne im Netz – ein exklusiver Klub 
von Regierungen stand. Die G8 ver-
fügten zwar stets über einen großen 
Teil des Weltreichtums, aber nie über 
die Legitimität, für die große Mehr-
heit der Weltbevölkerung zu sprechen 
oder gar Entscheidungen zu fällen.

Weltwirtschaftliche 
Dominanz angekratzt

Seit Anfang des neuen Jahrtausends 
ist auch die globale wirtschaftliche Do-
minanzposition der G7/G8 angekratzt. 
Die neuen, aufstrebenden Wirtschafts-
mächte, wie China und Indien, sind po-
litisch zwar immer noch unterrepräsen-
tiert. Aber aufgrund ihres wachsenden 
ökonomischen Gewichts ist eine Re-
gelung vieler globaler Probleme ohne 
ihre Beteiligung nicht mehr möglich. 
Wie etwa soll über den Abbau der glo-
balen Ungleichgewichte geredet wer-
den, wenn das Land mit dem größten 
Leistungsbilanzüberschuss, China, nicht 
mit am Tisch sitzt?

Wie sehr sich die Verhältnisse geän-
dert haben, macht vielleicht nichts so 
deutlich wie die Umkehr der Schuld-
ner-Gläubiger-Positionen zwischen 
China und den USA. Als Land mit den 
größten Devisenreserven der Welt hat 
China begonnen, schon mal Alterna-
tiven zur Leitwährungsrolle des US-
Dollars zu ventilieren. Änderungen auf 
diesem Feld sind zwar nur langfristig 
denkbar. Aber eine Signalwirkung hat 
es schon, wenn chinesische Zentral-
banker die Sonderziehungsrechte des 
IWF (wesentlich aufgestockt und neu 
zusammengesetzt) als neue globale 
Reservewährung ins Gespräch brin-
gen. Inzwischen jedenfalls kämpft die 

G8, die (als G7) in den 1970er Jahren 
just nach der Aufl ösung des Bretton-
Woods-System (mit seiner festen Dol-
lar-Bindung) auch als währungspoli-
tisches Koordinierungsgremium ins 
Leben gerufen worden war, um ihr 
Überleben. Doch die diesjährige italie-
nische G8-Präsidentschaft unter Sylvio 
Berlusconi machte ihr dies nicht ge-
rade leichter, wie die Financial Times 
süffi sant bemerkte.

Kurz vor dem G8-Treffen in L‘Aquila 
hatte sogar Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel in den „Abgesang auf G8“ 
eingestimmt. Das zukünftige Entschei-
dungszentrum seien die G20, meinte 
sie, und die G8-Treffen würden mehr 
und mehr in das Format einer „Vorbe-
sprechung“ hineinwachsen. 

G20: Der neue Stern 
am Firmament

In der Tat sind die G20, der neben 
den G8-Staaten, Australien, Spanien 
und der Europäischen Kommission 
auch die zehn wirtschaftlich poten-
testen Länder mit aufstrebenden 
Ökonomien („emerging economies“) 
angehören (Brasilien, Argentinien, 
Mexiko, China, Indien, Südafrika, In-
donesien, Malaysia, Saudi-Arabien, 
Südkorea), so etwas wie der neue 
Stern am Firmament der informellen 
Global-Governance-Architektur. Unter 
Effi zienzkriterien betrachtet, haben 
die G20 die G8 als zentrales Gremium 
zur Bearbeitung der Finanzkrise be-
reits abgelöst – ein Aufstieg übrigens, 
den wir im Informationsbrief Welt-
wirtschaft & Entwicklung seit fünf 
Jahren vorhergesagt haben. 

Ob die G20 auf Gipfelebene auch 
für andere globale Fragen der Weis-
heit letzter Schluss ist, muss sich aller-
dings noch zeigen. Unter dem Aspekt 
der Repräsentanz teilt die G20 mit der 
G8 ein zentrales Legitimitätsproblem: 
Auch dort sind die Mehrheit der Län-
der und vor allem die Ärmsten der Ar-
men nicht vertreten. 

Wenn wir uns Ablauf und „Ergeb-
nisse“ des letzten G8-Treffens in Ita-

lien noch einmal vergegenwärtigen, 
sind allerdings Zweifel angebracht, 
ob es sich wirklich nur um die Anbe-
raumung einer „Vorbesprechung“ 
handelte. Eher könnte von einem 
Schönheitswettbewerb Berlusconis 
die Rede sein. Dieser wollte offen-
sichtlich den größten G8-Gipfel aller 
Zeiten ausrichten, jedenfalls gemes-
sen an der Teilnehmerzahl. Die G8 
tagten in L‘Aquila nur noch am er-
sten Gipfeltag unter sich. Danach ka-
men die G5 (Brasilien, China, Indien, 
Mexiko und Südafrika – die Länder 
des sog. Heiligendamm-Prozesses) 
plus Ägypten hinzu, sodann Austra-
lien, Indonesien und Südkorea als 
Vertreter des maßgeblich noch von 
Bush initiierten „Major Economies 
Forum“. Am dritten Tag wurden die 
Beratungen dann um diverse afri-
kanische Regierungen erweitert, so 
dass die italienischen Gastgeber ins-
gesamt auf 39 teilnehmende Staaten 
kamen. 

Die Teilnahme der Präsidenten und 
Direktoren von IWF, Weltbank, WTO 
und OECD ist bei dieser wundersamen 
Vermehrung der G8 noch nicht einge-
rechnet. Aber offensichtlich waren sich 
letztere nicht zu schade, dem Spekta-
kel beizuwohnen, obwohl sie erst kurz 
davor dem Finanzgipfel der Vereinten 
Nationen, für die sich jetzt immer mehr 
der Begriff G192 einbürgert, ihre Teil-
nahme verweigert haben.

Was stand inhaltlich-politisch in 
L’Aquila auf dem Spiel? Nicht viel, 
muss man sagen: Dem Vernehmen 
nach entdeckten die G8 in Italien vor 
dem Hintergrund der aktuellen Wirt-
schafts- und Finanzkrise Ethik und 
Moral (neu). Dies sollte – wie jetzt 
wieder auf dem G20-Gipfel in Pitts-
burgh – einem über Managergehälter, 
Bonuszahlungen und Zockermetho-
den empörten Publikum in den Her-
kunftsländern der G8 wie eh und ja 
deutlich machen: „Seht her, wir küm-
mern uns!“ Verabschiedet wurde ein 
„Kodex gemeinsamer Prinzipien und 
Standards des Anstands, der Integrität 
und der Transparenz“, nach dem sich 
künftig das Handeln auf den globa-
len Märkten bemessen soll. Der Kodex 
wurde zuvor auf dem G8-Finanzmini-
stertreffen in Lecce/Italien vorbereitet, 
weshalb gelegentlich auch vom „Lec-
ce Framework“ die Rede ist. Doch es 
fragte sich natürlich, warum sich der 
Rest der Welt von denen, die für die 
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aktuelle Krise verantwortlich sind, in 
Sachen Anstand und Moral belehren 
lassen soll.

Entwicklungspolitische 
Scheinaktivität

Gleiches gilt für die vielen Scheinak-
tivitäten, die die italienische G8-Präsi-
dentschaft in puncto Entwicklungspo-
litik um den Gipfel herum entfaltete. 
Sogar von innovativen Finanzierungs-
mechanismen war die Rede, weil die 
Italiener die nicht gerade mehr neue 
Idee hatten, mit internationalen Ban-
ken und Finanzfi rmen über die schritt-
weise Absenkung der Gebühren für 
Gastarbeiter-Rücküberweisungen zu 
reden. Und ein Jahr nach dem Aus-
bruch der globalen Nahrungsmittel-
krise redeten jetzt auch die G8 über 
Ernährungssicherheit.

Doch erstens hat Eveline Herkens, 
die ehemalige niederländische Ent-
wicklungsministerin und heutige 
Koordinatorin der UN-Millenniums-
kampagne, Recht, wenn sie feststellt: 
Es macht keinen Sinn in der Entwick-
lungspolitik, immer wieder neue Auf-
gaben zu erfi nden, wenn man die 
alten Zusagen und Versprechungen 
nicht einlöst. Und zweitens ist Italien 

gerade auf diesem Gebiet ein beson-
ders trauriges Beispiel. Tatsache ist 
nicht nur, dass Italien – wie andere G8-
Länder auch – bei der Einhaltung der 
Versprechen, die öffentliche Entwick-
lungszusammenarbeit schrittweise auf 
0,7% des Bruttonationaleinkommens 
zu erhöhen, weit hinterher hinkt. Für 
das Jahr 2009 hatte Rom sogar drasti-
sche Kürzungen in diesem Ausgaben-
bereich eingeplant. Da macht es kei-
nen Sinn, die Zusagen von Gleneagles 
gebetsmühlenartig erneut zu bekräf-
tigen, wenn nicht gleichzeitig kon-
krete Beschlüsse zu ihrer praktischen 
Umsetzung gefasst werden.

Es gibt also nach wie vor aktuelle 
politische Gründe, gesellschaftlichen 
Druck auf die G8 auszuüben und nach 
Alternativen zur ihrer Rolle und Welt-
wirtschaftspolitik zu fragen. Längst 
geht es allerdings nicht mehr nur um 
Alternativen zur alten G8-Struktur, 
auch wenn Frankreichs hyperaktiver 
Präsident Sarkozy jetzt verkündet 
hat, bis zu seiner G8-Präsidentschaft 
im Jahre 2011 die Gruppe in eine G14 
transformieren zu wollen. Das Tableau 
der Debatte könnte die Rolle der G20 
und anderer G-Gruppen umfassen und 
über die Reform von IWF, Weltbank 

und WTO bis hin zu einer reformier-
ten und aufgewerteten UNO reichen. 
Nicht zu kurz kommen sollten in dieser 
Diskussion aber auch die sog. Off-Box-
Initiativen, d.h. eigenständige regio-
nale Initiativen im Süden außerhalb 
der etablierten institutionellen Struk-
turen, wie die Banco del Sur in Latein-
amerika, die Chiang Mai-Initiative in 
Ost- und Südostasien oder generell 
der Prozess der Süd-Süd-Integration, 
um nur einige Stichworte zu nennen. 
Letztere dürften in dem Maße, wie 
sich Reformanstrengungen als vergeb-
lich erweisen, sogar wichtiger werden. 
Wenn sich die politischen Kräfte im 
Süden des Globus wieder verstärkt ei-
genständig organisieren, verstärkt das 
ihrerseits den Druck auf die Herausbil-
dung einer demokratischeren Global 
Governance. Zu diesem Prozess hat 
das Schaulaufen von L’Aquila freilich 
keinen Beitrag geleistet.

Rainer Falk

Der Autor ist Herausgeber des Informationsbriefs 
Weltwirtschaft & Entwicklung (W&E). 
Der Brief berichtet seit seiner Gründung vor 20 
Jahren regelmäßig über G8-Gipfel und andere „Bau-
stellen der Globalisierung“ 
(www.weltwirtschaft-und-entwicklung.org und 
www.baustellen-der-globalisierung.blogspot.com).

Internationale Handelspolitik in 
der doppelten Sackgasse
Widerspruch zwischen politischer Absichtserklärung und 
Verhalten am Verhandlungstisch

Der seit den 1990ern vorherrschende politische Trend zur fortschreitenden Li-
beralisierung des internationalen Handels mit Gütern und Dienstleistungen ist 
ins Stocken gekommen. Weder im Rahmen der seit Jahren dahin siechenden 
Doha-Runde der WTO noch in den zahlreichen bilateralen und regionalen Han-
delsabkommen sind kurz- und mittelfristig Ergebnisse zu erwarten.

Nach dem Scheitern verschie-
dener Anläufe eine Eini-
gung in der Doha-Runde zu 

erzielen, waren die Verhandlungen 
Ende 2008 faktisch auf Eis gelegt. 
Nachdem nun sowohl in den USA 
als auch in Indien neue Regierungen 
im Amt sind, hatte die indische Re-
gierung Anfang September 2009 zu 
informellen Beratungen nach Delhi 
geladen. Dabei sollte es nicht darum 
gehen, Kompromisse in wichtigen 
Streitfragen vorzubereiten, sondern 
erneut der politische Wille bekräf-
tigt werden, die Verhandlungen zu 
Ende zu bringen.

Die Doha-Runde der WTO 
steckt immer mehr fest

Die zur Koordination von Maßnah-
men gegen die Weltwirtschaftskri-
se eingerichteten G20, in der auch 
Schwellen- und große Entwicklungs-
länder vertreten sind, betonen regel-
mäßig ihren Willen, die Doha-Runde 
schnell abzuschließen. Zu Fortschrit-
ten in den Verhandlungen führt dies 
regelmäßig nicht.

Dieser Widerspruch zwischen politi-
scher Absichtserklärung und Verhalten 
am Verhandlungstisch ließ sich auch in 
Delhi nicht aufl ösen. Die indische Re-

gierung hatte bereits vorab und ange-
sichts massenhafter Demonstrationen 
von Bauern vor und während des Tref-
fens klar gemacht, dass sie aus Sorge 
um Millionen armer Kleinbauern zu 
keinen weiteren Zugeständnissen bei 
der Öffnung seiner Agrarmärkte be-
reit ist, und dass sie an der Einrichtung 
eines Schutzmechanismus gegen den 
plötzlichen Anstieg von Importen fest-
hält. Die USA machten ihrerseits kei-
ne Anstalten ihren Widerstand gegen 
diese Pläne Indiens aufzugeben.

Gleichzeitig versuchen die USA, 
ihre Märkte stärker gegen Importe zu 
schützen, wobei sie in einem Fall be-
reits einen Rückschlag erlitten haben: 
Die Berufungsinstanz des WTO-Streit-
schlichtungsausschusses gab einer Be-
schwerde Japans recht. Sie hatte sich 
gegen die Methode gerichtet, nach 
der die USA das „Dumping“ seiner 
Handelspartner berechnet, also den 
Export von Waren zu künstlich verbil-
ligten Preisen. Mit dem Schiedsspruch 
der WTO steht dieser Schutzmecha-
nismus den USA nun nicht mehr im 
selben Umfang zur Verfügung. Beson-
ders delikat ist dabei die Tatsache, dass 
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der US-Kongress in seinem Mandat für 
die Regierung ausdrücklich fordert, 
dass in der Doha-Runde die Mög-
lichkeiten zum Schutz vor Dumping 
nicht begrenzt werden dürfen. Das 
hat bisher eine Einigung in den Doha-
Verhandlungen über Regeln in diesem 
Bereich verhindert. Wie die USA dar-
auf reagieren werden, dass sich nun 
heraus stellt, dass sie auch die schon 
bestehenden Regeln verletzen, bleibt 
abzuwarten. Auch die Tatsache, dass 
die US-Regierung Mitte September 
beschlossen hat, Schutzzölle gegen 
chinesische Reifenimporte zu erheben, 
da diese amerikanische Arbeitsplätze 
gefährden, erhöht wahrscheinlich ihre 
Popularität bei den Gewerkschaften, 
aber verbessert sicher nicht das Klima 
in den WTO-Verhandlungen. Auch 
wenn die Maßnahme formal den Kri-
terien des in der WTO bestehenden 
Schutzmechanismus entsprechen soll-
te, hat die chinesische Regierung sich 
verärgert gezeigt, und Maßnahmen 
gegen US-Importe von Autoteilen und 
Hühnerfl eisch angekündigt.

Klimaschutz als neuer 
Konfl iktpunkt

Neben diesen bereits stattfi nden-
den Konfl ikten in der WTO zeichnet 
sich im Zusammenhang mit den inter-
nationalen Klimaschutzverhandlun-
gen ein noch größerer Konfl iktpunkt 
im internationalen Handelssystem ab. 
Das US-Repräsentantenhaus hat im 
Juli einen Gesetzentwurf verabschie-
det, der sehr moderate Klimaschutz-
ziele vorsieht. Um zu verhindern, dass 
der US-Wirtschaft daraus Nachteile 

entstehen, enthält das Gesetz einen 
Passus, der es erlaubt „Klimazölle“ auf 
Produkte aus Ländern zu erheben, die 
ihre Emissionen nicht begrenzen. Da-
mit soll auch Druck auf China und an-
dere Schwellenländer ausgeübt wer-
den, sich in den laufenden Verhand-
lungen um ein Nachfolgeabkommen 
zum Kyoto-Protokoll auf den Abbau 
ihrer Emissionen zu verpfl ichten. 

China, Indien und andere Entwick-
lungsländer beklagen, dass die USA 
den Klimaschutz nur als Vorwand neh-
men um ihre Märkte zu schützen, und 
Beschwerden vor der WTO angedroht. 
Gleichzeitig hat Indien eine Beschlus-
svorlage in die Verhandlungen zum 
Kopenhagener Klimaabkommen ein-
gebracht, die ausschließen soll, dass 
Handelshemmnisse aus Klimaschutz-
gründen eingeführt werden. Der 
Zweckoptimismus von WTO-General-
direktor Lamy, die Doha-Runde zwar 
nicht bei der nächsten Ministerkonfe-
renz im November, aber im Laufe des 
Jahres 2010 abschließen zu können 
scheint unbegründeter denn je. 

Regionale Handelsabkommen 
als Alternative?

Die Dauerblockade der Doha-Runde 
lässt bei vielen Beobachtern die Frage 
aufkommen, ob das multilaterale Han-
delssystem nicht zu schwerfällig sei, 
und die dort nicht zu vereinbarende 
Liberalisierung leichter auf bilatera-
ler oder regionaler Ebene zu erzielen 
sei. Und in der Tat haben sowohl EU 
und USA als auch eine Reihe von Ent-
wicklungsländern untereinander seit 
der Mitte des Jahrzehnts Verhandlun-
gen zum bilateralen Abbau von Han-
delsschranken aufgenommen. Von 
der anfänglichen Dynamik, wie sie 
zum Beispiel die EU mit ihrer „Global 
Europe“-Strategie zu suggerieren ver-
suchte, in der Freihandelsabkommen 
mit Südkorea, Indien, den südostasia-
tischen ASEAN-Staaten und Ländern 
Süd- und Zentralamerikas angestrebt 
werden ist allerdings nicht viel übrig 
geblieben. 

EU und USA konnten in den letz-
ten Jahren kaum Verhandlungen mit 
wirtschaftlich bedeutenden Ländern 
zum Abschluss bringen. Selbst wo dies 
gelang, wie im Fall der bilateralen 
Abkommen zwischen den USA und 
Südkorea, sind die Ergebnisse noch 
nicht durch die Parlamente ratifi ziert. 
Beim Abkommen der USA auch auf-
grund eines der Konfl iktpunkte, den 

beide Länder in der WTO haben: Den 
Schutzmöglichkeiten der USA gegen 
vermutetes Dumping beziehungs-
weise marktstörende Importanstie-
ge aus Südkorea. Auch in den schon 
mehrfach als eigentlich abgeschlossen 
angekündigten Verhandlungen zwi-
schen der EU und Südkorea taten sich 
in letzter Minute immer wieder genü-
gend Hindernisse gerade beim Markt-
zugang im Automobilsektor auf, um 
einen Abschluss zu verhindern. 

Wie die bilateralen Freihandelsbe-
strebungen großer Handelsblöcke 
wie der EU, der entwicklungspolitisch 
eigentlich bedeutenderen regionalen 
Integration der Entwicklungsländer 
untereinander in die Quere kommen 
kann, wird an den Wirtschaftspartner-
schaftsabkommen (EPAs) zwischen der 
EU und ihren ehemaligen Kolonien in 
Afrika, der Karibik und dem Pazifi k 
(AKP-Staaten) besonders deutlich. Der 
ursprüngliche Plan der EU, EPAs mit 
regionalen Zusammenschlüssen von 
AKP-Ländern zu schließen, hat nur in 
der schon relativ gut organisierten Ka-
ribik halbwegs funktioniert. Im südli-
chen Afrika dagegen bedroht die Un-
terzeichnung eines Interims-EPA durch 
drei Mitglieder (Botswana, Lesotho 
und Swasiland) der Südafrikanischen 
Zollunion (SACU) die Funktionsfä-
higkeit dieser seit 1910 bestehenden 
Zollunion da die anderen Mitglieder 
Südafrika und Namibia noch keine Ei-
nigung mit der EU erzielen konnten.

Einfache Auswege 
sind nicht in Sicht.

Offensichtlich sind also auch bilate-
rale Verhandlungen kein Königsweg 
zu neuen Abkommen. Angesichts der 
vielfältigen internationalen Heraus-
forderungen für die Staatengemein-
schaft sind die Ziele der bi- und mul-
tilateralen Verhandlungen auch zu 
beschränkt. Statt nur den möglichst 
weitgehenden Abbau von Handels-
schranken anzustreben, müsste über-
legt werden, wie nationale und inter-
nationale Handelspolitik dazu beitra-
gen kann, ein Wirtschaftssystem zu 
schaffen, das Armutsbekämpfung und 
Ernährungssicherheit mit klima- und 
ressourcenschonender Produktion er-
reicht. Die offi zielle handelspolitische 
Diskussion ist davon noch meilenweit 
entfernt.

Tobias Reichert

Der Autor ist Referent für Welthandel und Ernährung 
bei Germanwatch.
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Ernährungssicherung und 
Armutsbekämpfung 
Wer koordiniert die Weltgemeinschaft im Kampf gegen Hunger?

Ob die Kapazitäten der Erde ausreichen, um die 9 Mrd. Menschen zu ernäh-
ren, die für das Jahr 2050 prognostiziert werden, ist umstritten. Es ist jedoch 
klar, dass wir als Weltgemeinschaft überhaupt nur eine Chance haben dies zu 
schaffen, wenn die natürlichen Ressourcen nachhaltig genutzt werden, die 
erzeugten Mengen an Nahrung weltweit gesteigert, die Verteilung dieser 
Nahrung gerechter gestaltet und sich die umweltschädlichen Konsumgewohn-
heiten der Industrieländer verändern werden. 

Gleichzeitig müssen wir es schaf-
fen, die Landwirtschaft den 
veränderten klimatischen Be-

dingungen anzupassen und die Emis-
sionen an Treibhausgasen pro Pro-
dukteinheit zu reduzieren. Und als ob 
diese Aufgaben noch nicht ausreichen 
würden, müssen wir die Biomasseer-
zeugung für die Energieversorgung 
so gestalten, dass es nicht zu einer 
Konkurrenz zur Ernährungssicherung 
kommt und die weltweiten Ziele zum 
Schutz der Biologischen Vielfalt ge-
fährdet werden. Zusätzlich sollten die 
Gewinne aus der Landwirtschaft nicht 
nur auf die Bankkonten oder in die In-
vestmentfonds großer Multinationaler 
Konzerne fl ießen, sondern den Erzeu-
gerländern zur Verfügung stehen, um 
Armut zu bekämpfen. 

Herkulesaufgabe
Um diese Herkulesaufgabe zu erfül-

len ist eine schlagkräftige und am All-
gemeinwohl orientierte Organisation 
bzw. eine koordinierte Arbeit aller be-
troffenen Organisationen, der Stake-
holder und Finanzgeber notwendig. 
Schaut man sich jedoch die Vielzahl 
internationaler Organisationen an, 
die zur Lösung des Problems beitragen 
wollen oder sollen, erscheinen einem 
die Entscheidungsprozesse in der EU 
im Vergleich dazu höchst transparent 
und stringent organisiert.

Die FAO, das WorldFoodProgram-
me (WFP), nationale Programme, die 
Bretton Woods (Weltbank und IWF) 
Organisationen, die G8 und letztlich 
die UNO selber konkurrieren darum, 
diese Aufgabe zu meistern; leider jede 
mit unterschiedlichen Zielrichtungen 
und oft mit verwirrenden und schwer 
zu durchschauenden Entscheidungs-
strukturen.

Flankiert wird die Arbeit dieser Or-
ganisationen von Bemühungen vie-

ler internationaler und nationaler 
Nichtregierungsorganisationen sowie 
privater Stiftungen, wie der „Bill & 
Melinda Gates“ Stiftung und der Rok-
kefeller Foundation. Vornehmlich die 
letztgenannten nehmen - ausgestattet 
mit Milliarden Dollar Stiftungskapital 
– die Lösung der Welternährungspro-
bleme in Ländern des Südens selber in 
die Hand1. Gentechnik als Lösung für 
die Produktionssteigerung wird pro-
pagiert und die Idee einer erneuten 
ressourcenverschwendenden Grünen 
Revolution wird in die Köpfe der Men-
schen gepfl anzt. 

Vor diesem Hintergrund ist es beson-
ders notwendig, dass die Rolle einer 
seit den 1970er Jahren im UN-System 
existierenden Koordinationsstelle, dem 
Committee on World Food Security 
(CFS) wieder belebt werden soll. Für 
den Welternährungsgipfel im Novem-
ber 2009 hat das Sekretariat des Gip-
fels einen Vorschlag2 vorbereitet. Da-
nach sollen die Bemühungen der oben 
dargestellten UN- und Bretton Woods- 
Organisationen, der zur FAO gehören-
den Forschungseinrichtungen (CIGAR, 
GFAR), dem IPCC3 und auch der von der 
G8 geplanten Global Partnership for 
Food Security koordiniert werden. Die 
Legitimierung soll das Koordinierungs-
gremium durch die Mitglieder, Land-
wirtschafts- und Entwicklungsmini-
sterien und durch einen institutionali-
sierten Dialog mit der Zivilgesellschaft; 
inklusive der privaten Stiftungen und 
der Wirtschaft erhalten. 

Vom Prinzip her ein demokratischer 
Weg, trotzdem bleiben Fragen:
1. Wie transparent werden 

die Entscheidungen der 
Regierungsmitglieder 
sein, wenn es um 
Themen der Gen-
technik und die Be-
wertung von Risiken 

durch eine inputintensive Land-
wirtschaft geht? Zu befürchten ist, 
dass es zur Einfl ussnahme durch 
Wirtschaftsinteressen kommt.

2. Die Stärke des CFS kann sich nur 
entfalten, wenn sich die Regie-
rungen und internationalen Orga-
nisationen an die Entscheidungen 
einer solchen Koordinierungsstelle 
halten. Werden die Staaten – und 
hier besonders die USA – diese Dis-
ziplin haben?

3. Werden die Geberländer ihr Ver-
sprechen einhalten und die zu-
gesagten Mittel bereitstellen, um 
eine Produktionssteigerung im 
Sinne der Nachhaltigkeit zu er-
möglichen?

Erfolg für reformiertes CFS?
Ein reformiertes CFS wird nur Er-

folg haben, wenn die UN-Mitglieder 
endlich das Thema einer nachhaltigen 
Hungerbekämpfung und Ernährungs-
sicherung ernst nehmen und die Chan-
cen nutzen, die in einer Koordination 
der weltweiten Aktivitäten liegen. Die 
Erfahrungen der 17. Sitzung der CSD 
zu einer Nachhaltigen Landwirtschaft 
lassen aber wenig Gutes erhoffen. Ge-
prägt von Diskussionen, die nicht ent-
lang von Lösungsansätzen, sondern 
entlang von Machtblöcken verliefen, 
hat die CSD das UN-System eher weiter 
geschwächt4. Unverantwortlich von 
den Beteiligten, wenn man bedenkt, 
was auf dem Spiel steht. Ereilt das CFS 
ein ähnliches Schicksal, vergeben wir 
eine große Chance, im Jahr 2050 mög-
liche 9 Mrd. Menschen nachhaltig zu 
ernähren.

Matthias Meißner

Der Autor ist Referent für Internationale Agrarpolitik 
bei WWF Deutschland (Berlin)

1 Mariam Mayet, Grüne Revolution in Afrika – Phi-
lanthropen fördern Gentechnik, Rundbrief Forum 
Umwelt & Entwicklung 2/09 (2009), S. 11 p.

2 www.fao.org/fi leadmin/user_upload/newsroom/
docs/Secretariat_Contribution_for_Summit%20.
pdf (download am 11.9.2009)

3 CGIAR – Consultative Group on International 
Agricultural Research, GFAR Global Forum on 
Agricultural Research, IPCC - Intergovernmental 
Panel on Climate Change

4 Jürgen Maier und Matthias Meißner, Die CSD als 
zeitlose Veranstaltung, Rundbrief Forum Umwelt 
& Entwicklung (2/09), 2009, Seite 22 pp

Weg, trotzdem bleiben Fragen:
1. Wie transparent werden 

die Entscheidungen der 
Regierungsmitglieder 
sein, wenn es um 
Themen der Gen-
technik und die Be-
wertung von Risiken 
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Blockaden überwinden? 
IRENA – Neuer Ansatz für zukunftsfähige 
internationale Energiepolitik

Mit der International Renewable Energy Agency (IRENA) wurde erstmals eine 
eigenständige zwischenstaatliche Organisation gegründet, mit der die Blocka-
de im System der Vereinten Nationen umgangen werden soll. Nun scheint sie 
eine Eigendynamik zu entwickeln, deren Ergebnisse noch nicht abzuschätzen 
sind.

Im Konsens wurde die Welt noch 
nie verändert, sondern immer von 
mutigen Vorreitern, die nach und 

nach zu einer Mehrheit wurden. Das 
merkten die EU-Mitgliedsstaaten 
beim Weltgipfel für Nachhaltige Ent-
wicklung, dem »Rio+10«-Gipfel, in Jo-
hannesburg 2002, als sie mit ihren For-
derungen nach einer international ko-
ordinierten Ausbaupolitik für Erneu-
erbare Energien an den üblichen Ver-
dächtigen scheiterten. Die Vereinten 
Nationen und ihre Rio-Konventionen 
arbeiten in der Regel im Konsensver-
fahren, und daher bilden solche Gipfel 
meist nur den kleinsten gemeinsamen 
Nenner ab. Bei kaum einem Politikfeld 
sind die Vereinten Nationen derart 
handlungsunfähig wie bei der Ener-
giepolitik – kein Wunder, so gut wie 
in jedem auch nur halbwegs demokra-
tischen Land ist Energiepolitik auch 
innenpolitisch stark umstritten.

Immerhin waren die Europäer und 
mit ihnen über 60 weitere Regierun-
gen über die fortgesetzte Blockade-
haltung der Freunde der fossilen En-
ergien so aufgebracht, dass sie den 
ungewöhnlichen Schritt gingen, mit 
einer gemeinsamen Erklärung die »Jo-
hannesburg Renewable Energy Coali-
tion« (JREC) zu initiieren. Ein weiteres 
Resultat dieser Initiative war auch die 
Bonner »Renewables 2004«-Konfe-
renz der Bundesregierung, die Nach-
folgeveranstaltung in Beijing 2005 
(»Beijing International Renewable En-
ergy Conference«) und die Gründung 
des REN21-Netzwerks. 

Aber so richtig vom Fleck kamen 
weder die JREC noch die Renewables-
Konferenzen noch das REN21-Netz-
werk. Ähnlich ging es lange Zeit der 
Initiative für eine International Re-
newable Energy Agency (IRENA), die 
massgeblich auf Initiative des SPD-Ab-
geordneten Hermann Scheer im rot-
grünen Koalitionsvertrag 2002 und im 
schwarz-roten Koalitionsvertrag 2005 
verankert wurde. Erst 2006 gewann 

die Initiative Fahrt, nachdem lange 
Zeit alle Bundesministerien geschlos-
sen den IRENA-Vorschlag ablehnten, 
Koalitionsvertrag hin oder her. 

Es waren wohl die explodierenden 
Ölpreise und der Niedergang der Bu-
sh-Regierung 2007-2008, die interna-
tional dazu führten, dass die Zeit end-
lich reif war für IRENA. Die Initiative 
der Bundesregierung führte im Januar 
2009 schließlich zur Gründungskonfe-
renz in ehemaligen Bonner Plenarsaal 
mit immerhin 75 Staaten – inzwischen 
sind es bereits 136 Signatarstaaten. 

Rolle Deutschlands
Bei einer derart großen Zahl von 

Mitgliedern hat IRENA allerdings in-
zwischen eine Dynamik angenom-
men, die von den ursprünglichen In-
itiatoren nicht mehr kontrolliert wer-
den kann. Die Bundesregierung hatte 
sich lange in der Gewissheit gewähnt, 
dass der Sitz von IRENA wie von ihr 
geplant nach Bonn kommen werde 
und daher auf die Nominierung eines 
Kandidaten für den IRENA-Chefsessel 
verzichtet. Aber auch die Vereinigten 
Arabischen Emirate waren auf den 
IRENA-Sitz scharf, ein Opec-Land mit 
einer Energiepolitik, bei der man kei-
ne klare Orientierung erkennen kann. 
Da die Araber dieses Kennzeichen al-
lerdings mit den allermeisten ande-
ren Staaten teilen, gleichzeitig aber 
enorme Summen für IRENA anboten, 
war bald klar, dass sich die Bundesre-
gierung verrechnet hatte. Hätte sie 
Bonn als IRENA-Sitz gegen Abu Dhabi 
durchsetzen wollen, hätte sie deutlich 
mehr als die angebotenen 4 Millionen 
auf den Tisch legen müssen, und dazu 
fehlte die Bereitschaft – da nützte 
auch der anklagende Hinweis Her-
mann Scheers nichts, dass der deut-
sche Finanzminister für die Interna-
tionale Atomenergiebehörde (IAEA) 
der Vereinten Nationen jedes Jahr die 
stolze Summe von 30 Millionen Euro 
weitgehend nutzlos überweist. 

Schwerpunkte und 
Haushaltsplanungen

Erste IRENA-Direktorin wird die 
französische Karrierediplomatin He-
lène Pelosse. Pikante Note am Rande: 
etwa zeitgleich unterzeichneten die 
Emirate und Frankreich einen Vertrag 
über die Lieferung von 4 Atomkraft-
werken…unter den wenigen NGOs, 
die sich überhaupt für IRENA interes-
sieren, befürchten nun nicht wenige, 
dass IRENA nun in ernster Gefahr ist, 
von trojanischen Pferden der Atom-
lobby übernommen zu werden.

Diese Frage dürfte allerdings weni-
ger von der Standortfrage abhängen, 
und auch nicht von der Direktorin al-
leine abhängen. Über die inhaltlichen 
Schwerpunktsetzungen und Haushalts-
planungen von IRENA ist noch kaum 
etwas entschieden, und davon wird 
es abhängen, ob IRENA tatsächlich in 
vielen Ländern den Ausbau der Erneu-
erbaren Energien voranbringen kann 
oder ob lediglich eine neue Behörde 
geschaffen wurde. Auch die Frage, ob 
man bei Neuaufnahmen von Ländern 
ein bisschen selektiver hätte vorgehen 
sollen, steht durchaus im Raum: Die 
Frage, was so illustre IRENA-Mitglie-
der wie Australien, Japan, Frankreich, 
Libyen, Iran, Sudan, Angola, Irak oder 
Belarus bisher für den Ausbau erneuer-
barer Energien geleistet haben, kann 
man nur mit einem defi nitiven »so gut 
wie nichts« beantworten, und ob das 
fehlende Kapazitäten oder fehlender 
politischer Wille ist, ist zumindest eine 
Diskussion wert. 

Hochgesteckte Erwartungen
Im internationalen Institutionenge-

füge muss IRENA noch ihren Platz fi n-
den. Jedenfalls sieht sie sich (zunächst) 
nicht in Konkurrenz zu existierenden 
Organisationen – in einem IRENA-Ar-
beitspapier vom Dezember 2008 heisst 
es »There is more than enough work 
for each organisation, requiring opti-
misation of capacities and close coope-
ration to create synergies.« Mit einem 
anvisierten Jahresbudget von 25 Millio-
nen Dollar wird es anfangs auch nicht 
leicht werden, die hochgesteckten Er-
wartungen zu erfüllen. Ganz oben auf 
der Prioritätenliste steht die Beratung 
nationaler Regierungen für integrier-
te Politiken zum Ausbau erneuerbarer 
Energien, darunter auch die optimale 
Nutzung von Finanzierungsquellen zur 
Umsetzung solcher Politiken. 
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Die bisherige Geschichte von IRE-
NA zeigt jedenfalls, dass angesichts 
der grundlegenden Meinungs- und 
Interessengegensätze in der Ener-
giepolitik die internationale Politik 
offenbar nicht nur im engen Korsett 
der Vereinten Nationen, sondern auch 
in eher informellen Zusammenschlüs-
sen wie den G8 oder G20 nicht vor-
ankommt, sondern sich gegenseitig 
blockiert. Gerade in den G8 sind die 
Interessengegensätze zu Energie sehr 
ausgeprägt. Mit IRENA hat erstmals 
eine Vorreiterkoalition eine eigen-
ständige zwischenstaatliche Organisa-

tion gegründet, mit der die Blockade 
im System der Vereinten Nationen 
umgangen werden soll. Ein mutiger 
Schritt, den interessanterweise auch 
so gut wie die gesamte internationale 
NGO-Szene mit völligem Desinteresse 
an sich vorüberziehen liess. Eigentlich 
ist dieses Desinteresse kaum nachvoll-
ziehbar, angesichts des seit Rio, Kyoto, 
Johannesburg und Dutzenden ande-
rer UN-Konferenzen (und demnächst 
vermutlich in Kopenhagen erneut) 
immer wieder von NGOs lautstark be-
klagten Versagens der UN. Auch die 
vielen wissenschaftlichen Abhandlun-

gen über Defi zite, Herausforderun-
gen und Wandlungen der vielzitierten 
»Global Governance« bleiben gerne 
bei Beschreibungen der Realitäten 
und ihrer Defi zite stehen, liefern aber 
viel zu wenig Hinweise darauf, wie 
solche Neuansätze wie IRENA eigent-
lich zum Erfolg geführt werden kön-
nen. Der Praxistest hat nun begonnen. 
Es müsste gerade auch im Sinne der 
NGOs sein, dass er erfolgreich wird. 

Jürgen Maier

Der Autor ist Geschäftsführer des Forums Umwelt 
und Entwicklung.

Globale Wasserpolitik
Welche Rolle spielen Weltwasserwoche und Weltwasserforum? 
Die Welt sieht sich derzeit mit gewaltigen Herausforderungen im Hinblick auf 
die gerechte Verteilung des vorhandenen Wassers und die Gewährleistung einer 
nachhaltigen Wasserversorgung für die Zukunft konfrontiert. Die Wasserpolitik 
und die Bewirtschaftung der Wasserressourcen war für unsere gemeinsame Zu-
kunft noch nie so wichtig wie heute. Derzeit ist das vorherrschende politische 
Allheilmittel, sich bei der Wasserbewirtschaftung der Mechanismen des Marktes 
zu bedienen. Die Weltwasserwoche, die jedes Jahr in Stockholm stattfi ndet, und 
das alle drei Jahre stattfi ndende Weltwasserforum sind die zwei wichtigsten Er-
eignisse, die die Verankerung solcher Ideen fördern. 

Der folgende Artikel gibt einen kur-
zen Überblick über die Rolle und den 
dominierenden Einfl uss dieser Ereignis-
se und einige Vorschläge im Hinblick auf 
ein wirksameres und mit mehr Rechen-
schaftspfl icht verbundenes Verfahren 
bei der Entwicklung und Umsetzung 
staatlicher Politik im Bereich der Was-
serbewirtschaftung zu unterbreiten. 

Wasserkrisen 
Die Menschheit ist im Hinblick auf 

ihre Beziehung zum Planeten Erde 
an einem kritischen Punkt angelangt. 
Nach jahrzehntelangem Massenkon-
sum von Ressourcen und ohne einen 
Gedanken an die Nachhaltigkeit un-
seres Handelns zu verschwenden, sind 
wir jetzt mit einer ganzen Reihe von 
Krisen konfrontiert. Die größte Auf-
merksamkeit fi ndet derzeit die globa-
le Erwärmung, die unsere Unfähigkeit 
verdeutlicht, unsere Gemeingüter auf 
verantwortungsvolle Art und Weise zu 
nutzen. Genauso wichtig ist jedoch un-
sere Fähigkeit, lebensspendende Was-
serquellen künftig – und letztlich auch 
heute schon – zugänglich, verfügbar 
und nutzbar zu machen.  

Wir sind heute mit dem Problem, 
oder besser gesagt mit dem Skandal, 
konfrontiert, dass sauberes Wasser 

nicht gerecht verteilt ist und manche 
Menschen keinen Zugang dazu haben. 
Zugleich haben wir es mit einer Krise 
bei der sanitären Versorgung zu tun. 
Allein die bloßen Zahlen sind schockie-
rend und lassen auf gravierende Aus-
wirkungen auf die menschliche Würde 
und auf menschliches Leid im Allgemei-
nen schließen. 

Nach Schätzungen der Vereinten Na-
tionen haben 1,4 Milliarden Menschen 
keinen Zugang zu sauberem Wasser. 
Gleichzeitig müssen 2,6 Milliarden 
Menschen weltweit ein Dasein ohne 
Toiletten und Badezimmer fristen. Sie 
müssen täglich ihre Notdurft im Freien 
verrichten, oft in Gewässer, aus denen 
sie ihr Trinkwasser gewinnen. Es ist 
daher kein Wunder, dass 2,2 Millionen 
Menschen, vor allem Kinder unter fünf 
Jahren, jedes Jahr an Durchfallerkran-
kungen sterben. 

Die humanitäre Krise im Bereich der 
Wasserversorgung steht auch in direk-
tem Zusammenhang mit einer Umwelt-
krise. Dürren, Wüstenbildung und Um-
weltverschmutzung sind in vielen Teilen 
der Welt herausragende Bedrohungen. 
Sie gehen dem Klimawandel voraus, 
werden durch dessen Auswirkungen 
jedoch zusätzlich verschlimmert. Rie-
sige Seen wie der Tschad-See und der 

Aralsee sind fast verschwunden. Gro-
ße Flüsse wie der Gelbe Fluss, der Rio 
Grande, der Amu Darja, der Syr Darja, 
der Jordan, der Tigris und der Euphrat 
erreichen nur noch mit großer Mühe 
das Meer. Das Grundwasser ist zwar 
unter der Erde verborgen, wird jedoch 
auf dieselbe Art und Weise geschädigt 
und übernutzt. Ebenso werden die gro-
ßen fossilen Wasserschichten weltweit 
aufgebraucht und können nicht wieder 
aufgefüllt werden.  

Wasserbewirtschaftungs-
strukturen 

Obwohl angesichts der Krise Struktu-
ren für eine verantwortungsvolle Was-
serbewirtschaftung dringend erforder-
lich sind, gibt es keine übergreifende 
einheitliche Wasserpolitik bzw. keine 
Gesetzgebung oder Gesetze im Hinblick 
auf Wasser. Das zeigt sich daran, dass es 
keine internationale Wasserkonvention 
gibt und viele Länder sich immer noch 
weigern, den Zugang zu Wasser als 
Menschenrecht anzuerkennen. 

Dass es keine globalen Wasserbe-
wirtschaftungsstrukturen gibt, bedeu-
tet nicht, dass über die Wasserpolitik 
zwangsläufi g vor Ort entschieden wird: 
die Wasserrahmenrichtlinie und andere 
europäische Richtlinien sind Beispiele 
dafür, wie regionale Gesetze sich auf 
die Politik und auf Maßnahmen vor Ort 
auswirken. 

Ebenso gibt es grenzüberschreiten-
de Abkommen entlang vieler größe-
rer Flüsse weltweit. Das existierende 
Vakuum wurde jedoch verstärkt durch 
verschiedene Institutionen gefüllt, die 
aktiv daran arbeiten, allgemeine Richt-
linien und Wasserbewirtschaftungs-
formen weltweit zu standardisieren. 
Bedauerlicherweise sind die in diesen 
Institutionen vorherrschenden Vorstel-
lungen vor allem solche, die den Markt 
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als effektivstes Instrument zur Wasser-
versorgung und –bewirtschaftung be-
fürworten. 

Die beiden wichtigsten Globalen 
Wasserinitiativen (Global Water Initiati-
ves, GWI’s) die im Zentrum solcher Ver-
suche stehen, Richtlinien zur Wasserbe-
wirtschaftung zu standardisieren und 
den Diskurs über Wasser zu bestimmen, 
sind das alle drei Jahre stattfi ndende 
Weltwasserforum (World Water Forum, 
WWF) und die jährliche Weltwasserwo-
che (World Water Week, WWW). Beide 
repräsentieren einen Trend der Abwen-
dung von der Regierungsebene und der 
Hinwendung zu Bewirtschaftungsstruk-
turen. Es ist von entscheidender Bedeu-
tung, dass wir diese globalen Wasserfo-
ren und die Frage, wer sie kontrolliert, 
untersuchen. Die Förderung einer be-
stimmten Weltanschauung, in der sich 
die weltweite Dominanz einer neoli-
beralen Politik widerspiegelt, führt zu 
einer verzerrten Debatte und erschwert 
eine offene Diskussion positiver Lösun-
gen der globalen Wasserkrise. 

Das Weltwasserforum 
Das Weltwasserforum wird vom Welt-

wasserrat kontrolliert, einem selbster-
nannten ‘globalen Wasser-Think Tank’, 
der von den großen transnationalen 
Wasserkonzernen und internationalen 
Finanzinstitutionen dominiert wird. 
Tatsächlich steht der Präsident des Welt-
wasserrats, Loic Fauchon, an der Spitze 
des privatisierten Wasserunternehmens 
in Marseille, das sich im Gemeinschafts-
besitz der zwei größten Wasserunter-
nehmen der Welt, Suez und Veolia be-
fi ndet. Der stellvertretende Präsident, 
Charles-Louis de Maudhuy, ist bei Veo-
lia beschäftigt. 

Im Weltwasserrat herrschte anfangs 
Transparenz über seine wahre Motivati-
on. Während des 2. Weltwasserforums 
in Den Haag im Jahr 2000 verabschiede-
te er eine ‚Konsenserklärung‘ über sei-
ne Vision zum Thema Wasser weltweit 
(World Water Vision): dabei handelte es 
sich im Wesentlichen um ein Manifest 
zur Förderung einer verstärkten Priva-
tisierung im Wassersektor. Dies wurde 
ergänzt durch die fi nanzielle Unter-
stützung des Cammedessus-Berichts, 
der unter anderem dafür plädierte, Ga-
rantien für Privatinvestitionen zu über-
nehmen, dergestalt, dass jedwedes Ri-
siko vom Staat getragen werden sollte, 
während das Unternehmen die Profi te 
kassierte. Die globale Bewegung für 
Wassergerechtigkeit hat seit Den Haag 

jedes Weltwasserforum in Frage ge-
stellt. Sie legte allein schon gegen die 
Legitimität des Forums Widerspruch 
ein, protestierte gegen seinen exklu-
siven Charakter und gegen die Förde-
rung der Sichtweise, dass Wasser vor 
allem ein Wirtschaftsgut ist, verbunden 
mit der Botschaft, dass die Privatisie-
rung der Wasserversorgung vorteilhaft 
und notwendig ist. 

Die Staaten werden dem WWF ge-
genüber immer misstrauischer. Beim 
letzten WWF in Istanbul unterzeichne-
ten 16 Länder eine Erklärung, in der die 
Vereinten Nationen dazu aufgerufen 
wurden, beim nächsten globalen Was-
serforum die Führung zu übernehmen, 
und 24 Länder lehnten die sogenannte 
Ministererklärung ab, weil darin Wasser 
als ein menschliches Bedürfnis bezeich-
net wurde und nicht als ein Menschen-
recht. Dies geschah nach einer vernich-
tenden Kritik, die von Maude Barlow 
im Namen von Pater Miguel d’Escoto 
Brockmann, dem 63. Präsidenten der 
UN-Generalversammlung, vorgetragen 
wurde. Präsident d’Escoto Brockmann 
stellte die Legitimität des Weltwasser-
rats in Frage und rief die UN-Mitglied-
staaten dazu auf, sich für ein echtes, 
rechenschaftspfl ichtiges Weltwasserfo-
rum unter Anwendung der UN-Stan-
dards einzusetzen. 

Leider wurde diese positive Botschaft 
durch Aktivitäten der UN-Organe abge-
schwächt, da sie sich immer häufi ger auf 
das Weltwasserforum und die privaten 
Wasserunternehmen, die mehr Einfl uss 
innerhalb des UN-Systems haben, einlas-
sen. Uns liegen Informationen vor, dass 
beim nächsten Treffen des Weltwasser-
rats 6 Plätze im Direktorium für UN-Or-
gane und ähnliche ‘zwischenstaatliche 
Institutionen’ vorgesehen sind. Das ist 
eine beunruhigende Entwicklung - eine 
Entwicklung, die zu einer weiteren Le-
gitimierung des WWF beiträgt. 

Die Weltwasserwoche 
Zweifellos fi nden in Stockholm wäh-

rend der WWW wichtige Diskussionen 
statt. Ein wichtiger Bestandteil der Wo-
che ist es, gegenwärtige und potenzi-
elle Wasserprobleme aufzuzeigen und 
Bewusstsein darüber zu schaffen. Es 
besteht jedoch ebenfalls kein Zweifel 
daran, dass die WWW durch die Legi-
timität, die sie durch ihren Status als 
‚wissenschaftliche‘ Tagung erlangt hat, 
ein zentraler Grundpfeiler für die För-
derung und Entwicklung von Ansichten 
und politischen Konzepten ist, die für 

Marktreformen, für die Umwandlung 
öffentlicher Wasserversorgungsbetrie-
be in Kapitalgesellschaften bzw. für die 
teilweise oder vollständige Privatisie-
rung dieser Wasserversorgungsbetriebe 
eintreten. Vollständige Kostendeckung 
von ‘Investitionen’, ‘Reform’ und ‘Re-
gulierung’ von Versorgungsbetrieben, 
durch die ihre ‚Bankfähigkeit’ gewähr-
leistet werden soll, und ein ‚angemes-
sener und kostendeckender‘ Preis für 
Wasser, der dazu beitragen soll, Nach-
haltigkeit im Wassersektor durchzuset-
zen, sind begriffl iche Allgemeinplätze 
und Norm und Standard bei der WWW. 
Im Gegensatz dazu werden die Beiträge 
und Ansichten derer, die sich für Mitbe-
stimmung bei der Wasserbewirtschaf-
tung, für Wasser als Allgemeingut, das 
der Gemeinschaft gehört – und nicht 
Privatbesitz ist -, für Eigentumsrechte 
und für eine allgemeine, progressive 
Besteuerung, durch die die Wasser-
versorgungsdienstleistungen bezahlt 
werden sollen, einsetzen, an den Rand 
gedrängt und isoliert.   

Ein zentrales Problem bei der WWW 
ist die ungleiche bzw. unverhältnismä-
ßige Vertretung. Es gibt nur wenige 
Stimmen aus dem kommunalen, loka-
len, indigenen und Gewerkschaftsbe-
reich. Andere Bereiche sind dagegen 
überproportional vertreten. Zu den 
Partnern und Sponsoren gehören u.a. 
der World Business Council for Su-
stainable Development (WBCSD), das 
Weltwirtschaftsforum (World Economic 
Forum, WEF), die Europäische Wasser-
partnerschaft (European Water Part-
nership, EWP), die Globale Wasserpart-
nerschaft (Global Water Partnership, 
GWP), Nestle (im Übrigen wurde auf 
der WWW kein gezielter Schwerpunkt 
auf durch zu hohen Verbrauch verur-
sachte Wasserknappheit gelegt), Black 
und Veatch, der Unternehmenslobbyist 
Aquafed und verschiedene Internatio-
nale Finanzinstitutionen. Sie alle waren 
an zentraler Stelle an der Ausarbeitung 
der Tagesordnung der WWW beteiligt 
und brachten ihre Ansichten und Dis-
kussionspunkte ein. Auch andere Kom-
mentatoren (Jon Lane, Peter Gleick und 
Robert Varady) haben die ungleiche 
Vertretung von Interessengruppen als 
eine Schwäche dieser Konferenzen und 
globaler Wasserinitiativen erwähnt, sie 
beschreiben bzw. untersuchen jedoch 
nicht die Konsequenzen einer solchen 
ungleichen Vertretung: die Veranke-
rung und Förderung marktorientierter 
Ansätze und entsprechender politischer 
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Rezension

Helmut Volger (Hrsg.): 
Grundlagen und Strukturen 
der Vereinten Nationen

In einem Schwer-
punktheft über die 
Trends der »Global 
Governance« kann 
es nicht schaden, 
auch eine Buch-
rezension zu pla-
cieren über eines 
der inhaltlich wie 
zeitlich aktuell-

sten Nachschlagewerke über die Ver-
einten Nationen. Der vom Potsdamer 
Politikwissenschaftler Dr.Helmut Vol-
ger herausgegebene Sammelband 
»Grundlagen und Strukturen der 
Vereinten Nationen« ist kein dröges 
völkerrechtlich-diplomatisches Werk 
aus dem Elfenbeinturm, sondern stellt 
sich der seit dem Erdgipfel von Rio 
1992 deutlich gewandelten Rolle der 
UN als dem Forum für »globale In-
nenpolitik«, in dem auch zunehmend 
nichtstaatliche Akteure mitwirken. 
Auch wenn die andauernde UN-Re-
formdiskussion auch in der wissen-
schaftlichen Literatur refl ektiert wird 
– wie das vielfältige System der UN 
und ihren Unterorganisationen heu-
te wirklich funktioniert, wie die Ent-
scheidungen zustande kommen, wel-
che Rolle dabei Staatenkoalitionen 
und nichtstaatliche Akteure spielen, 
welche Auswirkungen die vielfältigen 
Finanzierungsprobleme haben, wel-
ches Bild die öffentliche Meinung sich 
von den UN macht – wer sich dafür 
interessiert, wird in diesem Handbuch 
viele aufschlussreiche Informationen 
fi nden. Thematisch behandelt das 
Buch neben Umwelt und Entwicklung 
Fragen wie Abrüstung und Friedenssi-
cherung, sowie Menschenrechte ver-
tiefter. Der Anspruch des Buches, einer 
breiteren interessierten Öffentlichkeit 
diese sonst kaum zugänglichen Dis-
kussionen zu erschließen, wird das 
Buch gerecht. Nach dem »Lexikon der 
Vereinten Nationen« hat Helmut Vol-
ger mit diesem Buch erneut ein Werk 
veröffentlicht, das seinen Platz im Re-
gal all derjenigen haben sollte, die zu 
internationaler Umwelt- und Entwick-
lungspolitik arbeiten. 

Oldenbourg Verlag, München/Wien, 
2007, 576 S., ISBN 3-486-58202-X, 
ISBN 978-3-486-58202-4€ 49,80

Konzepte, obwohl diese seit ihrer Ein-
führung in den 80er und 90er Jahren 
eindeutig versagt haben. 

Schlussfolgerungen 
und Alternativen 

Die gegenwärtige globale Wasserkrise 
und Umfang und Reichweite ihrer Aus-
wirkungen erfordern mehr Aufmerk-
samkeit und verstärktes Handeln. Die 
zwei zentralen Diskussionsforen dieser 
wichtigen Probleme sind ineffektiv und 
bringen nicht sämtliche verschiedenen 
Stakeholder zu einem umfassenden, 
sinnvollen und offenen Dialog zusam-
men. Es bestehen auch nach wie vor 
Bedenken hinsichtlich des Erfolgs dieser 
Ereignisse im Hinblick auf die Bewälti-
gung der vielfachen Wasserkrisen, die 
oben beschrieben wurden. Jon Lane 
und Peter Gleick ‚ziehen in Zweifel…
dass das letztliche Ziel, nämlich das Los 
der ärmsten Menschen auf unserem 
Planeten zu verbessern,‘ bei diesen 
Mega-Wasserkonferenzen ‚tatsächlich 
erreicht werden kann‘. Die Gelegen-
heit, in ‘Mega-Vernetzung’ zu schwel-
gen und Bewusstsein zu schaffen, wird 
jedoch selbst von Leuten wie Gleick und 
Lane oft positiv gesehen. Dabei wird 
ein sehr gefährlicher Punkt übersehen, 
nämlich, was eines der Hauptziele die-
ser Globalen Wasserinitiativen zu sein 
scheint. Ja, Expertenkonstellationen – 
Wissenschaftler, Akademiker, Ingenieu-
re, Behörden, Finanziers, Politiker, Bü-
rokraten und Geschäftsleute – kommen 
zusammen, um sich zu vernetzen, Pro-
bleme aufzuzeigen und zu diskutieren 
und um Lösungen zu entwerfen und 
zu empfehlen. Aber sie standardisieren, 
normieren und legitimieren auch poli-
tische Lösungen, die marktorientierte 
Initiativen begünstigen, die anschlie-
ßend – was für die Demokratie sehr be-
unruhigend ist – zu einer Übertragung 
dieser Ideen in die Politik und Gesetzge-
bung vor Ort führen. 

Die Schlüsselfrage ist, welche Alterna-
tiven geschaffen und gefördert werden 
können. Diejenigen, die an fortschritt-
lichen Lösungen im Bereich der Was-
serversorgung arbeiten, wissen, dass 
es unzählige positive Beispiele gibt, 
die Aufmerksamkeit verdienen. Solche 
Beispiele haben in der Regel eine star-
ke soziale Komponente und sind selten 
kapitalintensiv. Sie identifi zieren sich 
mit einer verantwortungsvollen Bewirt-
schaftung der Allgemeingüter, mit ei-
nem nachhaltigen Umgang mit Wasser 
(sustainable water stewardship) und mit 

einem geringeren Wasserverbrauch - al-
les Themen, denen in der gegenwärti-
gen Debatte nicht viel Aufmerksamkeit 
gewidmet wird. Hinzu kommt, dass die-
se Beispiele eher auf lokaler Ebene bei 
der einheimischen Bevölkerung zu fi n-
den sind, und dass sie demokratischer, 
nachhaltiger und gemeinschaftsorien-
tierter sind. 

Wenn man Mittel und Wege sowie 
Instrumente entwickeln will, um den 
vielfältigen Wasserkrisen zu begegnen, 
von denen die Welt betroffen ist, soll-
ten solche Beispiele berücksichtigt und 
nutzbar gemacht werden. Leider sieht 
es so aus, als ob die Globalen Wasser-
initiativen wie WWW und WWF andere 
Ziele verfolgen: die Förderung engstir-
niger Interessen und Denkansätze, in 
denen sich die Dominanz einer neo-
liberalen Wirtschaftslehre und Politik 
widerspiegelt. Wenn man das WWF 
und die WWW von ihrer derzeitigen 
Agenda abbringen will, sind ein Gesin-
nungswandel und eine Veränderung 
der politischen Perspektiven erforder-
lich, und zwar einerseits in der Welt der 
mit dem Thema Wasser Befassten und 
andererseits natürlich auch auf überge-
ordneter Ebene. Derweil könnte man 
damit beginnen, ein System Globaler 
Wasserinitiativen zu entwickeln, das 
niemanden ausgrenzt, und wo auch 
die verschiedenen alternativen Beispie-
le weltweit sowie zusätzliche Stimmen 
aus lokalen Gemeinschaften und Ge-
werkschaften Gehör fi nden. Man könn-
te mit dem Aufbau und der Förderung 
von Partnerschaften beginnen, die auf 
Solidarität und nicht auf Profi t basieren, 
und man könnte ‚Mega-Konferenzen‘ 
planen, die zu Ergebnissen führen, die 
das Los der Opfer der gegenwärtigen 
Krise spürbar verbessern. Nur so kön-
nen die Konzepte dieser Initiativen legi-
timiert werden: wenn ihre Legitimation 
dadurch erreicht wird, dass sie sich auf-
richtig bemühen, den Bedürfnissen aller 
Menschen gerecht zu werden. 

Tommy Kane/ Anil Naidoo

(Übersetzung aus dem Englischen: Angela Großmann)

Tommy Kane forscht zu Wasserthemen an der Univer-
sität Strathclyde, Schottland. Er ist Mitglied des Reclai-
ming Public Water Network, des Public Interest Re-
search Network und Mitherausgeber des Wasserportals 
von Spinprofi les. Er nahm an den Weltwasserwochen 
2008, 2008 und 2009 teil.
Anil Naidoo koordiniert das Blue Planet Project und ist 
Gründungsmitglied von Red Vida, dem African Water 
Network, Our Water Commons und dem Reclaiming 
Public Water Network. Er war als Berater für den 
UN-Menschenrechtskommissar tätig und war einer 
der Hauptorganisatoren für Gegenevents der letzten 3 
Weltwasserforen. 
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Weltwirtschaftsforum in Davos
Mutter aller Lobbyverbände statt moralische Anstalt

Rein rechtlich ist das Welt-
wirtschaftsforum (WEF) 
eine nicht an Gewinn 

orientierte Stiftung mit Sitz am 
schönen Genfersee und einem 
Jahresbudget von inzwischen 
über 120 Millionen Schweizer 
Franken. Bereits die in den Sta-
tuten wie den offi ziellen Selbst-
darstellungen ständig betonte 
Unabhängigkeit ist jedoch ein 
äusserst fragwürdiger, ja absur-
der Anspruch. Denn alimentiert 
wird das WEF nicht von noblen 
Spendern mit hehren Absichten, 
sondern den 1000 umsatzstärk-
sten Konzernen der Welt. Diese 
Mitglieder zahlen einen Jah-
resbeitrag von satten 40 000 
Franken, exklusive der noch-
mals fünfstelligen Teilnahme-
gebühren jedes Firmenchefs an 
den zahlreichen Regionaltreffen 
und dem Annual Meeting in Da-
vos. Dafür erwarten die «Global 
Players» – völlig zu Recht und 
wie von jedem anderen Verband 
– natürlich geldwerte Gegenlei-
stungen.

So ist WEF-Gründer Klaus Schwab 
auch kein Vorwurf daraus zu machen, 
dass er seit 40 Jahren mit schwäbi-
schem Charme die Interessen seiner 
Mitglieder vertritt und den Davoser 
Zauberberg alljährlich zum globalen 
Hinterzimmer umfunktioniert. Skan-
dalös und zynisch ist aber, dass er und 
seine inzwischen über 300 Angestell-
ten dies unter dem Stiftungsmotto 
«committed to improving the state 
of the world» tun. Und sich als Privat-
verein auch zur 40. Jubiläumsausgabe 
nächsten Januar vom Schweizer Steu-
erzahler ein acht Millionen Franken 
teures Sicherheitsdispositiv spendie-
ren lässt. Dies ist umso stossender, als 
prominente WEF-Stiftungsräte wie 
Joe Ackermann (Deutsche Bank), Pe-
ter Brabeck (Nestlé) oder Heinrich von 
Pierer (Siemens) vor, während und 
nach Wirtschaftskrisen keine Gele-
genheit auslassen, um konzertiert für 
Staatsabbau, aggressive Standortpoli-

tik und immer noch tiefere Unterneh-
menssteuern zu lobbyieren.

Der „Global Compact“: 
ein zahnloser Papiertiger 
made in Davos

Entgegen aller anders lautender Be-
teuerungen wird im und am WEF nach 
wie vor nach dem Tina-Prinzip gedacht 
und gehandelt. «There is no alternati-
ve»: Dieses Credo von Margret That-
cher wäre der treffendere Leitspruch 
für die Mutter aller Wirtschaftslobbys. 
Denn ungeachtet der aktuellen, eng 
miteinander verzahnten Wirtschafts-, 
Klima, und Ernährungskrisen behaup-
ten die „Davos People“ weiter, mehr 
(Frei-)Handel und (Standort)Wettbe-
werb bedeute mehr Wachstum und 
Wohlstand und damit mehr Freiheit 
und Lebensqualität für alle.

Dieser Marktfundamentalismus ist 
bei den WEF-Mitgliedern weiterhin 

unbestritten. Daran ändert auch der 
so genannte «Davos-Speak» nichts. 
Denn wer genauer hinhört, erkennt 
in den rituellen Sonntagsreden schnell 
Ablenkungsversuche von der steigen-
den Verantwortung multinationaler 
Unternehmen für den lamentablen 
Zustand der Welt. Symptomatisch da-
für ist der 1999 vom damaligen UN-

Generalsekretär (und Schwab 
Duzfreund) Kofi  Annan in Da-
vos lancierte Global Compact. 
Dieser auf reiner Freiwilligkeit 
basierende Pakt, den bis heute 
über 3000 Unternehmen welt-
weit unterschrieben haben, er-
wies sich schnell als zahnloser 
Papiertiger, hat aber alle Be-
mühungen um eine politische 
Regulierung transnationaler 
Konzernaktivitäten bislang er-
folgreich untergraben.

Sanatorium 2009: 
Schwabs unfreiwillige 
Selbstironie

Letztes Jahr fungierte das 
VIP-Stelldichein laut Schwab als 
„Sanatorium für Entscheidungs-
träger und Meinungsführer“ – 
ganz im Geist des Zauberbergs 
von Thomas Mann. Ein beson-
ders schönes Beispiel für des 
Professors meist unfreiwillige 
Selbstironie, wenn man den Ro-
man so trocken zusammenfasst 
wie der Schriftsteller Wilhelm 

Genazino: «‹Der Zauberberg›: elitäre 
Schwindsüchtige, die in Wolldecken 
gewickelt philosophieren.»

Der von Schwab gebetsmühlenartig 
beschworene „Geist von Davos“ ist 
selbst bei seinen Teilnehmern gefürch-
tet. Denn bei Licht betrachtet werden 
dort jeweils die vier letzten Januar-
tage lang Visitenkarten getauscht, 
Business-Lunchs und Partys veranstal-
tet und auf den wenigen öffentlichen 
Podien nebenbei Weltprobleme wie 
Armut, Klimawandel oder Umweltzer-
störung gelöst. Bei Vertragsverhand-
lungen sind diese Leute Profi s, bei 
den Weltproblemen blutige Amateu-
re. Der Ausstoss an Schwurbel – oder, 
im Jargon der hofberichterstattenden 
angelsächsischen Finanzpresse, eben 
„Davos Speak“ – ist also kein Wunder.

Erschreckender ist, dass das WEF 
auch in Sachen Wirtschaft zumeist 
grundfalsch liegt: Japan, Brasilien, 

Klaus Schwabs Lebenswerk leidet an einer Lebenslüge: In Davos ging es noch 
nie um Weltverbesserung sondern immer um knallharte Interessensvertretung, 
und zwar die von Grosskonzernen gegenüber Politik und Zivilgesellschaft. Das 
Resultat dieser Diskrepanz ist Schwurbel.
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Argentinien, die asiatischen Tigerstaa-
ten, die Internetfi rmen und die Invest-
mentbanken - sie alle wurden in Davos 
als Vorbild für die Zukunft gefeiert, 
meist nur Monate vor ihrem Crash. Na-
türlich gilt auch für Konzernchefs die 
Freiheit der Rede und des Irrtums. Und 
der schöne Satz Lichtenbergs: «Ich be-
greife nicht, wie sich zwei Propheten 
auf der Strasse begegnen können, 
ohne sogleich in lautes Gelächter aus-
zubrechen.» Aber das Forum liegt zu 
regelmässig und zu radikal falsch, als 
dass dies Zufall sein könnte. Soll heis-
sen: Das Forum ist ursächlich an den 
Katastrophen beteiligt, die es nicht 
voraussieht.

Die Antwort der Davos People auf 
von Bankern und anderen Geschäfts-
kollegen angerichtete Katastrophen 
ist seit Jahren dieselbe: Moral. «Busi-
ness has learned», hiess es etwa nach 

dem Platzen der Internetblase 2003. 
Schuldig sei die «unverantwortliche 
Gier». Von wem? Namen wurden nicht 
genannt – auch 2009 nicht, obwohl 
oder gerade weil Investmentbanken 
wie Goldman Sachs seit Jahr und Tag 
zu den „Key Strategic Partners“ des 
schwäbischen Professors gehören. 
Dieses Jahr liess der Forumsgründer 
gar einen Eid für Manager ausarbei-
ten. Mit Sätzen wie: «Ich diene der 
ganzen Gesellschaft» etc. Bleibt zu 
hoffen hoffen, dass ihm dieses Projekt 
gelingt. Denn es wäre die bisher kon-
sequenteste Inszenierung des Geistes 
von Davos: Schwurbel statt Taten. 

Wenn Davos wirklich ein Sanatori-
um ist, dann also ein ziemlich krankes, 
denn die Patienten behaupten ja, auch 
die Ärzte zu sein. Und verschreiben die 
Kur. Was also tun? «Früher oder später 
sind es die Ideen, nicht die handfesten 

Interessen, die über Gut und Böse ent-
scheiden», sagte der grosse Ökonom 
Keynes.

Im Wesenskern ist das WEF also nicht 
Teil der Lösung unserer drängendsten 
Probleme, sondern Teil jenes Metapro-
blems, das der US-Autor Noam Choms-
ky «Profi t over People»-Logik nennt. 
Doch es wird auch Sand ins Getriebe 
dieser mit Schweizer Präzision gebau-
ten Nebelwerfer-Machtmechanik ge-
streut. Zum Beispiel von den in Sicht-
weite des Davoser Kongresszentrums 
verliehenen Public Eye Awards für be-
sonders asoziales und unökologisches 
Konzernverhalten. Denn Aufklärung 
ist der Beginn aller Veränderung.

 Oliver Classen
Der Autor ist Mediensprecher der entwicklungspo-
litischen Schweizer NGO “Erklärung von Bern” und 
Koordinator des konzernkritischen “Public Eye on 
Davos” (www.publiceye.ch) 

Private Equity Fonds
Auf zu neuen Ufern!

Die Regulierung der intransparenten Private Equity Fonds stand im Herbst 2008 
hoch oben auf vielen Wunschlisten. Eine Zeit lang sah es so aus, als würden sich 
auch wichtige Regierungen hierfür einsetzen. Nach fast einem Jahr Gerangel 
zeichnet sich allerdings ab, dass die Hoffnung, die G 20 oder die EU würden die 
„Heuschrecken“ bändigen, verfrüht waren. 

Nach dem Zusammenbruch der 
globalen Finanzmärkte 2008 
zählten sie zu den Hauptbe-

schuldigten: Private Equity Fonds, die 
jenseits der Börsen Kapital einsam-
meln, um weltweit Firmen und Immo-
bilien aufzukaufen, umzustrukturieren 
und mit Gewinn weiter zu veräußern. 
Vor allem während des Höhepunktes 
der Finanzblase hatten sich die mit 
wenig Eigenkapital und viel billigem 
Kredit organisierten Private Equity 
Buy Outs zu gigantischen Übernah-
mewellen ausgeweitet. Diese führten 
nicht nur zu Arbeitsplatz-, Steuer- und 
Demokratieverlusten, sondern auch zu 
unkontrollierbaren und fi nanziell ris-
kanten Beteiligungs- und Refi nanzie-
rungsstrukturen. Zusammen mit den 
Verbriefungen, über die viele Über-
nahmen refi nanziert wurden, kamen 
die „Heuschrecken“ in der Folge der 
Subprime-Krise ins Schleudern – und 
mehr denn je in Verruf. 

Vom Buy Out-Boom zur Krise
Unter der Münteferingischen Be-

zeichnung „Heuschrecken“ sind die 

Beteiligungs-Fonds in Deutschland seit 
2005 in aller Munde. Bereits bevor sich 
die Finanzkrise abzeichnete, stand ihr 
Geschäftsmodell scharf in der Kritik. 
Trotzdem stehen heute Industriekon-
zerne, Chemieunternehmen,  Einzel-
handelsketten, Autozulieferer, Ver-
kehrsbetriebe, Autobahnraststätten, 
Heizkostenableser sowie über 700.000 
Mietwohnungen direkt unter Kontrol-
le der Finanzinvestoren.

Private-Equity-Fonds im heutigen 
Sinne entwickelten sich seit den 70er 
Jahren in den USA und  erlebten in 
den Reagan-Jahren erste Höhenfl üge, 
– bis zum Crash 1990. In der zweiten 
Hälfte der 90er Jahre kam es zu einem 
neuen, größeren Private-Equity-Boom. 
Diesmal wurden auch Europa und 
Deutschland voll erfasst. Dann kam es 
bereits ab 2004 zu einer neuen Blasen-
bildung. Der Umfang der Übernahmen 
explodierte geradezu und erreichte 
2006 ein Volumen von über 750 Mrd. 
Dollar. Im Jahr 2008 kontrollierten die 
Fonds weltweit Vermögenswerte von 
über 2.500 Mrd. USD. 2006 warnte 
der IWF erstmals vor den wachsenden 

Risiken der Leveraged Buy-Outs für 
die Finanz-Stabiltät. Ab Frühsommer 
2007 brach der Markt ein, sowohl für 
Immobilien-Übernahmen, als auch für 
Private-Equity-Deals insgesamt. Für 
2009 wurden nur noch Übernahmen 
in Höhe von 9 Mrd. USD erwartet. 

Ein Geschäftsmodell auf Zeit
Auch unabhängig von der jeweili-

gen Situation auf den Finanzmärkten 
beruht das Geschäftsmodell der Fonds 
grundsätzlich auf dem Prinzip eines 
nur zeitweiligen unternehmerischen 
Engagements, das in Konfl ikt steht 
mit langfristigen, auf Werterhalt ori-
entierten sozialen und wirtschaftli-
chen Interessen oder einer ökologisch 
nachhaltigen Entwicklung. 

Solchen Argumenten hält die Pri-
vate-Equity-Branche gern entgegen, 
dass im Unterschied zu börsennotier-
ten Unternehmen das Management 
von Private-Equity-Beteiligungen nicht 
auf den aktuellen Börsenkurs schielen 
muss und auch nicht von Stakeholder-
Interessen und Unternehmenshier-
archien abhängig ist, sondern sich, 
jedenfalls während der mehrjährigen 
Laufzeit des Fonds, ganz auf die „pro-
fessionelle Optimierung“ des Unter-
nehmens und seine Marktpositionie-
rung konzentrieren kann.  

Das ist für einen wesentlichen Teil 
der Unternehmen natürlich Unsinn. 
Wer sein Geschäftsmodell für 3, 7 
oder auch 10 Jahre plant, bewegt 
sich weit unterhalb der Schwelle des 
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Lebenszyklus einer Immobilie oder 
der Amortisationsrate einer Investiti-
on in die Energieeffi zienz und auch 
nicht in einem Zeithorizont, der das 
Sicherheitsbedürfnis der Arbeitneh-
merInnen oder eine vorausschauende 
Personalentwicklung und Ausbildung 
garantieren kann.  

Private Equity Fonds sind die Verkör-
perung des „Nach mir die Sintfl ut“-
Prinzips in einer von den Finanz-
märkten dominierten Realökonomie. 
Sie sind organischer Bestandteil des 
„Casino-Kapitalismus“: Während „in-
novative“ Finanzprodukte wie Ver-
briefungen und Derivate dafür sor-
gen, dass Liquidität auch für die ge-
wagtesten Investments zur Verfügung 
steht, spielen die Private Equity Fonds 
die Rolle einer strategischen Schnitt-
stelle zur der wertschöpfenden Basis. 
Erst sie machen spekulative Finanzin-
vestitionen in realwirtschaftliche Un-
ternehmungen oder Immobilien in 
großem Umfang möglich. Sind Unter-
nehmungen erst einmal dieser Logik 
unterworfen, geht es nur noch darum, 
innerhalb kurzer Zeit den Wiederver-
kaufswert für andere Investoren zu 
steigern und die horrenden Kredite 
für die Refi nanzierung des Kaufs zu 
bedienen. Wenn – wie derzeit abseh-
bar – lediglich die Kreditvergabe et-
was mehr kontrolliert wird, nicht aber 
das unkontrollierte Geschäftsmodell 

der Private-Equity-Fonds, wird das 
„Casino“ nicht geschlossen, es erhält 
lediglich ein paar neue Spielregeln, 
die von den Fonds mit Bravour be-
herrscht werden. 

Beispiel Beteiligungen 
an Immobilien

Auf dem Höhepunkt des Buy-Out-
Booms wurden auch in Deutschland 
riesige Pakete sanierungsreifer (und 
damit stark kapitalbedürftiger) Woh-
nungen mit weniger als 10 % Eigenka-
pital übernommen. Denn gerade deut-
sche Mietwohnungen nähren wegen 
der hypothekarischen Belastbarkeit 
der Immobilien und dem beständigen 
Strom treu gezahlter Mieten die Illusi-
on besonders sicherer Finanzanlagen. 
Bei niedrigen Zinsen – die sich durch 
Verbriefungen für den Zeitraum von 
ein paar Jahren garantieren lassen – 
fi nanzieren sich solche Übernahmen 
quasi von selbst. Schon ohne Optimie-
rung der Geschäftsabläufe lassen sich 
hohe Renditen auf das geringe einge-
setzte Eigenkapital realisieren. 

Da die bewusst intransparent orga-
nisierten Beteiligungsstrukturen ihren 
Sitz in Steueroasen haben, werden im 
Vergleich zu z.B. kommunalen Woh-
nungsunternehmen hohe Einsparun-
gen erzielt. Wenn nun zusätzlich die 
Kosten durch Personalabbau oder wei-
ter reduzierte Instandhaltung redu-

ziert, die Mieten gestei-
gert, die Leerstände re-
duziert und außerdem 
noch ein Teil der Woh-
nungen zu hohen Prei-
sen privatisiert werden 
kann, steigert sich der 
Wiederverkaufswert 
des Unternehmens ra-
sant und erst das macht 
die eigentliche Rendite 
der Fonds aus. 

Soweit das Kalkül. In 
der Praxis bricht die-
ses Geschäftsmodell in 
sich zusammen, wenn 
unterlassene Instand-
haltung die Vermie-
tungsquote senkt, der 
gewinnbringende Ver-
kauf der Wohnungen 
wegen schlechter Nach-
frage kaum möglich ist 
und zudem wegen der 
neuen Lage auf den 
Finanzmärkten voraus-
sichtlich kaum Kaufi n-

teressenten für die überschuldeten 
Heuschrecken-Unternehmungen zur 
Verfügung stehen.

In dieser Situation befi nden sich zur-
zeit mehr oder weniger alle großen 
Private-Equity-geführten Wohnungs-
konzerne in Deutschland. Nach der 
Insolvenz des australischen Investors 
Babcock & Brown (Infrastruktur, PPP) 
im März 2009 befi nden sich dessen lu-
xemburgische Beteiligungsfi rmen mit 
über 29.000 Mietwohnungen in neu 
geschaffenen Abwicklungsfonds. We-
der Städte noch Mieter haben strate-
gische Ansprechpartner. Die Gagfah, 
eine Aktiengesellschaft nach luxem-
burgischem Recht, über die der Inve-
stor Fortress aus seiner Beteiligung 
aussteigen will, kann ihre hohen Divi-
denden nur noch auf Lasten der Sub-
stanz auszahlen. Bei allen Unterneh-
men wird viel weniger in die Baussub-
stanz investiert als zum Erhalt erfor-
derlich wäre, - von Investitionen in die 
Energieeffi zienz ganz zu schweigen.

Der Ausverkauf geht weiter
Die Regulierung – bis zum Verbot 

– der intransparenten Private Equity 
Fonds stand im Herbst 2008 nicht mehr 
nur auf der Wunschliste von Kritikern 
aus Gewerkschaften, Nichtregierungs-
organisationen und globalisierungs-
kritischen Bewegungen. Eine Zeit lang 
sah es so aus, als würden wichtige Re-

Fo
to

: K
. U

ng
er

Rundbrief 3_2009.indd   18 18.09.2009   14:03:26 Uhr



Forum Umwelt und Entwicklung – Rundbrief 3/2009 19

Schwerpunkt

gierungen nachziehen. Vor allem auch 
Sozialdemokraten verlangten klare 
Transparenzregeln und Eigenkapital-
vorschriften. Nach fast einem Jahr Ge-
rangel auf EU- und G20-Ebenen wird 
freilich immer deutlicher, dass es so 
bald keine einschneidende Regulie-
rung der Private Equity Fonds geben 
wird, - weder national, noch europä-
isch und erst Recht nicht international. 
Dazu sind die Fonds-Manager von Car-
lyle bis zu Goldman-Sachs viel zu ein-
fl ussreich. Als die Labour-Regierung in 
England den Spitzensteuersatz erhöh-
te und von der EU weitere Ungemach 
für die Fonds-Metropole London droh-
te, verlegte der TerraFirma-Chef Guy 
Hands mit viel Getöse seinen Wohn-
sitz kurzerhand dahin, wo auch seine 
vielen Beteiligungsfi rmen ihre virtu-
elle Bleibe haben: ins Steuerparadies 
Guernsey. Inzwischen ist im konserva-
tiven Londoner OB den Interessen der 
Finanzlobby  ein wichtiger Lautspre-
cher erwachsen und Großbritannien 
blockiert wichtige Entscheidungen 
der EU zur Finanzmarktregulation.   

Globalisierungsschub für PEFs
In der von der Finanzkrise gebeu-

telten Branche hat derweil ein Aus-
lese- und Restrukturierungsprozess 
eingesetzt. Zum einen Teil treibt die 
Krise Fonds in heftige Liquiditäts-
engpässe, horrende Werte werden 
abgeschrieben, Renditen sinken und 
die Pleiten häufen sich. Die institu-
tionellen Anleger in die Fonds – un-
ter anderem Pensionskassen – sind 
selber klamm und können 
sich derzeit keine Abenteuer 
leisten. Fremdkapital für gro-
ße Übernahmen steht nicht 
zur Verfügung. Preise verfal-
len. Wer es sich unter diesen 
Bedingungen noch leisten 
kann, seine Eroberungen 
nicht mit starken Verlusten 
zu verkaufen, bemüht sich 
noch mehr, Rendite aus den 
bestehenden Unternehmen 
zu quetschen. Das Resultat 

sind weitere Rationalisierungswel-
len, Eigenkapitalverluste und verfal-
lende Wohnungen. 

Auf der anderen Seite müssen die 
Fondsmanager neue lukrative Anla-
gesphären für bereits eingesammelte 
Kapitalzusagen (derzeit 500 bis 1000 
Mrd. USD) auftun. Mit staatlichen 
Liquiditätshilfen im Rücken (Gold-
man-Sachs auf einmal wieder in der 
Gewinn-Zone!) wirkt dies als weiterer 
Globalisierungsschub für Private Equi-
ty Fonds, die sich nun verstärkt auch 
auf Schwellen- und Entwicklungs-
länder stürzen und dabei vermehrt 
in landwirtschaftliche Flächen, aber 
auch bereits in Mikrokreditsysteme in-
vestieren. An der beispiellosen Welle 
von Landnahmen in Afrika und Osteu-
ropa im Jahr 2008 waren neben chi-
nesischen und arabischen Staatsfonds 
in hohem Ausmaß auch Private Euity-
Fonds beteiligt. Deutschland größ-
ter Vermieter Guy Hands hat Anfang 
2009 einen großen Fleischproduzen-
ten mit riesigen Ländereien in Austra-
lien übernommen. Wohnungen und 
Fleisch werden immer gebraucht.   

Lokale Handlungs-
möglichkeiten?

Da es offensichtlich nicht möglich 
ist, rechtzeitig genügend  Druck für 
eine wirksame Regulierung auf der 
Ebene von EU oder G 20 zu organisie-
ren, werden politische Auseinander-
setzungen wohl vermehrt da ansetzen 
müssen, wo eine lokale Regulierung 
der Zahlungsfl üsse möglich wäre und 

tatsächlich eine wirksame Öffentlich-
keit hergestellt werden kann. Bei Im-
mobilien sind das die Grundstücke, die 
Mieten und die Mieter. In deutschen 
Wohnimmobilien könnten die Fonds 
z.B. gezwungen werden, Teile der 
Mieteinnahmen in öffentlich regu-
lierte Bestandserneuerungsfonds zu 
zahlen. Wo dies zur Beschleunigung 
von Pleiten führt, müssten öffentli-
che Auffangträger bereit stehen, die 
Wohnungen wieder in solide Eigen-
tumsformen zu überführen.

Bei der neo-kolonialen Landnahme 
werden die Geschäfte oft erst durch 
bilaterale Abkommen und staatliche 
Koordination ermöglicht. Auch hier 
geht es um die Verteidigung und Wie-
dergewinnung lokaler Verfügungsge-
walt über den Boden.

Private Equity Fonds und die sie 
managenden oder fi nanzierenden 
Banken könnten zudem verstärkt 
Ziel von Corporate Campaigns der 
NGOs werden. Gewerkschaften, Bau-
ernorganisationen und Ernährungs-
NGOs haben damit längst begonnen. 
Städtische Sozialbewegungen sind 
dagegen noch immer international 
schlecht vernetzt. Spannend würde 
es, wenn Boykott-Aufrufe nicht eine 
bestimmte Firma, sondern ganze Be-
teiligungskonstrukte erfassen: Muss 
man seinem steuerfl üchtigen Miethai 
auch noch die Steaks und die EMI-
Platten abkaufen? 

Knut Unger

Der Autor ist Koordinator der AG Habitat im Forum 
Umwelt und Entwicklung.

Vielerorts protestieren 
die Menschen gegen 
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Verhandlungsblockade bei 
UN-Klimaverhandlungen
Schmelzende Erfolgsaussichten des Klimagipfels von Kopenhagen

„Wenn wir in dem Tempo weitermachen, dann werden wir unser Ziel nicht 
erreichen“, lapidar und prägnant fasst Yvo de Boer, Generalsekretär des UN-Kli-
masekretariats, die Ergebnisse nach der dritten Runde der UN-Klimaverhand-
lungen im Juli diesen Jahres zusammen. Die zwei zentralen Prozesse, von denen 
man sich Fortschritte auf dem Weg zum Klimagipfel in Kopenhagen erwartet 
hatte, - die UN-Klimaverhandlungen sowie die Treffen der großen Industrie- 
und Schwellenländer (G20, MEF) kommen nicht voran. Die großen Strategen 
der UN-Klimaverhandlungen werden nervös, denn die Zeit läuft davon.

Während der 
letzten UN-
Klimaver-

handlungen gelang 
es den Staaten wie-
der nicht, ein Mandat 
zu vergeben. Dies ist 
aber dringend erfor-
derlich damit endlich 
ein Text auf den Tisch 
kommt, über den 
ernsthaft verhandelt 
werden kann. Erst 
wenn die jetzt vor-
liegenden 200 Sei-
ten Text mit vielen Doppelungen und 
Widersprüchen auf etwa ein Viertel 
Text reduziert sind, kann sinnvoll über 
Klimaschutz, Anpassung, Regenwald-
schutz, Technologie- und Finanzkoo-
peration verhandelt werden. Hinter-
grund der Verhandlungsblockade ist: 
Die Industrieländer sind bislang nicht 
bereit, ernsthaft über die notwen-
digen Reduktionsziele und noch weni-
ger über die Finanzierungszusagen zu 
verhandeln. Darin sehen allerdings die 
Schwellenländer die Vorbedingung für 
ernsthafte Verhandlungen über ihre 
eigenen Verpfl ichtungen. Vor diesem 
Hintergrund lassen sich viele Entwick-
lungsländer von der OPEC dazu instru-
mentalisieren, den gesamten Prozess 
zu blockieren. 

Zweites Rahmenabkommen?
Weiter erschwert wird der Prozess 

dadurch, dass die US-Ziele in einem 
anderen Gremium als die der Kyoto-
Staaten verhandelt werden müssen. 
Die Gründe hierfür liegen darin dass 
die USA das Kyoto-Protokoll nicht ra-
tifi ziert haben – und auch die Obama-

Regierung sich 
nicht zutraut, 
die notwendi-
ge Zwei-Drit-
te l -Mehrheit 
zuhause durch-
zusetzen. Statt-
dessen schlägt 
die US-Regie-
rung seit eini-
gen Monaten 
ein neues Rah-
m e n a b k o m -
men vor. Die 
Konsequenzen 

wären dramatisch. Statt eines, ausge-
hend vom wissenschaftlich Notwen-
digen verhandelten, völkerrechtlich 
verbindlichen Abkommens unter Ein-
schluss der USA müssten die anderen 
Staaten das akzeptieren, was die USA 
als nationales Ziel auf den Tisch legt. 
Absehbar ist, dass andere Staaten, wie 
etwa Kanada oder Russland, liebend 
gern diesen Vorschlag aufgreifen, um 
verbindlichen Verpfl ichtungen in einer 
zweiten Phase des Kyoto-Protokolls 
zu entkommen. Eine bei den Bonner 
Verhandlungen sichtbar gewordene 
Neupositionierung der EU nährt den 
Verdacht, dass dort einige Staaten – 
anders als vehement beteuert –, auch 
schon über die „Vorteile“ eines sol-
chen Rahmenabkommen nachdenken. 
Auf den ersten Blick hört sich ihr Vor-
schlag, dass es in Kopenhagen nur ein 
Abkommen geben soll, zwar vernünf-
tig an. Wenn jedoch der verbindliche 
Ansatz des Kyoto-Protokolls gerettet 
werden soll, sind zwei Abkommen 
notwendig, da sich die USA eben al-
ler Voraussicht nach nicht dem Kyoto-
Protokoll anschließen werden. 

Angesichts der zähen Fortschritte 
hatten sich viele Beobachter zusätzli-
chen Schwung für den UN-Verhand-
lungsprozess durch einen zweiten 
Prozess, den kommenden G20-Gipfel 
in den USA sowie weitere Treffen 
zwischen Industrie- und Schwellenlän-
dern erhofft. Doch das entsprechende 
Vorbereitungstreffen der Finanzmi-
nister scheiterte Anfang September. 
Die Schwellenländer hatten Sorge, 
dass wichtige Vorentscheidungen in 
diesem nicht legitimierten Gremium 
ohne die Stimme der allermeisten Ent-
wicklungsländer getroffen werden 
würden. Damit ist auch dieser ver-
meintliche Außenbordmotor des UN-
Verhandlungsprozesses ins Stocken 
geraten. Ohne klare Strategie gerät 
er in Trudeln. Es bräuchte ein Tandem 
aus Industrie- und Schwellenländern, 
das den Prozess vorantreibt. Aber 
anders als im Jahr 2007, als die deut-
sche Kanzlerin Merkel Führungsstärke 
zeigte, übernimmt im Moment keiner 
der Regierungschefs diese Rolle. Auch 
die deutsche Kanzlerin, von der sich 
viele international diese Rolle erneut 
erhoffen, duckt sich bislang weg. 

Bangkok muss 
Durchbruch bringen

Ende September beginnt eine neue 
14tägige UN-Klimaverhandlungsrun-
de in Bangkok. Wenn dort nicht der 
Durchbruch zu ernsthaften Verhand-
lungen gelingt, wird sich die Welt an 
den Gedanken gewöhnen müssen, 
dass das Ergebnis von Kopenhagen ein 
wohlklingendes aber politisch völlig 
unverbindliches Papier sein wird. wie 
wir es etwa von den G8-Gipfeln ken-
nen: klingende Aussagen, aber kein 
Umsetzungsapparat, keine rechtliche 
Verbindlichkeit dahinter, die die Um-
setzungschancen steigert. Oder aber, 
dass erst in Kopenhagen die ernst-
haften Verhandlungen beginnen und 
ein verbindliches Abkommen einige 
Monate später möglich werden wird. 
Verhandlungsleiter Michael Cutajar 
forderte deshalb die Delegationen 
im Abschlussplenum der letzten Ver-
handlungsrunde auf: „Bringt die Ko-
penhagen-Karten nach Bangkok - und 
spielt sie dort aus“. Höchste Zeit, dass 
nach dem Vorgeplänkel nun die Joker 
ausgespielt werden. 

Christoph Bals

Der Autor ist Politischer Geschäftsführer von 
Germanwatch.

Noch immer, doch mit 
weniger Geduld

Sehe ich den Schnecken 
bei ihren Wettläufen zu,

wie sie immer wieder 
gegen die Zeit verlieren; 

aber die Zeit gewinnt nicht,
sie vergeht nur.

Günter Grass
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Afrikas Energieprobleme 
neu beleuchtet
Energiearmut, Abholzung und tödliche Rauchvergiftungen

„Rethinking Biomass Energy in Sub-Sahara Africa“ – es war ein viel verspre-
chender Titel, unter dem das Forum Umwelt & Entwicklung und VENRO am 25. 
August ein Symposium veranstalteten. Im Rahmen des Venro-Projekts zur EU-
Afrika-Partnerschaft ist Energie neben Handels- und Genderpolitik einer von drei 
Schwerpunkten, und Energiepolitik ist in Afrika undenkbar ohne Biomasse. 

Traditionelle Biomasse stellt in 
Afrika nach wie vor den Haupt-
energieträger, und weil diese 

vor allem in Form von Brennholz und 
Holzkohle inzwischen deutlich inten-
siver genutzt wird als sie nachwachsen 
kann, ist dieser Energieträger heute 
nur noch bedingt erneuerbar. 

Vor diesem Tatsachenhintergrund 
wird die doppelte Notwendigkeit für 
die allermeisten afrikanischen Länder 
deutlich, die Grundlagen für eine mo-
derne Energieversorgung zu legen. 
Der energiepolitische Status Quo in 
Afrika erfüllt praktisch kein einziges 
Nachhaltigkeitskriterium, weder öko-
logisch noch sozial noch ökonomisch. 
Die Kosten importierter fossiler Brenn-
stoffe als Alternative zu traditioneller 
Biomasse drohen für die meisten afri-
kanischen Länder zu einer enormen 
wirtschaftlichen Belastung zu werden. 
Als heimische Energiequellen kommen 
mit wenigen Ausnahmen (Ölstaaten 
wie Nigeria, Angola usw.) nur die er-
neuerbaren Energien in Frage. 

Hindernisse für eine moderne 
Energieinfrastruktur

Der erste Beitrag von Amanda Lux-
ande, Regionalkoordinatorin für das 
Südliche Afrika von REEEP, machte 
jedoch deutlich, was einer solchen 
modernen Energieinfrastruktur in 
Afrika im Weg steht. Wie rasch auch 
in armen Ländern Technologietrans-
fer vonstatten gehen kann, zeige das 
Beispiel von Handy, Computer oder 
Internet. Warum setzen sich die heute 
längst auch in Entwicklungsländern in 
großem Stil produzierten Technologi-
en erneuerbarer Energien so langsam 
durch, selbst in relativ entwickelten 
Ländern wie Südafrika? Luxande zu-
folge lähmen die politischen und wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen die 
Eigeninitiative von Bürgern, Bauern 
und Unternehmen gleichermaßen: Re-
gierungen und staatliche Energiemo-

nopolisten hätten kein Interesse dar-
an, dass sich an diesen zentralistischen 
Strukturen etwas ändere und aus En-
ergie-Kunden auch Energie-Produzen-
ten würden. Deutschen Zuhörern kam 
diese Analyse durchaus bekannt vor…
offenbar ein in Industrie- wie Entwick-
lungsländern verbreitetes Phänomen.

Immerhin habe Südafrika, so Lux-
ande, vor kurzem sogar ein Stromein-
speisegesetz für erneuerbar erzeugten 
Strom beschlossen. Wie die Umsetzung 
aussehen werde, sei aber noch offen. 
Die Regierung des Kohleexportlands 
Südafrika plane jedenfalls keine öko-
logisch motivierte »Energiewende«, 
sondern denke in Großkraftwerks-Ka-
tegorien, auch wenn offensichtlich sei, 
dass mit dieser Strategie diejenigen, 
die heute in ländlichen Regionen noch 
nicht an das Stromnetz angeschlossen 
sind, darauf noch lange warten müs-
sten. Angesichts der bevorstehenden 
Fußball-WM werden die notorischen 
Schwächen des südafrikanischen 
Stromnetzes nun allmählich auch von 
der Regierung als Achillesferse wahr-
genommen. 

Fakten und Strategien
Südafrikas Energieprobleme sind je-

doch für die meisten Länder des Kon-
tinents Luxusprobleme. Dies wurde im 
Hauptimpulsreferat des Symposiums 
von Ewah Eleri von der nigerianischen 
NGO ICEED (International Centre for 
Energy, Environment and Develop-
ment) deutlich. Er hatte für das Sym-
posium eigens eine umfassende Studie 
angefertigt, die auf der Projektwebsite 
abrufbar ist. Eleri ist Hauptautor von 
Nigerias amtlicher Renewable Energy 
Strategy –Nigeria ist damit vermutlich 
das einzige Opec-Land, das eine solche 
Strategie überhaupt besitzt. 

Eleri beleuchtete zunächst einige 
wenig bekannte, schockierende Fak-
ten. In Afrika sterben mehr Menschen 
an Rauchvergiftungen durch die Ver-

brennung traditioneller Biomasse als 
an Aids – mehr als eine halbe Million 
jährlich. Trotzdem wird dagegen kaum 
etwas getan. Der Zugang zu moder-
nen Energiedienstleistungen nehme 
in vielen Ländern Afrikas sogar seit ei-
nigen Jahren ab – von einem sowieso 
niedrigen Niveau: Nicht einmal 20% 
der Bevölkerung Afrikas südlich der 
Sahara hat Zugang zu Strom, mit sin-
kender Tendenz. In Krisenländern wie 
Sierra Leone, Kongo, Tschad ging der 
Prokopf-Stromverbrauch in den letz-
ten Jahren um bis zu 50% zurück, aber 
selbst in stabilen Ländern wie Ghana 
(-22%) machen unterlassene Instand-
haltungs-Investitionen das Stromnetz 
immer unzuverlässiger. 

Auf dem Vormarsch ist insbesonde-
re in Städten heute stattdessen die 
Holzkohle als Energiequelle – mit ver-
heerenden Folgen nicht nur für den 
Waldbestand, sondern auch für die 
Luftqualität in den Städten. Aber die 
Politik der afrikanischen Staaten geht 
an diesen Problemen überwiegend 
vorbei. Haushaltsenergie – insbeson-
dere für die Armen – taucht in den 
Staatshaushalten kaum auf, ganz im 
Gegensatz zu Erdöl, Benzin, Preissub-
ventionen für Benzin oder Ausgaben 
für die Stromerzeugung für die Städte. 
Völlig ignoriert werden Eleri zufolge 
in Afrika Biogastechnologien, obwohl 
sie gleich mehrere Problem auf ein-
mal lösen könnten: sie können nicht 
nur Energieträger aus lokal vorhande-
nem Biomasse-Material bereitstellen, 
sondern auch die sanitäre Situation 
verbessern, hochwertige Düngemit-
tel erzeugen und die Nachfrage nach 
Brennholz und Holzkohle verringern 
– und natürlich Rauchvergiftungen 
reduzieren. Aber über Biogas werde 
noch nicht einmal diskutiert. 

Selbst unterhalb der Ebene neuer 
Technologien könne eigentlich viel ge-
tan werden. Schon verbesserte Brenn-
holz-Öfen könnten sehr viel voran-
bringen: Projekte wie das kenianische 
JIKO-Keramiköfen-Programm blieben 
jedoch isolierte Einzelprojekte. Die-
se Öfen steigern die Energieeffi zienz 
dramatisch bis zum Vierfachen eines 
offenen Feuers, was dementsprechend 
den Brennholz- bzw. Holzkohlebedarf 
verringert. Die Kosten eines solchen 
Ofens von 2 Dollar sind auch für Arme 
erschwinglich. Dennoch haben diese 
Öfen selbst in Kenia nur Marktanteile 
von 50%. Eleri schlug eine »Global Bio-
mass Cookstove Partnership« vor, die 
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bereits mit wenig Geld viel erreichen 
könnte. Dafür brauche man weder Pa-
tentrechte noch langwierige Verhand-
lungen in den Vereinten Nationen, 
sondern lediglich Initiativen einiger 
wichtiger Akteure, vergleichbar den 
globalen Partnerschaften gegen Aids 
oder Malaria. Immerhin ist die GTZ be-
reits mit einem derartigen Programm 
seit Jahren aktiv, wie ihre Vertreter bei 
dem Symposium betonten. 

Eleri beleuchtete auch die Rolle fl üs-
siger Bioenergie und die Kontroversen 
um Biokraftstoffplantagen. Obwohl 
die Anwendung von Pfl anzenöl als 
Energieträger unzweifelhaft positive 
Beiträge zur ländlichen Entwicklung 
leisten kann, fehlten in Afrika fast fl ä-
chendeckend politische Ansätze, dies 
voranzutreiben. Regierungen  sehen 
in Kleinbauern allenfalls Rohstoffl ie-
feranten für Großanlagen. Nur wenn 
man Pfl anzenöle auch in lokalen Ge-
meinschaften einsetzen könne, könn-
ten sie ihren potenziellen Beitrag zur 
ländlichen Entwicklung leisten. Eleri 
beklagte ebenfalls die dominante 
Rolle schwerfälliger, zentralistischer 
Staatsmonopole im Energiesektor, die 
völlig auf fossile Brennstoffe fokus-
siert seien und Entwicklung eher be-
hindern als fördern würden. Wer Afri-
kas Energieversorgung voranbringen 
wolle, müsse sich nicht nur um tech-
nische Lösungen bemühen, sondern 
die politische Ökonomie des Energie-
sektors ändern. Auch die Entwicklung 

von Mikrofi nanzierungssystemen sei 
von hoher Bedeutung, wenn Bioener-
gie zur ländlichen Entwicklung beitra-
gen solle. 

Probleme groß 
angelegter Projekte

Andrew Scott von der britischen 
NGO »Practical Action« wies im nach-
folgenden Beitrag auf die Probleme 
hin, die mit großfl ächigen Biokraft-
stoffplantagen verbunden sind, un-
abhängig von der Frage ob sie von 
ausländischen oder einheimischen 
Investoren realisiert werden. Für die 
ländliche Entwicklung brächten sie 
mehr Probleme als Nutzen, sie folgten 
dem üblichen Schema anderer Cash 
Crops. Allerdings bezweifelte er auch, 
dass Kleinbauern allein für eine groß 
angelegte Erdöl-Substitutionsstrate-
gie ausreichende Mengen Pfl anzenöle 
oder Ethanol liefern könnten. 

Eigentliche Herausforderungen 
erkennen

In der Diskussion gab es viel Über-
einstimmung in der Problemanalyse, 
allerdings blieben eine Reihe Fragen 
unbeantwortet. Insbesondere wie 
man die öffentliche Diskussion auf die 
Fragen lenken kann, die im Alltags-
leben der meisten Menschen in Afri-
ka die größten Probleme darstellen, 
blieb offen: allen voran die effi zien-
tere Nutzung traditioneller Biomasse, 
oder wie die politischen Reformen zu 

erzielen sind, mit denen die lähmende 
Wirkung zentralistischer Gesetze und 
Energiemonopolisten überwunden 
werden kann. Deutlich wurde jeden-
falls, dass die Art wie in Europa – aber 
auch in Afrika selbst – über Afrikas 
Energie-Herausforderungen diskutiert 
wird, weitgehend abstrakte Symbol-
diskussionen sind. Weder gigantische 
Solarprojekte in der Sahara noch 
französische Atomkraftwerke, weder 
zusätzliche weltbankfi nanzierte Koh-
lekraftwerke noch fl ächendeckende 
Biokraftstoffplantagen werden Afri-
kas Entwicklung voranbringen – da 
sie überwiegend das Planungs- und 
Ankündigungsstadium nie verlassen 
werden, stehen sie ihr aber auch nicht 
wirklich im Weg. Ihr größtes Problem 
ist allenfalls, dass sie die Diskussion 
auch unter den NGOs dominieren, an 
den existierenden politisch-wirtschaft-
lichen Strukturen nichts ändern und 
deshalb von den eigentlichen Heraus-
forderungen ablenken. Das Symposi-
um hat hoffentlich dazu beigetragen, 
daran etwas zu ändern. 

Jürgen Maier

Der Autor ist Geschäftsführer des Forums Umwelt 
und Entwicklung.

* REEEP = Renewable Energy and Energy Effi ciency 
Partnership, www.reeep.org 

 Die Projektwebseite zur EU-Afrika-Partnerschaft 
ist www.afrikas-perspektive.de, dort fi nden sich 
auch die Studie von Ewah Eleri und die Präsenta-
tionen der Tagung. 

Ende des Booms in Sicht?
Die Ansprüche an den Bioenergie-Sektor steigen

Wer die Berg- und Talfahrt der Diskussion um das Thema Bioenergie verfolgt 
hat, den beschlich manchmal das Gefühl, es handle sich um eine reine Glau-
bensfrage. Den euphorisch geäußerten Hoffnungen der Befürworter folgten 
sobald deprimierende Nachrichten der Kritiker. Von den einen als Klimaretter 
und Garant für dauerhaft erschwingliche Spritpreise gepriesen, von anderen 
als Ursache von Regenwaldzerstörung und Hungerkrisen gescholten: beide 
Seiten überboten sich mit ihren Aussagen in einer Art Wettstreit um die besten 
Schlagzeilen.

Der Rauch hat sich inzwischen ein 
wenig verzogen. Denn nur zu 
deutlich wurde, dass auch die 

Potenziale von Bioenergierohstoffen 
begrenzt sind und unseren Energiehun-
ger höchstens zu zehn Prozent stillen 
können, wie der Wissenschaftliche Bei-
rat der Bundesregierung Globale Um-
weltveränderungen in seinem Haupt-
gutachten vermeldet1. Ebenso deutlich 

wurde aber auch, dass es bei weitem 
nicht allein der Biokraftstoffproduk-
tion anzulasten ist, wenn in Indone-
sien, Malaysia oder Brasilien verstärkt 
Ölpalmen- oder Zuckerrohrplantagen 
angelegt werden, denn immer noch 
wird der allergrößte Teil etwa von 
Palmöl für die Nahrungsmittelindu-
strie erzeugt. Auch die Fleischproduk-
tion nimmt viel mehr Ressourcen (Bo-

den, Wasser, Energie) in Anspruch und 
der Slogan Tank oder Teller könnte 
wieder in den alten Slogan „Fleisch 
frisst Menschen“ umbenannt werden. 

Inzwischen haben wir in Deutsch-
land und in der Europäischen Union 
Beimischungsquoten für Biokraftstof-
fe und die Bundesregierung hat Nach-
haltigkeitsverordnungen für Biomas-
sestrom und Biokraftstoffe erlassen, 
deren Einhaltung im kommenden Jahr 
verbindlich ist. Entwickelt wird derzeit 
ein System, mit dem die Einhaltung 
der bisherigen Nachhaltigkeitskriteri-
en überprüft werden kann. Mit dieser 
Biomassezertifi zierung soll ebenfalls 
im kommenden Jahr begonnen wer-
den.

Die Bioenergieträger müssen nun 
beweisen, dass ihre umwelt- und so-
zialverträgliche Erzeugung möglich 
ist. Und angesichts der sich häufenden 
Vorfälle um Landrechtskonfl ikte oder 
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Umweltschäden bei der Produktion 
von Palmöl oder Zucker steht auch die 
Bioenergiepolitik der EU und der Bun-
desregierung unter verschärfter Beob-
achtung. 

Aktionsplan Erneuerbare 
Energien

Bis Mitte 2010 muss jeder EU-Mit-
gliedstaat einen Aktionsplan Erneuer-
bare Energien vorlegen, in dem Maß-
nahmen und genaue Angaben zur Er-
reichung der nationalen Zielsetzungen 
festgeschrieben sind. Die Mitgliedstaa-
ten müssen dazu genaues Datenmateri-
al bereitstellen und Maßnahmenpake-
te schnüren, mit denen sie darlegen wie 
sie ihre Ziele erreichen wollen. Bis Ende 
Dezember 2009 muss jedes Land eine 
Voreinschätzung über den Anteil der 
Erneuerbaren Energien, Überkapazitä-
ten und Bedarf aus Drittländern nach 
Brüssel zu melden. In Abstimmung mit 
der EU sollen dann entsprechende Er-
gänzungen und Korrekturen erfolgen, 
um beispielsweise sicherzustellen dass 
der angestrebte Import von Biomasse 
durch entsprechende Exportmengen 
im Herkunftsland abgedeckt ist.

Die Bundesregierung hatte mit der 
Erstellung des Biomasseaktionsplans 
einen ersten Schritt getan. Im Sep-
tember wurde auch ein Aktionsplan 
zur Stoffl ichen Nutzung von Biomasse 
nachgelegt, in dem unter anderem auf 
die deutlich höheren CO2-Einsparun-
gen hingewiesen wird, die Verfahren 
zur stoffl ichen Nutzung von Holz im 
Vergleich zu energetischen Nutzungs-
pfaden bewirken können. Doch diese 
Pläne bieten noch keine konkreten 
Konzepte und Maßnahmenpakete zur 
Umsetzung dieser Ziele. Die Konkreti-
sierung soll nun unter Federführung 
des BMU und des BMELV erfolgen. Sei-
tens der Plattform „Nachhaltige Bio-
masse“ wurde bereits eine Beteiligung 
und Mitgestaltung an diesem Prozess 
eingefordert. 

Indirekte Landnutzungs-
änderungen

Die EU-Kommission will entspre-
chend der Erneuerbaren Energien 
Richtlinie (EERL) einen Bericht über die 
Auswirkungen von indirekten Land-
nutzungsänderungen vorlegen. Hierin 
soll auch über die dadurch verursach-
ten Treibhausgasemissionen berichtet 
werden (die entstehen, wenn etwa 
eine vom Zuckerrohranbau verdrängte 
Rinderfarm in den Amazonasurwald 

verlagert wird), sowie über Maß-
nahmen, diese zu minimieren.

Dieser Bericht muss bis De-
zember 2010 vorliegen, doch 
die Kommission hat sich zum 
Ziel gesetzt den Bericht bis März 
2010 fertigzustellen, damit die Mit-
gliedstaaten dessen Ergebnisse in der 
Entwicklung ihrer Nationalen Aktions-
pläne Erneuerbare Energien berück-
sichtigen können.

Mobilität und Bioenergie
Die Bundesregierung setzt mit ih-

rer Strategie zur Erreichung des 10% 
Prozent-Ziels im Verkehrssektor vor 
allem auf Biokraftstoffe (Biokraftstoff-
quotengesetz). Laut der Erneuerbare-
Energien-Richtlinie der EU können für 
das 10%-Ziel der Gesamtenergiever-
brauch von Ottokraftstoff, Dieselkraft-
stoff, Biokraftstoff (inkl. Biogas) und 
Elektrizität sowohl im Straßenverkehr 
als auch im Schienenverkehr geltend 
gemacht werden. Das heißt, dass alle 
Arten von Energie aus erneuerbaren 
Quellen zu berücksichtigen sind, die 
in allen Formen von Verkehrsträgern 
verbraucht werden (ausgenommen 
Schiffs- und Flugverkehr).

Schon aufgrund der häufi g negati-
ven sozialen und ökologischen Auswir-
kungen der Biokraftstofferzeugung  ist 
es wünschenswert, ökologischere Ener-
gien zu fördern, die dann beispielswei-
se in der Verstärkung der Markteinfüh-
rung von Elektrofahrzeugen auf Basis 
erneuerbarer Energien (darunter fallen 
übrigens nicht nur Autos) oder die Aus-
weitung der Nutzung von regenerati-
vem Strom im Schienenverkehr (Bahn 
und Straßenbahn) liegen können.

Für die Verbände bieten sich also 
verschiedene Möglichkeiten, sich mit 
ihrer Expertise und Empfehlungen an 
die Bundesregierung zu wenden und 
möglichst realistische Maßnahmen 
einzufordern, mit denen die Ziele der 
EERL erreicht werden können, ohne 
dass Mensch und Natur auf der Strecke 
bleiben.

Automobilindustrie im 
Rückwärtsgang

Doch viele Bemühungen, den Kli-
maschutz voranzubringen und die 
Umweltschäden etwa durch den Ver-
kehrssektor zu senken, werden durch 
den hohen Verbrauch von Fahrzeugen 
zunichte gemacht. Zum Start der Inter-
nationalen Automobilausstellung IAA 
haben Umweltverbände wie Green-

peace, NABU und 
BUND die Modellpolitik der 
Hersteller heftig kritisiert. Anstelle von 
Verbrauchssenkungen werden prot-
zige Fahrzeuge präsentiert, die schon 
wegen ihres Gewichtes und zu starker 
Motoren zwangsläufi g viel Kraftstoff 
verbrauchen. Die leicht sinkenden Öl-
preise verlocken zusätzlich zum Kauf 
von Spritfressern, obwohl absehbar ist, 
dass manche Kunden sich den Betrieb 
solcher Fahrzeuge bald nicht mehr 
werden leisten können - ganz abgese-
hen vom Klimaschutz, der bei solchen 
Spritztouren auf der Strecke bleibt. 
Auffällig ist, dass die Hersteller kaum 
noch mit dem Thema Biokraftstoffe 
werben, deren Image längst unter die 
Räder gekommen ist. 

BUND-Verkehrsexperte Werner Reh 
stellt fest, dass auf der IAA den Besu-
chern erneut die rosige Vision einer 
ungebrochenen Mobilität ausgemalt 
wird. Das sei völlig unrealistisch, des-
halb sei die Messe „der fortgesetzte 
Versuch, die Öffentlichkeit gezielt zu 
täuschen.“ Schon heute geht ein Fünf-
tel der Erderwärmung auf das Konto 
des Verkehrs, mit steigender Tendenz. 
Um den Erfordernissen des Klimaschut-
zes gerecht zu werden, nannte Reh für 
das Jahr 2020 ein Ziel von 80 Gramm 
Kohlendioxid pro Kilometer als maxi-
malen Durchschnittswert der Neuwa-
genfl otte aller Hersteller. Damit die re-
alen CO2-Emissionen des Pkw-Verkehrs 
2020 um 25 Prozent geringer ausfallen 
als heute, müsste der Durchschnitts-
wert deutscher Neuwagen von derzeit 
165 Gramm pro Kilometer mindestens 
halbiert werden. Da hilft es auch nicht, 
wenn die Firmen versuchen, ihr Um-
weltimage mit dem Bau von Elektro-
autos aufzupolieren. Zum Erreichen 
der Klimaziele können Elektroautos 
lediglich rund zwei Prozent beitragen. 
Abspecken und die bereits erprobten 
Neuerungen wären da deutlich billiger 
und effektiver.

László Maráz
Der Autor ist Koordinator Plattform „Nachhaltige 
Biomasse“

1 Das Gutachten ist unter www.wbgu.de erhältlich

verlagert wird), sowie über Maß-

2010 fertigzustellen, damit die Mit-
gliedstaaten dessen Ergebnisse in der 
Entwicklung ihrer Nationalen Aktions- peace, NABU und 

Rundbrief 3_2009.indd   23 18.09.2009   14:03:29 Uhr



24 Forum Umwelt und Entwicklung – Rundbrief 3/2009

Aktuell

Mogelpackungen statt 
Modellprojekte
Betroffene berichten über CDM-Auswirkungen

mechanism” genannt, auf den Grund 
gehen. Die Betroffenen sollen endlich 
die Möglichkeit bekommen, eine ef-
fektive Bewertung von CDM Projekten 
abzugeben. Unter den jetzigen Regeln 
des CDM muss die örtliche Bevölke-
rung befragt werden, bevor über ein 
neues CDM Projekt entschieden wird. 
Diese Befragung beschränkt sich meist 
auf ein „informatives“ Treffen vor 
Projektbeginn und dann auf die Mög-
lichkeit, einen Kommentar während 
einer Frist von 30 Tagen, nachdem das 
Projekt die offi zielle CDM-Bewerbung 
eingereicht hat, abzugeben. 

Wie diese Regelung in der Praxis ge-
handhabt wird, berichteten Betroffe-
ne in einem Dorf namens Dewlang in 
Uttarachand, im Norden Indiens. Das 
abgelegene Dorf liegt am Bhagirathi 
River, ca. 6 Stunden stromaufwärts 
des Tehri Wasserkraftwerks, eines der 
weltgrößten Wasserkraftwerke das 
mehr als 40 Dörfer verschwinden ließ. 

Nun soll auch der Bhagirathi für die 
saubere Energieerzeugung genutzt 
werden. Ein Vertrag hierzu wurde im 
November 2003 unterschrieben. Um 
dies wirtschaftlich zu machen – so 
die Projektentwickler – wurde für das 
Laufwasserkraftwerk Bhilangana III im 
Januar 2008 Unterstützung durch den 
CDM beantragt (Bhilangana I wurde 
2007 unter heftiger lokaler Kritik ge-
nehmigt und Bhilangana II wird sich 
demnächst als CDM Projekt bewer-
ben). Laut UNFCCC sollte die Kredi-
tierung der verminderten Emissionen 
durch dieses Projekt diesen Monat, im 
September 2009 beginnen. 

Vor Ort beschwerten sich die aufge-
lösten Dorfbewohner über das halb-
fertige Kraftwerk, oder besser gesagt 
die Schäden, die davon sichtbar sind. 
So beklagten sie die unbrauchbar ge-
machten Straßen, die kargen Ernten, 
für die die Staubbelastung durch Bau-
arbeiten verantwortlich ist, sowie die 
versiegten Wasserquellen, die durch 
kontinuierliche Sprengungen für den 
Wassertunnel verursacht wurden. 
Mehr als 14 Dörfer leiden so täglich 
an den Folgen des Wasserkraftwer-
kes und die Menschen müssen kilo-
meterweit laufen um Trinkwasser zu 
beschaffen. Dewlang, das Dorf unter 
dem der Wassertunnel gegraben wird, 
weist überdies Risse in mehr als 75% 
aller Häuser auf. So auch an der Schu-
le: Der Unterricht muss mittlerweile 
im Freien abgehalten werden weil 
Dorfbewohner befürchten die Schule 

würde aufgrund der Risse ein-
stürzen. 

Auf die Frage ob die Dorf-
bewohner von den Projektent-
wicklern vor der Planung und 
dem Bau des Projekts befragt 
wurden, reagierten sie mit ei-
nem kargen Lächeln. Obwohl 
das Projekt schon seit 2003 ge-
plant war, erfuhren sie erstmals 
im Mai 2007 davon – durch die 
Erschütterungen beim Tunnel-
bau. Erst nach dem Hungerstreik 
des Dorfältesten, der 56 Tage 
für die Wiedergutmachung 
der Schäden fastete wurde ein 
Treffen einberufen um dies zu 
besprechen. „Leere Verspre-

CDM-Projekte sollen beim Klimaschutz helfen. Aber sie werden zum Großteil 
auf Kosten der lokalen Bevölkerung umgesetzt. Fünf Jahre nach der Registrie-
rung des ersten CDM-Projektes soll nun eine Recherchereise in Indien Klarheit 
darüber schaffen, inwiefern die Prinzipien des CDM – günstige Emissionsreduk-
tion und nachhaltige Entwicklung im CDM-Gastland – noch gültig sind oder ob 
das lukrative Geschäft mit dem Kohlemarkt es unmöglich gemacht hat, NEIN zu 
schlechten Projekten zu sagen. 

Der im Rahmen des Kyoto-
Protokolls beschlossene Clean 
Development Mechanismus 

(CDM) ermöglicht gemeinsame Kli-
maschutz-Projekte von Industrie- und 
Entwicklungsländern. Dabei wird ein 
Projekt, wie der Bau von Wasserkraft-
werken oder die Errichtung von Bio-
massekraftwerken, vom Industrieland 
fi nanziert und im Entwicklungsland 
durchgeführt. Für jede in einem sol-
chen Projekt eingesparte Tonne CO2

erhalten die Investoren ein Zertifi kat, 
das sie zur Erfüllung ihrer Reduktions-
verpfl ichtung anrechnen dürfen. 

Bewertung durch Betroffene
Eine Recherchereise von CDM 

Watch, einer Initiative internationaler 
Nichtregierungsorganisationen unter 
Federführung des Forum Umwelt & 
Entwicklung, soll nun den oft beklag-
ten Mängeln des CDM, in CDM-Gast-
ländern auch „cheat development 

Die Dorfbewohner 
beschweren sich über das 
halbfertige Kraftwerk, oder 
besser gesagt, die Schäden, 
die davon sichtbar sind.
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Klima- und Energiepolitik konkret
Bundestagskandidaten diskutierten mit Klima-Allianz-Vertretern 

Das Thema Klimaschutz hat im Wahlkampf nur eine untergeordnete Rolle ge-
spielt, obwohl der Klimasektor enorme Potenziale zur Überwindung der Wirt-
schaftskrise aufweist und auch ein großes Interesse seitens der Bevölkerung an 
diesem Thema bestand. 

Eine im Vorfeld der Bundestags-
wahl durchgeführte Umfrage 
von Infratest dimap hatte erge-

ben, dass für 92% der Wählerinnen 
und Wähler der Aufbau einer klimaf-
reundlichen Wirtschaft mit Millionen 
neuer Arbeitsplätze wichtig für ihre 
Wahl-Entscheidung sei. Damit  die 
künftige Klima- und Energiepolitik vor 
Ort öffentlich diskutiert werden konn-
te, führte die Klima-Allianz unter dem 
Titel „Welchen Weg wählt Deutschland 
aus der Wirtschafts- und Klimakrise?“ 
von Mitte Juli bis Ende September Po-
diumsdiskussionen in zehn ausgewähl-
ten Wahlkreisen durch. 

Alle Veranstaltungen fanden mit 
Direktkandidaten der jeweiligen 
Wahlkreise und zwei VertreterInnen 
der Klima-Allianz statt. Von Seiten 
der Kandidaten und Kandidatinnen 
gab es wenig überraschenden oder 
neuen Positionen. Aber es war gut, 
dass sowohl die enorme Herausfor-
derung, vor der wir im Klimaschutz 
stehen als auch die Richtungsent-
scheidung, die in der Energiepolitik 

ansteht, von den Klima-Allianz-Vertre-
tern skizziert und mit den Kandidaten 
diskutiert wurden. 

Denn selbst der Sachverständigenrat 
für Umweltfragen der Bundesregie-
rung hat vor wenigen Wochen fest-
gestellt: „Deutschland steht vor einer 
Systementscheidung. Der notwendige 
Ausbau der Erneuerbaren Energien ist 
mit hohen Anteilen von Kohle oder 
Kernkraft an der Stromversorgung 
nicht vereinbar.“ 

Angesichts des Interesses der Bür-
gerinnen und Bürger war es enttäu-
schend, dass die CDU sich trotz langfri-

stiger Anfragen bei vielen Veranstal-
tungen nicht in der Lage sah, einen 
Kandidaten oder einen Vertreter zu 
entsenden. In Brunsbüttel, Wiesba-
den, Bonn, Stralsund, Waiblingen und 
Stade sagten die CDU-Vertreter ab, in 
Waiblingen und Stade sogar mit der 
Folge, dass die Veranstaltungen dort 
gar nicht zustande kamen. Bei der FDP 
sah es etwas besser aus, aber in Bonn  - 
dem Wahlkreis von Guido Westerwelle 
- und Wiesbaden nahm trotz zahlrei-
cher und langfristiger Anfragen kein 
FDP-Vertreter teil. Den Bürgerinnen 
und Bürgern vor Ort bleibt somit die 
Position der Kandidaten in Klima- und 
Energiefragen verborgen… 

Berichte über die Diskussionen fi n-
den Sie unter www.klimawahl2009.de/
veranstaltungen unter dem jeweiligen 
Veranstaltungsort.

Christina Hering

Die Autorin ist Koordinatorin der Klima-Allianz

chungen und Korruption“ sagen sie. 
Die Dorfbewohner wollten das Was-
serkraftwerk nicht. Nun ist es zu spät 
das Projekt zu stoppen da die Schäden 
unwiderrufl ich sind. Um die Situati-
on in Dewlang zu ändern ist nun ein 
Dorfbewohner vor Gericht gezogen 
und fordert die gesamte Umsiedlung 
aller Einwohner von Dewlang. 

Reform muss Mängel 
adressieren

Die Kritik am CDM ist breit und 
reicht vom Design der CDM-Methoden 
die auch ineffi ziente Technologien als 
CDM zulassen bis zu den institutionel-
len Gremien im CDM Prozess, die da-
für bekannt sind, offensichtliche Fälle 
von Betrug und gefälschte Dokumen-
te seitens der Projektentwickler nicht 

zu erkennen. Anfang September wur-
de nun zum zweiten Mal eine solche 
Institution suspendiert. Ein weiteres 
Zeichen dass strengere Regeln drin-
gend benötigt sind. 

Bei diesen Problemen des CDM han-
delt es sich nicht um Einzelfälle. Die 

CDM Reform, die im Dezember 2009 
eine reformierten Mechanismus für 
die Zeit nach 2012 erarbeiten wird, 
muss diese Mängel aufgreifen. 

Eva Filzmoser

Die Autorin ist Koordinatorin von CDM-Watch.

Mehr als 14 Dörfer leiden täglich an den 
Folgen des Wasserkraftwerkes und die 

Menschen müssen kilometerweit laufen um 
Trinkwasser zu beschaffen. 

Bundestags-
kandidaten 
diskutieren 
mit Vertretern 
der Klima-
Allianz über 
Klima- und 
Energiepolitik
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PRO

Pro & Contra

Desertec - Solarstromimporte 
aus der Wüste
Gute Idee oder doch bloß Greenwashing?

Desertec hat in den vergangenen Monaten für viel Wirbel gesorgt, handelt es 
sich doch um eine der potenziell größten und auch teuersten privaten Öko-
Strom-Initiativen aller Zeiten. Die Initiative hat das Ziel, Solarstrom in den Wü-
sten Nordafrikas und im Nahen Osten zu produzieren und per Fernleitung auch 
nach Europa zu transportieren. 

Ein Konsortium aus zwölf Un-
ternehmen schloss sich im Juli 
dieses Jahres zur sogenannten 

Desertec-Initiative zusammen – mit 
dabei Konzerne wie Siemens, E.on, 
RWE, Münchener Rück und Deutsche 
Bank. Noch im Herbst wollen die be-
teiligten Firmen eine Gesellschaft 
gründen, die das Projekt vorantreiben 
soll. In drei Jahren dann soll es Bau-
pläne für die ersten Solarkraftwerke 
geben. Soweit so gut. Doch wird das 
Projekt wirklich halten können was es 
verspricht? 

Andree Böhling (Greenpeace) sieht 
in der Initiative eine zukunftsweisen-
de Alternative zur derzeitigen Ener-
gieversorgung, die auch in Afrika eine 
sinnvolle Ergänzung zur dezentralen 
Energieerzeugung sein kann. Valentin 
Hollain (Eurosolar) betont nicht nur 
die Probleme bei der Umsetzung, er 
sieht auch die Gefahr, dass es den En-
ergiekonzernen vor allem um die Er-
haltung ihres Anbietermonopols geht 
und dass sie Desertec nutzen werden 
um den heimischen Ausbau der Erneu-
erbaren Energien zu verzögern. 

Strom aus den Wüsten – von 
der Vision zur Wirklichkeit

Erderwärmung erfordert 
höheres Tempo beim Ausbau 
Erneuerbarer Energien

Angesichts der riesigen Pro-
bleme, die mit der derzeitigen 
Nutzung von Öl, Kohle, Gas 

oder Atomkraft verbunden sind, wäre 
es fatal, auf die enormen Chancen so-
larthermischer Kraftwerke verzichten 
zu wollen. Wüstenstrom kann laut 
einer Greenpeace-Studie bis Mitte 
des Jahrhunderts etwa ein Viertel der 
weltweiten Stromversorgung sichern. 
Dies wird auch notwendig sein, wenn 
wir weltweit die CO2-Emissionen dra-
stisch reduzieren wollen. Der Klima-

wandel macht einen schnellen Aus-
stieg aus der Nutzung fossiler und nu-
klearer Energien notwendig: Bis 2015, 
so die Klimawissenschaft, muss der 
Trend weltweit steigender Treibhaus-
gase gestoppt und umgekehrt wer-
den. Bis 2050 müssen Industriestaaten 
wie Deutschland Ihre Emissionen auf 
Nahe Null senken. Nur so kann der 
weltweite Temperaturanstieg – Aus-
löser für große ökologische und so-
ziale Herausforderungen – gebremst 
werden. Die Folgen der Klimaverän-
derungen treffen gerade die ärmsten 
Länder wie in Afrika am härtesten und 
stellen eine existenzielle Bedrohung 
für einzelne Staaten dar.

Erneuerbare Energien, 
dezentral plus zentral

Die zentrale Frage sollte sein, wie 
schnell wir eine vollständige Energie-
versorgung mit Erneuerbaren Energien 
realisieren können, um die globalen 
Energieprobleme zu lösen und die Kli-
maveränderung zu stoppen. Deswegen 
macht es keinen Sinn darüber zu strei-
ten, ob dezentrale erneuerbare Energi-
en wichtiger sind als Solarstromimpor-
te. Wir werden beides brauchen und 
sollten deshalb zwischen dreckiger und 
umweltfreundlicher Stromerzeugung 
unterscheiden. Es ist ja leider nicht so, 
dass in der internationalen Politik und 
Industrie schon ein Konsens über den 
Vorrang von Erneuerbaren Energien 
besteht. In China und Indien werden 
weiterhin massenhaft neue Kohlekraft-
werke gebaut und in den USA einmal 
mehr über den Bau von 100 neuen 
Atomkraftwerken diskutiert. Und selbst  
in Deutschland sollen, wenn es nach 
Union und FDP geht, die Laufzeiten al-
ter Atommeiler verlängert und 25 neue 
Kohlekraftwerke gebaut werden. 

Solarstrom bezahlbar 
für Alle machen

Die Herausforderung bei der ge-
meinschaftlichen Nutzung von So-
larstrom aus Wüsten wird sein, diese 
Technologie zu beiderseitigem Nut-
zen für die Menschen in Afrika und 
in der Europäischen Union verfügbar 
zu machen. Solarkraftwerke in den 
Wüstenregionen Afrikas werden nicht 
ohne das Kapital und das Knowhow 
fi nanzstarker Investoren z.B. aus 
Deutschland gebaut werden können. 
Andererseits muss der erzeugte Solar-
strom auch den Menschen in den Wü-
stenregionen selbst zu Gute kommen, 
die sich derzeit keinen Solarstrom lei-
sten können. Deswegen brauchen wir 
einen fairen Güterausgleich zwischen 
diesen Interessen. Ziel muss es insge-
samt sein, die Solartechnik durch eine 
breite Markteinführung so schnell wie 
möglich zu einer für alle Menschen 
bezahlbaren Alternative zu machen. 

DESERTEC-Initiative mit 
Modellcharakter

Wüstenstrom ist dabei selbstverständ-
lich nur ein Teil der Lösung, weil die In-
frastruktur für den Stromtransport  in 
den meisten Ländern Afrikas fehlt. Da-
her werden für viele Menschen so ge-
nannte Insellösungen mit z.B. einzelnen 
Windkraft- oder PV-Anlagen eher eine 

Die Produktion und der Import von Solarstrom aus den sonnenreichen Wü-

PRO
Die Produktion und der Import von Solarstrom aus den sonnenreichen Wü-

PROstengebieten Nordafrikas und den Ländern des Nahen Ostens ist eine zu-PROstengebieten Nordafrikas und den Ländern des Nahen Ostens ist eine zu-PROkunftsweisende Alternative zur derzeitigen Energieversorgung. Sie ist sauber PROkunftsweisende Alternative zur derzeitigen Energieversorgung. Sie ist sauber PROund viel realistischer als zum Beispiel die Abspaltung und Speicherung von PROund viel realistischer als zum Beispiel die Abspaltung und Speicherung von PROCO2 aus Kohlekraftwerken oder der Bau vieler neuer Atomkraftwerke. Die PROCO2 aus Kohlekraftwerken oder der Bau vieler neuer Atomkraftwerke. Die PROTechnik ist erprobt und derart ausgereift, dass sie weltweit vor ihrem Durch-PROTechnik ist erprobt und derart ausgereift, dass sie weltweit vor ihrem Durch-PRO
bruch steht. Die DESERTEC-Initiative von vorwiegend deutschen Unterneh-
men zur Erschließung des Wüstenstrom kann hierfür einen wichtigen Beitrag 
leisten.
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Alternative sein. Nichtsdestotrotz kann 
Strom aus Wüstenkraftwerken die In-
dustrie- und die Ballungsräume in den 
Ländern Afrikas mit sauberem Strom 
beliefern und Wasserentsalzungsanla-
gen für eine verbesserte Wasserversor-
gung antreiben. Bei der derzeitigen Si-
tuation, die durch eine Ausbeutung und 
den Export von Energierohstoffen wie 
Erdöl, Kohle, Uran oder Erdgas geprägt 
ist, sollte es jedenfalls nicht bleiben. 
Denn damit verbunden sind unmensch-

liche und ökologisch katastrophale Be-
dingungen für die Bevölkerung vor Ort 
sowie eine Verschärfung der ohnehin 
schon bedrohlichen Klimaveränderung. 
Die DESERTEC-Initiative kann einen 
Modellcharakter für die weltweite Aus-
breitung von Wüstenstrom haben. Wir 
sollten die Initiative daher kritisch und 
konstruktiv begleiten und nicht des-
wegen ablehnen, weil sich daran auch 
Großkonzerne beteiligen. Großkon-
zerne haben bislang beim Klimaschutz 

zwar versagt. Angesichts der drängen-
den Zeit beim Klimaschutz macht es 
aber keinen Sinn die Unternehmen aus-
zugrenzen. Im Gegenteil: Die Unterneh-
men müssen verstärkt in die Verantwor-
tung genommen werden, damit mehr 
Geld in Erneuerbare Energien anstatt in 
Kohle- und Atomstrom fl ießt.

Andree Böhling

Der Autor ist Klima- und Energieexperte
bei Greenpeace.

Greenwashing und 
Verhinderungspolitik
Stromkonzernen geht es um Erhaltung ihres Anbietermonopols

Im Kampf gegen Klimawandel und Ressourcenverknappung spielt die Be-
schleunigung der Energiewende eine entscheidende Rolle. Sollen die Folgen 

Contra
schleunigung der Energiewende eine entscheidende Rolle. Sollen die Folgen 

Contrades Klimawandels begrenzt werden, dann muss unverzüglich gehandelt wer-Contrades Klimawandels begrenzt werden, dann muss unverzüglich gehandelt wer-Contraden. Es ist ebenso offensichtlich, dass nach der Wirtschaftskrise die Preise für Contraden. Es ist ebenso offensichtlich, dass nach der Wirtschaftskrise die Preise für Contrafossil-atomare Ressourcen auf neue Rekordhöhen steigen werden. Einen Aus-Contrafossil-atomare Ressourcen auf neue Rekordhöhen steigen werden. Einen Aus-Contraweg für  beide Problemfelder, die für die Menschheit eine existenzielle Bedro-Contraweg für  beide Problemfelder, die für die Menschheit eine existenzielle Bedro-Contrahung darstellen, bietet nur der dezentrale Ausbau der Erneuerbaren Energien, Contrahung darstellen, bietet nur der dezentrale Ausbau der Erneuerbaren Energien, Contra
mit dem die großen heimischen Potenziale zeitnah und kostengünstig in Wert 
gesetzt werden. Das Erneuerbare-Energien-Gesetz aktiviert die motivierten 
Akteure und ermöglicht es, etablierte Strukturen aufzubrechen. 

Die Strukturfrage

Die Energiefrage lässt sich nicht 
allein auf die fossil-atomare oder re-
generative Herkunft des Stroms redu-
zieren. Bei dem Wechsel zu Erneuer-
baren Energien geht es um neue Wirt-
schaftstrukturen, von der nicht nur 
einzelne Großkonzerne profi tieren. 
Der Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien ist in Deutschland bisher immer 

gegen den Widerstand der fossil-ato-
maren Großkonzerne durchgeführt 
worden, da sie in einer demokratisier-
ten Energieversorgung mit vielen neu-
en Trägern zu den Verlierern gehören.  
Die konsequente Umstellung auf eine 
dezentrale Energieerzeugung bedeu-
tet eine breite regionale Wertschöp-
fung durch viele Millionen Investoren 
und nicht nur wenige Stromkonzerne, 
denen es zu allererst um die Erhaltung 

ihres Anbietermonopols geht. Viele 
tausend kleine und mittlere Anlagen 
mit vielen tausend Investoren tragen 
dazu bei, diese Anbietermonopole zu 
zerschlagen.

Verzögern und Zurechtbiegen
Ziel der großen Energiekonzerne 

war und ist daher, die Energiewen-
de um weitere 30-40 Jahre hinaus-
zuzögern und dann die Beschaffung 
Erneuerbarer Energien in die alten 
Strukturen zu zwängen, so dass das 
Geschäft größtenteils in ihren Händen 
liegt.  Desertec ist ein großtechnisches 
Projekt im Geiste der 60er und 70er 
Jahre, dessen Konzeption dafür maß-
geschneidert ist. Das System der Groß-
konzerne stützt sich auf Monopole, 
Zentralisierung, lange Lieferketten 
und verbraucherferne Energiequellen. 
Insbesondere die langen Lieferketten 
ermöglichen ihnen zuverlässige Ein-
nahmen, an jedem der  zahlreichen 
Einzelelementen wird kassiert.

Da jedoch die großen Energiekon-
zerne ihre Chance zunächst im Weiter-
betrieb abgeschriebener Atomkraft-
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werke und im Bau neuen fossiler Groß-
kraftwerke sehen, setzt die fossil-ato-
mare Energielobby das Desertec-Kon-
zept bewusst ein,  um den heimischen 
Ausbau der Erneuerbaren Energien zu 
diskreditieren, Dies betrifft sowohl die 
einheimischen Potenziale als auch die 
Kosten, obwohl sie selber in den letzten 
Jahren enorme Oligopolgewinne zu 
Lasten der Allgemeinheit abgeschöpft 
haben.  Das schnelle Wachstum der 
Erneuerbaren Energien hierzulande 
gefährdet jedoch ihre neuen Groß-
kraftwerksprojekte. Ein Energiemix mit 
einem hohen Anteil Erneuerbarer Ener-
gien erfordert ein Zusammenspiel mit 
dynamischen, dezentralen Kraftwerke, 
wie es z. B. heute schon in Dänemark 
der Fall ist. Fossile Großkraftwerke wer-
den in einem regenerativ geprägten 
Energiemix nicht mehr auf die nötigen 
Vollaststunden kommen. Da kommt 
ein Konzept wie Desertec wie gerufen, 
mit dem man effektives Greenwashing 
und Verhinderungspolitik betreiben 
kann, ohne wirklich tätig werden zu 
müssen.  Dabei ist man sich bei E.ON 
und RWE der Schwierigkeiten, die mit 
dem Desertec-Projekt verbunden sind, 

durchaus bewusst und ist nach dem gro-
ßen Medienrummel um die Gründung 
des sogenannten Desertec-Konsortiums  
gleich auf die Bremse getreten. So trifft 
man schon argumentativ Vorsorge für 
den Fall des Scheiterns dieses Projektes.  
So spricht E.ON von einer „interessan-
ten Vision“ und warnt vor überzogenen 
Erwartungen.  

Insbesondere der Beitrag von Prof. 
Fritz Vahrenholt, Leiter der Erneuer-
bare-Energien-Sparte von RWE, im 
Tagesspiegel von 27.07.2009 ist in 
dieser Hinsicht sehr erhellend. Er legt 
mit großer Gründlichkeit dar, welche 
enormen Hindernisse zwischen Kon-
zept und Realisierung stehen. 

Zu den Problemen gehören die gi-
gantischen Dimensionen des Leitungs-
baus und die Probleme der Wasserver-
sorgung der Kraftwerke. Denn selbst 
mit modernster Technik müssten 30 
HGÜ-Trassen durch Spanien, Frank-
reich und Italien geführt werden, was 
weit mehr als den von Desertec ange-
gebenen Zeitbedarf erfordert und die 
Kapitalkosten in die Höhe treibt. Ein 
Raubbau an den fossilen Wasservorrä-
ten der Sahara wäre fatal für die dort 

lebenden Menschen und stünde im 
völligen Gegensatz zur propagierten 
Win-Win-Situation. 

Energie für die 
Menschen vor Ort

EUROSOLAR fördert uneinge-
schränkt jede Initiative, die die Sa-
hara-Staaten dabei unterstützt, ihre 
eigene Energieerzeugung vollständig 
auf Erneuerbare Energien umzustel-
len. Aber auch in diesen Ländern, die 
ohne Frage über enorme Potenziale 
sowohl im Bereich der Solar- als auch 
der Windenergie verfügen,  ist die de-
zentrale, vebrauchsnahe Erzeugung 
zu favorisieren und lässt sich erheblich 
schneller realisieren. Mit der Inter-
nationalen Agentur für Erneuerba-
re Energien IRENA, deren Gründung 
maßgeblich auf das Engagement von 
Dr. Hermann Scheer und von EURO-
SOLAR zurückgeht, steht nun endlich 
ein Akteur bereit, der den schnellen 
Know-How-Transfer in diese Staaten 
gewährleisten kann.

Valentin Hollain

Der Autor ist wissenschaftlicher Mitarbeiter bei 
Eurosolar.
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die Wälder
Hohe Erwartungen in REDD

Wenn mit dem Kohlenstoff in Wäl-
dern gute Geschäfte gemacht werden 
können, drohen die Rechte der traditi-
onellen Bewohner auf der Strecke zu 
bleiben. 

Die Idee scheint einfach und 
überzeugend: Wo weniger 
Wald abgeholzt wird, werden 

zusätzliche Klimabelastungen vermie-
den. Denn der in den Bäumen gespei-
cherte Kohlenstoff gelangt nicht als 
CO2 in  die Atmosphäre.  

Seit diese Idee unter dem Stichwort 
REDD (Reducing Emissions from Defo-
restation and Degradation) Eingang in 
die internationalen Klimaverhandlun-
gen gefunden hat, sind Wälder nicht 
nur auf der politischen Agenda weit 
nach vorne gerutscht. Dass Wälder in 
einem Kyoto-Folgeabkommen eine 
Rolle spielen werden, scheint sicher. Ob 
sie auch Teil des Kohlenstoffhandels 
werden und wenn ja, wie, ist eine der 
kontroversesten Fragen, die auf  näch-
sten Klimakonferenz im Dezember in 
Kopenhagen diskutiert werden. 

Während die Zahl der kritischen 
Stimmen zunimmt, die angesichts der 
Erfahrungen mit der Finanzmarktkri-
se den marktorientierten Ansatz von 
REDD grundsätzlich ablehnen, hat al-
lein die Möglichkeit vielerorts hohe 
Erwartungen geweckt: Die einen se-
hen darin eine Chance, sich möglichst 
billig von lästigen Reduktionsverpfl ich-
tungen im eigenen Land freikaufen zu 
können, andere erwarten großzügige 
Zuwendungen für halbherzige Pläne, 
die Entwaldungsraten in ihren Län-
dern zu verringern. Und diejenigen, 
deren Wälder bislang weitgehend in-
takt geblieben sind, setzen alles daran, 
zu zeigen, dass das in Zukunft nicht 
so bleiben muss. In der Hoffnung auf 
möglichst hohe Summen werden dabei 
größtmöglich Entwaldungsszenarien 
beschworen. 

Neues Geschäftsfeld 
für Spekulanten? 

Firmen wie EcoSecurities, die bislang 
Waldprojekte für den freiwilligen Koh-
lenstoffhandel entwickeln, erwarten 
ein Anwachsen des Marktes für REDD-
Zertifi kate auf bis zu 45 Milliarden US-

Dollar pro Jahr, sollten Wälder Teil des 
offi ziellen Emissionshandels werden. 
Diese Goldgräberstimmung bringt zu-
nehmend fragwürdigere Spieler auf 
den Plan. Zu den „carbon cowboys“, 
wie sie in der englischsprachigen Pres-
se genannt werden, gehört auch Kirk 
William Roberts. Bevor er in den Koh-
lenstoffhandel einstieg, leitete der 
Australier ein philippinisches Hahnen-
kampf-Syndikat. Bei Treffen mit Dorf-
oberhäuptern in entlegenen Regionen 
Papua Neuguineas machte seine Firma 
„Nupan PNG“ weitreichende Verspre-
chungen über Erträge, die zu erwarten 
wären, wenn sie ihm ihre Wälder für 
REDD-Projekte zur Verfügung stellen 
würden. Gemeinsam mit Theo Yasause, 
dem ehemaligen Direktor von Papua 
Neuguineas Offi ce of Climate Change, 
versuchte Roberts, CO2-Zertifi kate im 
Wert von mehreren Millionen Dollar auf 
dem freiwilligen Markt zu verkaufen – 
und das, obwohl es in Papua Neuguinea 
bisher keine gesetzlichen Regelungen 
für den Kohlenstoffhandel gibt. Yasau-
se ist mittlerweile entlassenen und das 
Offi ce of Climate Change wird von der 
Regierung überprüft.

REDD und Rechte
Die Leidtragenden dieser Entwick-

lung werden diejenigen sein, die tradi-
tionell in den Wäldern leben und auf sie 
angewiesen sind. Indigene Völker und 
lokale Gemeinschaften können froh 
sein, wenn sie ein kleines Stück vom 
Kuchen abbekommen. Im schlimmsten 
Fall droht ihnen Umsiedlung oder Ver-
treibung, denn schon in der Vergan-
genheit wurden Bewohner von Schutz-
gebieten als Störer angesehen und aus 
den Parks hinausgeworfen . 

Dies zeigt auch das Beispiel von Indo-
nesien, wo der Aufbau eines nationa-
len REDD-Marktes am weitesten fort-
geschritten ist. Im Mai wurden REDD-
Richtlinien erlassen, die es dem Staat 
freistellen, für alle Wälder des Landes 
Konzessionen zu vergeben. Darin wer-
den auch Vorschläge zur Aufteilung 
der Erträge aus REDD-Zertifi katen ge-
macht: In vom Staat ausgewiesenen 
„protected forests“ etwa sollen 50 Pro-
zent der Erträge an die verschiedenen 
Regierungsstellen gehen, 30 Prozent 
sind für die Projektentwickler vorgese-
hen und nur 20 Prozent erhalten lokale 
Gemeinschaften. 

Neun indonesische NGOs und das 
englische Forest Peoples Programme 
lehnen die nationalen Pläne ab. In ei-
ner gemeinsamen Stellungnahme wei-
sen sie darauf hin, dass REDD-Konzes-
sionen und –Aktivitäten zu weiteren 
und irreparablen Schäden für lokale 
Gemeinschaften führen, wenn sie nicht 
mit effektiven Maßnahmen zur Siche-
rung ihrer Rechte verbunden sind. 

Diese Bedenken werden auch vom 
UN-Ausschuss für die Beseitigung der 
Rassendiskriminierung (CERD) geteilt. 
Bereits im März bemängelte der Aus-
schuss, dass der Entwurf der indonesi-
schen REDD-Richtlinien indigenen Völ-
kern keinerlei Landrechte in Wäldern 
zugestehe. 

Diese Beispiele machen deutlich, 
wie wichtig es ist, dass alle weiteren 
Vereinbarungen zu REDD rechtlich 
bindende Verpfl ichtungen zur Wah-
rung der Rechte indigener Völker und 
lokaler Gemeinschaften enthalten. Die 
Beschlüsse von Kopenhagen müssen 
sicherstellen, dass die Entwicklung und 
Umsetzung nationaler REDD-Program-
me oder sub-nationaler Projekte nur 
auf der Basis einer freien, vorherigen 
und informierten Zustimmung der da-
von betroffenen indigenen Völker er-
folgen darf. Keinesfalls darf dabei Zu-
stimmung (consent) durch unverbind-
liche Beratung (consultation) ersetzt 
werden, wie es in den Textvorschlägen 
einiger Vertragsstaaten versucht wird. 
Eine Zustimmungspfl icht würde ja be-
deuten, dass ein Projekt auch scheitern 
könnte und so ist es kein Wunder, dass 
die Projektentwickler ihre Pfl ichten auf 
Beratung und Information beschrän-
ken wollen. 

Dies gilt sowohl für die Verhand-
lungen innerhalb der Klima-Rahmen-
konvention als auch außerhalb. Denn 
die derzeit zu beobachtende Verla-
gerung der konkreten Ausgestaltung 
von REDD-Umsetzungsplänen in Pro-
gramme der Weltbank (Forest Carbon 
Partnership Facility) oder UN-Organi-
sationen (FAO, UNEP und UNDP in UN-
REDD) überlässt der Klimakonvention 
allenfalls noch eine Richtlinienkompe-
tenz.

Wolfgang Kuhlmann

Der Autor ist Geschäftsführer der Arbeitsgemein-
schaft Regenwald und Artenschutz (ARA). 

Das Positionspapier der AG Wald zum Thema fi nden 
Sie unter www.forumue.de
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Weltwasserwoche in Stockholm
Grenzenlose Wasser-Kooperation im Focus

Bei der Betrachtung des 
globalen Wandels stehen 
die klimatischen Verände-

rungen, und die Notwendigkeit, 
ihnen Umfang zu begrenzen im 
Zentrum des Interesses, aber im-
mer mehr auch die Klimafolgen-
Anpassung, bei der die Wasser-
bewirtschaftung eine entschei-
dende Rolle spielt. Daneben gibt 
es aber weitere globale Heraus-
forderungen. Die Bevölkerung 
nimmt in vielen Weltregionen zu 
und verringert das pro Kopf ver-
fügbare Wasserdargebot. Gleich-
zeitig lebt ein immer größerer 
Anteil der Weltbevölkerung 
in Städten oder den angren-
zenden Slums. Auch wirtschaft-
liches Wachstum führt zu teils 
dramatischen Entwicklungen. 
Bei grenzüberschreitenden Ge-
wässern besteht die Gefahr von 
Konfl ikten, aber auch die Mög-
lichkeit der Kooperation. 

Rechtlicher Rahmen für 
die grenzüberschreitende 
Gewässerkooperation

Die entsprechende UN-Konvention 
haben bislang nur 16 Staaten, darun-
ter Deutschland, unterzeichnet. Der 
WWF hat daher eine Kampagne ge-
startet, die für Unterstützung wirbt 
und darauf abzielt, die Konvention 
bis zum Jahre 2011 in Kraft zu setzen. 
Basis der Zusammenarbeit außerhalb 
Europas sind vorrangig bilaterale Ver-
einbarungen zwischen Staaten und 
internationale Flussgebietskommissio-
nen.

Wesentlich weiter gediehen ist 
hingegen die Wasserkonvention der 
UNECE (Economic Commission on Eu-
rope) unter in deren Rahmen die Ko-
operation europäischer Staaten zum 
Hochwasserschutz seit Jahren läuft 
(vgl. www.unece.org/env/water). Die 
Konvention wurde am 17. März 1992 
unterzeichnet und trat bereits am 6. 
Oktober 1996 in Kraft. Mittlerweile 

gibt es 35 teilnehmende Länder, bei 
weiteren Ländern läuft ein Beitritts-
prozess. Ein Zusatzprotokoll zu Wasser 
und Gesundheit trat 2005 in Kraft. Die 
Empfehlungen über die Bewertung 
von Ökosystem-Dienstleistungen wur-
den von allen teilnehmenden Partnern 
angenommen. Die UNECE beabsichtigt 
ihre Konvention für Länder außerhalb 
Europas zu öffnen. 

Eine harte Nuss gibt es für die ECE 
in Zentralasien zu knacken. Obwohl 
mit Usbekistan und Kasachstan bereits 
2 Länder die UN ECE-Konvention un-
terzeichnet haben, verschwindet der 
Aral-See sukzessive von der Landkarte. 
Die noch vorhandenen Reste umfassen 
gerade10 % des einstigen Wasservolu-
mens! Ein ähnliches Schicksal könnte 
auch dem Balkhasch-See beschieden 
sein. Wenngleich der strenge Winter 
2007/2008 und der darauf folgende 
trockene Sommer die Entwicklung 
dramatisch beschleunigten, haben wir 
es hier keineswegs mit der Folge kli-

matischer Veränderungen zu tun, son-
dern mit der massiven Übernutzung 
der Ressourcen für die Energiegewin-
nung und die Landwirtschaft. Noch 
haben sich die beteiligten Staaten 
nicht auf gemeinsame Ziele der Ge-
wässerbewirtschaftung verständigen 
können. Die gtz versucht, im Rahmen 
des im April 2008 vom Auswärtigen 

Amt angestoßenen Berliner Was-
ser Prozesses, Unterstützung für 
ein verbessertes Wassermanage-
ment zu geben, eine verlässliche 
Datenbasis zu schaffen und ein 
Expertennetzwerk zu etablie-
ren. Außerdem sollen an der 
Deutsch-Kasachischen Universi-
tät in Alma-Ata Wasserexperten 
aus allen beteiligten Staaten 
ausgebildet werden. 

Auf EU-Ebene unterliegt die 
grenzüberschreitende Koopera-
tion dem wesentlich stringente-
ren Reglement der Wasserrah-
menrichtlinie (vgl.: www.wrrl-in-
fo.de), die auch von einer Reihe 
angrenzender Nicht-EU-Staaten 
als Handlungsrahmen anerkannt 
wird, sowie der Hochwasserri-
sikorichtlinie mit deren Umset-
zung jetzt begonnen wird. Bei 
der grenzüberschreitenden Um-
setzung dieser EU-Richtlinien be-
stimmen Internationale Flussge-
bietskommissionen das Bild. 
Über die Arbeit der Umweltver-
bände in der Elbekommission 

IKSE und in der Rheinkommission IKSR 
gibt die Webseite www.verbaende-in-
fl usskommissionen.de nähere Infor-
mationen. 

Fazit: Während in der EU und in 
Europa der rechtliche Rahmen weit-
gehend funktioniert, fehlen auf inter-
nationaler Ebene verbindliche völker-
rechtliche Vorgaben für grenzüber-
schreitende (Binnen-)Gewässer.  

Menschenrecht auf Wasser 
und sanitäre Grundversorgung

Mit einer Reihe von Missverständ-
nissen will Catarina de Albuquerque 
die UN-Sonderbeauftragte für ein 
Menschenrecht auf Wasser und sa-
nitäre Grundversorgung aufräumen. 
Das Anerkennen des Menschenrechts 
verpfl ichte ein Land, Schritte zur Um-
setzung zu unternehmen, aber nicht 
dazu, die Versorgung sofort zu ga-
rantieren. Es begründe auch keine 
Verpfl ichtung, den Zugang kostenlos 
zu ermöglichen. Allerdings müssen 

Die Stockholmer Welt-Wasserwoche 2009 thematisierte das Wassermanage-
ment im Kontext des globalen Wandels mit besonderem Augenmerk auf die 
grenzüberschreitenden Gewässer. Der Stockholmer Wasserpreis würdigt mit 
Dr. Bindeshwar Pathak erstmals einen Aktivisten der sanitären Grundversor-
gung.
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die Staaten absichern, dass niemand 
aus Armutsgründen vom Zugang zu 
Wasser und Sanitärversorgung aus-
geschlossen wird. Das Menschenrecht 
auf Wasser umfasst den Bereich des 
unmittelbaren persönlichen Bedarfs, 
nicht den Bereich der Landwirtschaft. 

Ökologisch verträgliche 
sanitäre Versorgung 

Während bei der Trinkwasserversor-
gung erhebliche Fortschritte zu ver-
zeichnen sind, bleibt die Entwicklung 
bei der Fäkalbehandlung und Abwas-
serentsorgung weit hinter dem zu-
rück, was für die Erreichung der Mill-
enniumsziele erforderlich wäre. Dem 
trägt die Verleihung des Stockholmer 
Wasserpreises an den langjährigen in-

dischen Aktivisten Dr. Bindeshwar Pat-
hak Rechnung, der mit dem ‚Sulabh 
Sanitation and Social Reform Move-
ment‘ eine soziale Bürgerbewegung 
mit umfassendem Ansatz gründete. 
Dr. Pathak setzt sich seit Jahrzehnten 
für die Gleichberechtigung der soge-
nannten Unberührbaren ein, die tra-
ditionell die Aufgabe der Fäkalentsor-
gung per Hand übernehmen müssen. 
Die von ihm entwickelten Komposttoi-
letten werden heute in mehr als einer 
Million Haushalten und öffentlichen 
Einrichtungen genutzt.

Die Sustainable Sanitation Alliance 
(SuSanA), der derzeit 105 Organi-
sationen angehören, arbeitet in 12 
Arbeitsgruppen an einer Reihe von 
Steckbriefen, die verschiedene As-

pekte vom Grundwasserschutz bis zu 
Gender Mainstreaming und Partizipa-
tion behandeln und Bestandteil eines 
beständig wachsenden Informations-
pools sind. Besonderen Wert legt 
SuSanA auf die Wiederverwendung 
der in Fäkalien und Urin enthaltenen 
Ressourcen Wasser und Energie so-
wie der Nährstoffe. (vgl. www.susana.
org). Das Forum Umwelt und Entwick-
lung legte anlässlich der Stockholmer 
Wasserwoche 2009 das Positionspa-
pier zur ökologisch verträglichen sa-
nitären Grundversorgung neu auf:
 www.forumue.de. 

Michael Bender

Der Autor ist Mitarbeiter der Grünen Liga und Ko-
ordinator der AG Wasser des Forums Umwelt und 
Entwicklung.

Hungerbekämpfung ja, aber wie? 
Vorschläge der Bundestagsparteien zur Hungerkämpfung

Eine Welt ohne Hunger - dies ist eine Forderung die alle Parteien unterschrei-
ben können. Doch welche Lösungen schlagen sie vor und von welchen Wert-
vorstellungen und Interessen sind diese Positionen geleitet? Eine Anfrage des 
Forum Umwelt und Entwicklung an CDU, CSU, SPD, Bündnis 90/ Die Grünen, 
die FDP und die Linke macht deutlich, dass die Bundestagswahl auch eine Aus-
wirkung auf die zukünftige deutsche Anti-Hunger-Politik haben wird. 

Am deutlichsten werden die 
Unterschiede zwischen den 
Parteien in der Rolle, die der 

internationale Agrarhandel bei der 
Hungerbekämpfung spielt. Die radi-
kalste Forderung zur Umgestaltung 
des Welthandelssystems kommt von 
den Linken, die der Welthandelsorga-
nisation (WTO) die Zuständigkeit für 
die Regulierung bzw. Liberalisierung 
des Welthandels entziehen wollen. 
Aus ihrer Sicht sollen Verhandlungen 
über den internationalen Agrarhan-
del in Zukunft unter dem Dach der 
UN-Organisation für Ernährung und 
Landwirtschaft (FAO) stattfi nden. 
CDU/CSU, SPD und FDP setzen hinge-
gen auf einen schnellen Abschluss der 
laufenden WTO-Runde. 

Schutzinstrumente gegen 
billige Nahrungsimporte?

Die Grünen betonen, dass das 
Menschenrecht auf Nahrung durch 
verbindliche Regeln im Welthandel 
durchgesetzt werden müsse. Ent-
sprechend setzen sie sich dafür ein, 
dass Entwicklungsländer das Recht 
erhalten, sich gegen Agrarimporte 

zu schützen, da Dumpingpreise die 
Landwirtschaft in vielen weniger 
entwickelten Ländern ruinieren und 
die Länder langfristig von Importen 
abhängig machen. Diese Forderung 
wird von der SPD und der Linken 
geteilt, wobei die SPD auf eine Ver-
ankerung von Schutzmöglichkeiten 
in Handelsvereinbarungen setzt. Die 
Linken setzen hierbei vor allem auf 
die Ablehnung der Wirtschaftspart-
nerschaftsabkommen zwischen der 
EU und Entwicklungsländern (Econo-
mic Partnership Agreements – EPAs). 
Während SPD, Grüne und Linke also 
prinzipiell für den Vorrang von Men-
schenrechten vor Handelsrecht zu ge-
winnen sind, setzt die FDP ausschließ-
lich auf den weiteren Abbau von 
Handelshemmnissen. Ausdrücklich 
begrüßt die FDP auch die Wirtschafts-
partnerschaftsabkommen (Economic 
Partnership Agreements – EPA), die 
zu einer massiven Marktöffnung in 
Afrika gegenüber europäischen Pro-
dukten führen werden. CDU und CSU 
haben in dieser Frage gegenüber 
dem Forum Umwelt und Entwicklung 
keine Stellung bezogen. 

Abschaffung von 
Exportsubventionen?

Dasselbe gilt für die Frage nach der 
zukünftigen Politik bezüglich EU-Ex-
portsubventionen für Agrarprodukte. 
Während die CDU und CSU in ihren 
Stellungnahmen gegenüber dem Fo-
rum Umwelt und Entwicklung dazu 
schweigen, fordern alle anderen Par-
teien – SPD, Grüne, FDP und die Linke 
– explizit die Abschaffung von Agrar-
exportsubventionen und präsentieren 
ihre Ideen für eine anders gestaltete 
Unterstützung für die europäische 
Landwirtschaft. So will die SPD länd-
liche Regionen unterstützen, die 
Grünen agieren nach dem Grundsatz 
„öffentliche Gelder für gesellschaftli-
che Leistungen“. Die FDP wirbt für ihr 
Modell der Kulturlandschaftsprämie 
und die Linke will EU-Subventionen 
so einsetzen, dass kleine und mittlere 
Betriebe sozial und ökologisch produ-
zieren können.

Tank oder Teller?
Die Debatte um die Förderung und 

den Import von Agrartreibstoffen war 
in der vergangenen Legislatur eine 
der brisanten Fragen in der Anti-Hun-
ger-Politik, die sich nun auch in den 
Positionen der Parteien widerspiegelt. 
Während die CDU sich der Antwort bei 
diesem Thema entzieht, betonen alle 
anderen Parteien, dass Flächenkon-
kurrenz zwischen Nahrungsmittelan-
bau und der Nutzung von Biomasse 
in Entwicklungsländern vermieden 
werden muss. Am radikalsten zeigt 
sich die Forderung der Linken, die 
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ein Importverbot für Agrartreibstof-
fe aus Entwicklungsländern und die 
Beschränkung des einheimischen An-
baus fordern. SPD und Grüne setzen 
auf verbindliche Nachhaltigkeitsstan-
dards und effektive Zertifi zierungs-
systeme. Die Grünen betonen, dass 
solche Zertifi zierungssysteme nicht 
auf Energiepfl anzen beschränkt sein 
sollten, sondern für alle „Cash Crops“ 
(für den Export produzierte Agrarpro-
dukte) gelten sollten. Die CSU setzt 
beim Thema Flächenkonkurrenz vor 
allem auf „Transparenz“ bei Land-
kaufprogrammen von Staaten und 
Firmen. Wie diese hergestellt werden 
soll, bleibt jedoch offen. 

Investitionen gegen 
den Hunger?

In Bezug auf Auslandsinvestitio-
nen betont die CSU, dass sie eine ef-
fektive Aufsicht auf nationaler und 
internationaler Ebene anstrebt, die 
einen funktionsfähigen Wettbewerb 
und Transparenz sichert. Interna-
tional tätige Unternehmen sollen 
zur Achtung bestimmter Menschen-
rechtsprinzipien verpfl ichtet werden. 
Während sich CDU, CSU und SPD in 
der Frage der menschenrechtlichen 
Verpfl ichtungen von Unternehmen 
ausschweigen, setzen die Grünen in 
diesem Zusammenhang auf eine Aus-
weitung der Berichtspfl ichten und – 
im Fall von Menschenrechtsverletzun-
gen – die Haftung von Unternehmen 
sowie Rechtsbehelfe für die Opfer. 
Die Linke fordert neben verbindlichen 
menschenrechtlichen Regeln für Un-
ternehmen ein Verbot der Spekula-
tion mit Grundnahrungsmitteln und 
von Hedgefonds, eine globale Trans-
aktionssteuer und die gesetzliche 
Verpfl ichtung zur Offenlegung von 
Arbeitsbedingungen und Umweltwir-
kungen in der Lieferkette. 

Soziale Sicherheit 
gegen den Hunger?

Neben Handel und Investitionsför-
derung spielt die Entwicklungszu-
sammenarbeit bei allen Parteien eine 
wichtige Rolle in der Hungerbekämp-
fung. Doch auch hier sind klare Un-
terschiede zu erkennen, insbesondere 
auf die Forderung des Forums Umwelt 
und Entwicklung, in armen Ländern 
soziale Sicherungssysteme zu fördern, 
damit Menschen mit mangelnden 
Einkommensmöglichkeiten ein Leben 
in Würde ermöglicht wird. Während 

sich CDU, CSU und die SPD einer Ant-
wort auf diese Forderung entziehen, 
lehnt die FDP die fi nanzielle Unter-
stützung von sozialen Sicherungssy-
stemen durch internationale Geber 
mit der Begründung ab, dass Syste-
me der sozialen Sicherheit sich selbst 
tragen müssen. Eine Beratung durch 
die deutsche Entwicklungszusammen-
arbeit beim Aufbau solcher Systeme 
unterstützt die FDP jedoch. Ganz an-
ders die Linke: sie betont, dass bi- und 
multilaterale Geber verantwortlich 
dafür sind, dass jahrzehntelang in den 
Ländern des Südens die Verringerung 
der Sozialausgaben und die Privati-
sierung von Versicherungssystemen 
und der Daseinsvorsorge durchgesetzt 
wurden. Die Linke tritt deshalb für 
einen grundlegenden Politikwechsel 
ein, damit die öffentliche Hand in den 
Ländern des Südens gestärkt und der 
Aufbau sozialstaatlicher Strukturen 
möglich wird. Die Grünen betonen bei 
der Entwicklung sozialer Sicherungs-
systeme vor allem den Kampf von 
Frauen um soziale Sicherheit, da sie 
die größte Last schultern.

Entwicklungszusammenarbeit 
für ländliche Entwicklung?

Die Bedeutung der ländlichen Ent-
wicklung im Kampf gegen den Hun-
ger scheint allen Parteien bewusst zu 
sein. Politisch bedeutsam ist jedoch 
die Frage, für welche Art von Entwick-
lung dieses Konzept steht, insbeson-
dere welche Rolle der Landwirtschaft 
zugeschrieben wird und wie diese 
strukturiert sein soll. So ist besonders 
auffällig, dass CDU, CSU und die SPD 
sich nicht mit der Personengruppe der 
Kleinbauern auseinandersetzen, ob-
wohl diese 50 Prozent der Hungern-
den weltweit ausmachen. Die ausführ-
lichste Antwort kommt in dieser Frage 
von den Grünen, die über die Entwick-
lungszusammenarbeit eine kleinbäu-
erliche, klima- und standortangepas-
ste Landwirtschaft fördern wollen. Um 
dies zu erreichen, soll der Stellenwert 
der Bodenpolitik und von Agrarrefor-
men in der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit gestärkt werden. 
Landreformen sollen kritisch begleitet 
und unterstützt werden. Dazu gehört 
auch eine fi nanzielle Unterstützung 
der FAO in diesem Bereich. Die Positi-
on der Linken unterscheidet sich hier 
nicht wesentlich. Auch sie verfolgt 
das Ziel einer gerechten Land- und 
Ressourcenverteilung durch die fi nan-

zielle Unterstützung von Landreform-
programmen. Die FDP hingegen setzt 
in der Landwirtschaftspolitik vor allem 
auf die Stärkung von Eigentumsrech-
ten. Konsequent fordert sie deshalb, 
dass die deutsche Außenpolitik ent-
schlossen gegen Verletzungen von 
Eigentumsrechten vorgehen soll. Dass 
Kleinbauern bei Landnutzungskon-
fl ikten mit ausländischen Investoren 
in vielen Fällen von ihrem Land und in 
den Hunger gedrängt werden, scheint 
für die FDP keine Bedeutung zu ha-
ben. 

Gentechnik tabu?
CDU/CSU, SPD und FDP vermeiden 

in ihrem Antwortschreiben den Ter-
minus „Gentechnik“ und gehen da-
mit nicht konkret auf eines der um-
strittensten Themen im diesjährigen 
Wahlkampf ein. Die CDU hält ihre 
Antwort stattdessen sehr allgemein 
und betont, dass die  internationale 
Agrarforschung und nationale Agrar-
forschungssysteme ausgebaut werden 
müssen sowie die landwirtschaftliche 
Produktivität verbessert werden muss. 
Die SPD erwähnt weder den Begriff 
Gentechnik noch die zukünftige Aus-
richtung der Agrarforschung. Sie be-
tont in ihrer Antwort allerdings, dass 
die Erhaltung der biologischen Viel-
falt und der Schutz von Böden und 
Wasser gewährleistet werden muss. 
Auch wenn die FDP nicht direkt auf 
die Rolle der Gentechnik zur Hunger-
bekämpfung eingeht, lässt sich aus 
dem Antwortschreiben schließen, dass 
diese eine maßgebliche Rolle spielen 
wird. Die FDP setzt auf eine Stärkung 
der Agrarforschung mit dem Ziel eine 
effi ziente und nachhaltige „High-
Tech-Landwirtschaft“ zu schaffen. 
Anstatt die Rolle der Kleinbauern in 
den Entwicklungsländern ins Zen-
trum der Forschung zu stellen, sieht 
die FDP die deutsche Landwirtschaft 
in einer zentralen Position zur Siche-
rung der Welternährung. Die Grünen 
und die Linken sprechen sich in ihrem 
Antwortschreiben deutlich gegen den 
Einsatz von Gentechnik in der Land-
wirtschaft aus. Beide Parteien wollen 
die Agrarforschung deutlich ausbau-
en, wobei das Wissen von Kleinbauern 
berücksichtigt werden soll.  

Ute Hausmann/Evelyn Bahn

Ute Hausmann ist Geschäftsführerin von FIAN 
Deutschland, Evelyn Bahn ist Referentin beim 
INKOTA-netzwerk.
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Elektromobilität 
vor allem auf der Schiene
Dynamik im Straßenverkehr setzt erst spät ein

Trotz noch unklarer Dynamik der Umstellung auf Elektrotraktion im Perso-
nenverkehr ist davon auszugehen, dass in Deutschland – ohne Strukturbruch 
– zumindest in den nächsten 10 bis 15 Jahren die Elektromobilität überwie-
gend auf der Schiene (und nicht auf der Straße) erbracht werden wird. Diese 
weist bereits heute überwiegend Elektrotraktion auf und erbrachte im Jahr 
2008 etwa 80 Mrd Pkm elektrisch. Verglichen mit den Aktivitäten anderer EU-
Mitgliedsstaaten wird jedoch in Deutschland wenig unternommen, um auf die 
Herausforderungen der Zukunft einzugehen.

Der Forum U&E-Rundbrief 
3/2008 behandelte bereits 
das Thema Elektromobilität1. 

Dieser Beitrag baut darauf auf und 
bringt neuere Entwicklungen. Tab. 1 
bildet den Sachstand über die einzel-
nen Landverkehrsträger mit den im 
Jahr 2008 in Deutschland erbrachten 
Verkehrsleistungen ab, gibt an, inwie-
fern derzeit bereits Elektrotraktion 
zur Anwendung kommt2 und schätzt 
Verkehrsleistungen ab, die bei unter-
schiedlichen PKW-Flottengrößen mit 
Elektrotraktion erbracht würden.

I. Motorisierter 
Individualverkehr

Wird der PKW elektrisch? 
In der Art und Weise, wie die Elek-

trizität im PKW gespeichert wird, liegt 
einer der größten Einfl ussfaktoren für 
die Kommerzialisierung von Elektro-
autos. Vergleichsmaßstab ist der Kraft-
stoff mit den Eigenschaften hohe En-
ergiedichte und einfache Speicherung 
in Kraftstofftanks, wie er in Verbren-
nungsmotoren zum Einsatz kommt.

Trotz der Verbesserung von Spei-
chern für Strom weisen sie gegenüber 
Kraftstoffen deutlich schlechtere Lei-
stungskennzahlen auf. Anzugehen 
sind die Energiedichte3, die Menge 
der speicherbaren Energie, der (Zeit)
Aufwand zum Wiederaufl aden, die 
Dauerhaftigkeit der Stromspeiche-
rung, die Haltbarkeit des Speichers, 
das Abrechnen des Stroms und der 
Preis des Speichers.

Dynamik einer Umstellung auf 
Elektrotraktion noch unklar

Unklar ist noch die Dynamik, mit der 
sich die Einführung der Elektrotrakti-
on in den Straßenverkehr vollziehen 
wird. Ziel der Bundesregierung war 

im letzten Jahr, dass bis zum Jahr 2020 
eine Million Elektroautos in Verkehr 
sind4, so Umweltminister Gabriel in ei-
ner online-Mitteilung vom 25.11.2008. 
Dies ist jedoch angesichts von derzeit 
45 Mio in Deutschland zugelassenen 
PKW als Antwort zur Diversifi zierung 
der Energieträger im Verkehr wenig. 
Im März 2009 zog Bundesforschungs-
ministerin Annette Schavan das Ziel 
für eine Million Elektroautos auf das 
Jahr 2015 vor5.  

Aufgrund ihrer Charakteristik7 wird 
die Elektrotraktion im PKW vorwie-
gend im Kurzstreckenbereich ein-
gesetzt werden. Deshalb wird die 
in Elektro-PKW durchgeführte Fahr-
tenlänge deutlich geringer ausfallen 
als bei einem heutigen Fahrzeug mit 
Verbrennungsmotor (jährliche Fahrlei-
stung etwa 14.000 km/Jahr). Bei einer 
um die Hälfte verminderten jährlichen 

Fahrleistung erhält man mit einer 
Flotte von 1 Mio Elektrofahrzeugen 
bei im Stadtverkehr üblichen Beset-
zungsgraden (1,2 Personen/Fahrzeug) 
eine Fahrleistung von 8,5 Mrd Pkm/
Jahr. Bei 5 Mio Elektrofahrzeugen wä-
ren das 42 Mrd Pkm (also etwas mehr, 
als heute im weitgehend elektrisch 
betriebenen Schienenpersonenfern-
verkehr – im Jahr 2008 wurden dort, 
fast ausschließlich in Elektrotraktion, 
36 Mrd Pkm Verkehrsleistung erbracht 
–, vgl. Tab. 1), die im MIV jährlich mit 
Elektrotraktion erbracht würden.

Ohne Strukturbruch wird der moto-
risierte Individualverkehr (MIV) noch 
weit mehr als ein Jahrzehnt vorwie-
gend auf das Erdöl als Energieträger 
angewiesen sein.

Erwähnenswert sind bei einer Um-
stellung des Straßenverkehrs auf 
Elektrotraktion noch weitere, bisher 
wenig entwickelte Fahrzeugmodelle 
wie etwa Elektrofahrräder, die jedoch 
einen Ausbau der Fahrradinfrastruk-
tur voraussetzen, wie sie bisher nur 
in einzelnen Städten (etwa Münster 
oder Kopenhagen) stattfand.

II. Elektromobilität im 
Öffentlichen Verkehr

Schienenpersonenfernverkehr
Im Schienenpersonenfernverkehr 

(SPFV) dominiert die Elektrotraktion 
in Deutschland bereits heute mit über 
90%. Der SPFV wurde im Jahr 2008 mit 
46 g CO2/Pkm8 vergleichsweise klima-

Tab. 1: Verkehrsleistung der Landverkehrsträger in Deutschland (2008)6 [in Mrd Pkm]
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verträglich abgewickelt. 
Die Deutsche Bahn AG (DB AG), im 

Fernverkehr noch quasi Monopolan-
bieter, steht vor einer nie da gewe-
senen und in dieser Form kaum wie-
derholbaren großen Fahrzeugneu-
beschaffung9. Für die nunmehr über-
alterten Wagen aus dem IC-Verkehr, 
deren Ersatz vor Jahren wegen Kapi-
talengpässen aufgeschoben wurde, 
stehen ebenso wie für die erste Ge-
neration der ICE und folgend auch für 
dessen zweite Generation Nachfolger 
an. Diese Fahrzeugbeschaffung wird 
gebündelt, um die kostensenkenden 
Skaleneffekte (bis zu 300 Fahrzeuge 
werden geordert) ausnutzen zu kön-
nen. Dafür wird eine neue Fahrzeug-
plattform entwickelt, die sukzessive 
ab 2014 zum Einsatz kommen wird. 
Sie stützt sich analog zum ICE 3 auf ein 
Triebwagenkonzept, was zu erhöhter 
Energieeffi zienz (erwartet werden 20 
– 30 % Energieeinsparung je Platzkilo-
meter; Bremsenergierückgewinnung 
ist bereits seit einiger Zeit Standard) 
gegenüber lokbespannten Zügen bzw. 
ICE mit Triebkopf führen soll.

Unklar ist, wie der SPFV, der auf den 
Hauptmagistralen bereits heute an 
Kapazitätsgrenzen stößt, erwartetes 
Wachstum umsetzen kann. Zwei Drit-
tel der Investitionen der DB AG, die 
für Neu- und Ausbauvorhaben in der 
mittelfristigen Finanzplanung budge-
tiert sind, gehen bis über das Jahr 2015 
hinaus in ein einziges Projekt (das Pro-
jekt VDE 8.1/8.2 – die Neubaustrecke 
Nürnberg–Erfurt, dessen verkehrliche 
Wirkung unklar ist). Für weitere Pro-
jekte sind kaum Mittel vorhanden.

Der Blick ins europäische Ausland 
(Spanien, Frankreich, Schweiz) zeigt, 
dass in einigen Staaten mehr Strategie 
über formulierte Ziele und mehr Dy-
namik zum Ausbau der Elektromobili-
tät im SPFV besteht. 

Schienenpersonennahverkehr
Der Schienenverkehr in Deutschland 

verkehrt entweder nach dem Regel-
werk der EBO10 (‚schwere Schiene’) 
oder nach dem der BOStrab11 (‚leich-
te Schiene’). Der Schienenpersonen-
nahverkehr12 (SPNV), der unter EBO 
fährt, zeigt – ebenso wie in geringe-
rem Maße der Öffentliche Verkehr ins-
gesamt – in der letzten Dekade eine 
Entwicklung der Verkehrsnachfrage 
auf, welche, ermöglicht durch die Re-
gionalisierungsmittel des Bundes, von 

Wachstum und jährlichen Marktan-
teilsgewinnen gegenüber dem Stra-
ßenverkehr gekennzeichnet ist. 

Trotz überzeugender Erfolgsbei-
spiele wie etwa dem Rheinland-Pfalz-
Takt (in weniger als zehn Jahren eine 
Verdopplung der Nachfrage bis 2015; 
eine weitere Angebotsverbesserung 
um 20 % ist geplant13) ist das Potential 
bei weitem nicht ausgeschöpft.

Dies wurde in Fortsetzung und Op-
timierung bestehender Systeme er-
reicht. Eine Vervielfachung kann sich 
ergeben, wenn neue Systeme ein-
geführt werden. Etwa wenn leichte 
Fahrzeuge zum Einsatz kommen, die 
das Einrichten neuer Haltepunkte er-
möglichen. Oder, wenn die Grenzen 
zwischen EBO- und BOStrab-Verkeh-
ren überwunden werden (vgl. un-
ten).

Festzustellen ist, dass in vielen Re-
gionen eine Vorwärtsstrategie, die zu 
einer starken Erhöhung der Nachfrage 
in diese schienengebundene Elektro-
traktion führt, noch fehlt. ‚Ziel ist, mit 
den eingesetzten Mitteln nicht nur 
mehr, sondern ein Vielfaches dessen 
zu erzielen, was bisher erreicht wur-
de’.14

Städtischer Nahverkehr: 
Trend zur Elektrotraktion 
in deutschen Städten 
kaum sichtbar

Das Erfolgsbeispiel für Nachfrage-
steigerungen bis zu einem Faktor 815

unter Elektrotraktion trägt den Na-
men ‚Karlsruher Modell’. Dabei wird 
der Schienenverkehr in der Stadt un-
ter der BOStrab gefahren. D.h. Fahr-
ten unter Gleichstrom auf Sicht, keine 
aufwendigen Bauten für Kreuzungen 
mit Fußgängern oder mit dem motori-
sierten Verkehr. Die spurtstarken Fahr-
zeuge können zusätzliche eingerich-
tete Haltepunkte bedienen und sind 
auch dafür zugelassen und ausgelegt, 
in der Region auf den Gleisen der DB 
AG unter EBO (und damit auch mit 
Bahnstrom 16 2/3 Hertz) zu fahren.

Dieses Modell fand bisher in 
Deutschland als Nachahmer: Saarbrük-
ken, Heilbronn und Kassel, in drei Jah-
ren vermutlich auch in Braunschweig.

Die Bundeshauptstadt Berlin richtet 
weiterhin keine neuen Straßenbahn-
strecken ein, obgleich eine immense 
Fahrgastnachfrage vorliegt, so dass 
dies viel wirtschaftlicher ist als der 

Busbetrieb16, es wird deutlich besser 
angenommen als dieser und ist viel 
kostengünstiger als neue U-Bahnstrek-
ken. In ästhetisch sensiblen Bereichen 
(etwa Aufl agen des Denkmalschutzes 
in Innenstädten) können Fahrzeu-
ge eingesetzt werden, welche kurze 
Strecken ohne Oberleitung zurückzu-
legen vermögen.

Manfred Treber
Der Autor ist Klima- und Verkehrsreferent bei 
Germanwatch.

1 Kommt die große Transformation? Der Verkehr 
in Zeiten von Klimarestriktion und hoher Erdöl-
preise. Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 
3/2008, S.32f http://www.germanwatch.org/
klima/mt08emob.pdf

2 Ca. 80 Mrd Pkm auf der Schiene wurden im Jahr 
2008 in Elektrotraktion erbracht: (35 [SPFV] + 30 
[SPNV] + 16 [BOStrab]) Mrd Pkm; der beim SPNV 
genannte Wert ist eine Schätzung'

3 Von der Industrie wird als Herausforderung 
genannt, Energiedichten von 0,2 kWh/kg zu 
übertreffen, Batteriekosten von unter 500 €/kWh 
sowie mehr als 20 kWh Speicherkapazität zu 
erreichen.

4 vgl. http://www.bundesregierung.de/Content/DE/
Artikel/2008/11/2008-11-25-elektromobilit_C3_
A4t.html, Zugriff am 15.4.2009.

5 (online-Mitteilung vom 26.3.2009) vgl. 
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/
Artikel/2009/03/2009-03-26-weltbeste-elektro-
autos-sollen-bald-aus-deutschland-kommen.
html, Zugriff am 15.4.2009

6 Quellen für die Angaben zu 2008: 
 BVZ, DLR, ISL (2009): Gleitende Mittelfristpro-

gnose für den Güter- und Personenverkehr. Mit-
telfristprognose Winter 2008/2009; im Auftrag 
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung FE-Nummer 96.0905/2008/. 
Februar 2009, 67 Seiten

 Statistisches Bundesamt (2009): 2008: Weiterer 
leichter Zuwachs im Linienverkehr mit Bussen 
und Bahnen. Pressemitteilung Nr.135 vom 
06.04.2009

 [Zahlen in Tab. 1 leicht adjustiert, um Aussagen 
aus beiden Quellen benutzen zu können]

7 Die Energiespeicherung ist bisher noch die Achil-
lesferse der Elektrotraktion: die Energiedichte der 
Batterien ist um mehr als eine Größenordnung 
niedriger als die eines mit Dieselkraftstoff ge-
füllten Kraftstofftanks, und ihr spezifi scher Preis 
(Investitionskosten pro gespeicherter Energie 
für die Batterie) sehr hoch, so dass Elektro-PKW 
noch nicht für längere Reisestrecken einsetzbar 
sind.

8 aus: Bahn und Umweltschutz – Aktuelles im 
Überblick. Vortrag Peter Westenberger beim 
Workshop Umwelt & Verkehr in Frankfurt am 18. 
Juni 2009, S.3

9 Dr. Manuel Rehkopf beim Workshop Umwelt & 
Verkehr in Frankfurt am 18. Juni 2009

10 Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung
11 Verordnung über den Bau und Betrieb von Stra-

ßenbahnen
12 im Jahr 2008 emittierte der SPNV der DB AG 76 

g CO2/Pkm gegenüber 134 g CO2/Pkm im Per-
sonennahverkehr mit PKW (Peter Westenberger, 
DB AG, auf dem Workshop Umwelt & Verkehr 
am 18. Juni 2009 in Frankfurt).

13 Rheinland-Pfalz-Takt 2015. Neue Weichen-
stellungen im Rheinland-Pfalz-Takt - deutliche 
Verbesserungen für Bahnfahrer. Ministerium für 
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Wein-
bau. Mainz, 18. Juni 2008

14 vgl. etwa Naumann, T. (2009): SPNV in Deutsch-
land quo vadis? Teil 1: Aktuelle Schwachstellen 
– „besser“ heißt noch nicht „gut“. Eisenbahn-
Kurier, 6/2009, S.34f

15 vgl. etwa Naumann, T. (2009a): SPNV in Deutsch-
land quo vadis? Teil 2: Mit Investitionen statt 
Subventionen Nachfrage erzeugen. Eisenbahn-
Kurier, 7/2009, S.68-71

16 vgl. Naumann, T. (2009): Busersatzverkehr. 
Studentisches Projekt schiebt Straßenbahnbau 
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Themen & AGs

Viel bleibt noch zu tun
Halbzeitbilanz der deutschen CBD-Präsidentschaft 

Halbzeit in dem zweijährigen Turnus unter der deutschen Präsidentschaft der 
Konvention zur biologischen Vielfalt (Convention on Biological Diversity – 
CBD), die vom Mai 2008 bis zum Oktober 2010 dauert. Dann übernimmt Japan 
auf der 10. Vertragsstaatenkonferenz den Staffelstab. 

Mit der „Bonn Agenda“ hat 
die Bundesregierung wich-
tige Themen gesetzt, die sie 

während der Präsidentschaft zum Er-
folg bringen wollte. Auch wenn schon 
einiges erreicht wurde, bleibt doch 
viel zu tun, wie im Folgenden anhand 
ausgewählter Themen gezeigt wird. 

Access and Benefi t Sharing
„Das ABS-Regime rechtzeitig für die 

Annahme durch die 10. Vertragsstaa-
tenkonferenz fertig zu stellen, ist die 
Hauptaufgabe der deutschen CBD-
Präsidentschaft,“ betonte Bundesum-
weltminister Sigmar Gabriel zum Ab-
schluss des Ministersegments am 30. 
Mai 2009 in Bonn. Wir erinnern uns, 
dass die 9. Vertragsstaatenkonferenz 
der CBD (COP 9) einen Zeitplan bis 
2010 beschloss, um einen Rechtstext 
für ein ABS-Regime zu erarbeiten. 
Die Fortschritte auf der COP 9 waren 
insgesamt recht mager: drei Arbeits-
gruppensitzungen wurden beschlos-
sen. Dort sollte intensiver über Inhalte 
verhandelt werden, die auf der COP 9 
zu kurz kamen.

Eine der drei ABS-Arbeitsgruppen 
fand vom 2. bis 4. April 2009 in Pa-
ris statt. Bei der Frage des Anwen-
dungsbereichs der zukünftigen ABS-
Regelung (sog. „scope“) entbrannte 
sofort eine heftige Debatte zwischen 
Biologen, Landwirten und Gesund-
heitsschützern. Für jeden Biologen ist 
es unzweifelhaft, dass unter biologi-
sche und genetische Ressourcen prin-
zipiell alle Lebensformen auf der Erde 
fallen, gleich ob wir sie für nützlich 
oder schädlich halten, ob sie Kultur-
formen oder Wildformen sind. Es soll-
ten alle Kulturpfl anzen und Tierras-
sen ausgenommen werden mit dem 
Argument, dafür bestünden bereits 
eigene rechtliche Regelungen. Und 
auch die Gesundheitsschützer, allen 
voran das Bundesgesundheitsministe-
rium, kamen unerwartet zur ABS-AG 
und forderten, dass alle „Pathogene“ 
vom ABS-Regime verschont bleiben 
sollten. Der Zugang zu allen auftre-
tenden Krankheitserregern müsse frei 

und unbeschränkt, also 
ohne „prior informed 
consent“, möglich 
sein, um Impfstof-
fe oder Antibiotika 
produzieren zu kön-
nen. Auch ein „be-
nefi t sharing“ käme 
für die segensreiche 
Pharmaindustrie nicht in 
Frage! 

Andersherum wird aus NGO-Sicht 
ein Schuh draus, um ein ABS-Regime 
nicht von vornherein zu durchlöchern. 
Alle biologischen Ressourcen müs-
sen unter eine ABS-Regelung fallen. 
Für landwirtschaftlich genutzte und 
gesundheitsrelevante biologischen 
Ressourcen könnte man Ausnahmere-
gelungen zulassen, aber eine General-
klausel sei nicht akzeptabel. 

Zwischenzeitlich haben sich die Ver-
handlungen an diesen Details festge-
fressen und die deutsche Präsident-
schaft ist durch die interne Spaltung 
von einer konstruktiven Rolle weit 
entfernt. 

Das Schutzgebietsprogramm 
und die LifeWeb-Initiative

Um das sog. 2010-Ziel zu erreichen, 
den Verlust an biologischer Vielfalt bis 
zum nächsten Jahr drastisch zu redu-
zieren, sind ein verbessertes Manage-
ment bestehender Schutzgebiete und 
die Ausweisung zusätzlicher Schutz-
gebiete unerlässlich, um die Lücken 
im globalen Netz zu schließen. Die auf 
der COP 9 von Deutschland gestarte-
te LifeWeb-Initiative soll diesen Zielen 
dienen und die Umsetzung des Ar-
beitsprogramms voranbringen. 

Der Beginn der Initiative verlief sehr 
schleppend. Inzwischen zeigen über 
60 Länder Interesse und haben Vor-
schläge zur Finanzierung von Schutz-
gebieten im Umfang von 460.000 km? 
eingereicht.

Hauptfi nanzier von LifeWeb-Projek-
ten ist bislang Deutschland mit rund 
40 Mio. € in 2008 und 2009 aus Mitteln 
der Internationalen Klimaschutzinitia-
tive des BMU. Auch das BMZ nutzt, die 

von Merkel bei der COP 9  zugesagten 
Gelder, für Schutzgebietsprojekte un-
ter LifeWeb im Rahmen der Entwick-
lungszusammenarbeit. Im Jahr 2008 
standen 170 Mio. € und in 2009 rund 
210 Mio. € für den Wald- und Biodi-
versitätsschutz bereit. 

Ungenügend ist die Bilanz, 
weitere Geldgeber für die 

LifeWeb-Projekte zu ge-
winnen. Nur Spanien 
hat noch 5 Mio. € ein-
gezahlt.

Seit Mai hat das CBD-
Sekretariat, gefördert 
vom BMU, die Organi-

sation der LifeWeb-Platt-
form übernommen und 

das Koordinationsbüro ein-
gerichtet. Erst fünf neue Projekt-

vorschläge für die Finanzierung von 
Schutzgebieten liegen dem Büro vor, 
zu wenig angesichts der großen Aufga-
ben des CBD-Schutzgebietsprogramms 
(siehe Internetseite http://www.cbd.
int/lifeweb ). Hier muss sehr viel stär-
ker für neue Projekte und um zusätzli-
che Geldgeber geworben werden. 

Neue fi nanzielle Ressourcen
„Wir werden uns weiterhin anstren-

gen, neue und innovative Finanzie-
rungsmechanismen auf allen Ebenen 
einzurichten.“ Diesen Ankündigungen 
des COP-Präsidenten Sigmar Gabriel 
hat die Finanzkrise einen Strich durch 
die Rechnung gemacht. Wenn allein für 
ein weltweites Schutzgebietssystem zu 
Land und auf den Meeren rund 30 bis 40 
Milliarden € pro Jahr erforderlich sind, 
wird unter der LifeWeb Initiative ge-
rade einmal 1% aufgebracht. Rechnet 
man die erste Tranche der Merkel-Mil-
lionen des BMZ aus 2008 dazu, kommt 
man auf 5%. Ab dem Jahr 2013, wenn 
500 Mio. € jährlich dem Wald- und Bio-
diversitätsschutz zur Verfügung steht, 
steigert sich der Anteil auf über 10 %. 
Dies sind beachtliche Verbesserungen, 
die aus den Verkaufserlösen des Emissi-
onshandels generiert werden. 

Im Vergleich mit anderen Industrie-
ländern nimmt Deutschland damit 
eine Spitzenstellung ein. Andere Län-
der, z.B. aus dem Kreis der G 8, sollten 
von der Bundesregierung aufgefordert 
werden, Zusagen in ähnlichen Größen-
ordnungen zu machen.

Günter Mitlacher

Der Autor arbeitet beim WWF Deutschland zur 
CBD-Politik. 
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Das KlimaKochbuch 
– Klimafreundlich 
einkaufen, kochen 
und genießen

Der Klimawandel ist in al-
ler Munde und mittlerweile 
ein auch wissenschaftlich 
anerkannter Zustand. Es 
wird politisch breit debat-
tiert, was in erster Linie die 
Politik sowohl national als 
auch international unter-
nehmen muss, um den dro-
henden Temperaturanstieg 
abzubremsen. Jedoch jeder 
kann bereits etwas tun. Das 
zeigt das von der BUNDju-
gend herausgegebene Kli-
maKochbuch. Eine überaus 
praktische, für jedermann 
durchzuführende, umfas-
sende Idee als ein Beitrag 
zum Klimaschutz. Die Auto-
ren zeigen auf, wie man auch 
beim täglichen Ernähren viel 
für das Klima tun kann. Sie 
legen ihren Schwerpunkt 
neben schmackhaften Re-
zepten auf regionale Pro-
dukte, zeigen Alternativen 
zu tierischen Produkten auf 
und wollen Appetit machen, 
Neues zu probieren. Sie klä-
ren über Treibhausgase in 
Salz, einem Päckchen Tief-
kühl-Kräuter auf, lassen viel-
fältige Hintergrundinfos ge-
schickt und ansprechend in 
das Kochbuch einfl ießen. Ar-
tikel über Gentechnik, Müll-
berge, die Klimazwiebel, Bi-
olebensmittel, Fairtrade und 
Virtuelles Wasser runden das 
Thema klimafreundliche Er-
nährung ab. Auch zeigen die 
Rezepte, dass es nicht immer 
nur Tofu und Grünkern sein 
muss, wenn man von gesun-
der Ernährung spricht. Dies 
belegt die vielfältige Re-
zeptauswahl. So ist für jeden 
Geschmack ein Rezept da-
bei: Feldsalat mit Ziegenkä-
se, Gemüse-Dinkel-Pfanne, 
Wildschweinbraten und Ma-
rillenknödel sind nur einige 
beispielhafte Köstlichkeiten, 

die es lohnt, auszuprobie-
ren. Ein rundum gelungenes 
Buch einer tollen Idee! Es 
eignet sich auch zum Ver-
schenken, da es Menschen 
hilft zu entscheiden, wo ku-
linarischer Klimaschutz für 
einen selber anfangen kann 
und man ganz einfach aktiv 
werden kann!
Bezug:
Franckh-Kosmos, 
Pfi zerstr. 5-7
70184 Stuttgart
www.kosmos.de, 
ISBN 978-3-440-11926-6
(12,95 Euro). 

Epochenwechsel – 
Plädoyer für einen 
grünen New Deal

Michael Müller und Kai 
Niebert analysieren die drän-
genden Krisen der Zeit - von 
der Finanz- und Wirtschafts-
krise bis hin zur Klima- und 
Rohstoffkrise. Trotz bedrü-
ckender Erkenntnisse macht 
das Ergebnis Mut: Ein „Win-
dow of opportunity“ tut 
sich auf für die Gestaltung 
der Zukunft. Der Schlüssel 
zum Erfolg liegt in einer 
Effi zienzrevolution und im 
konsequenten Ausbau der 
erneuerbaren Energien. Die 
Autoren entwerfen eine 
glaubwürdige Alternative 
für die Zukunft und liefern 
mit alltagsnahen Beispielen 
konkrete Handlungsanlei-
tungen, wie jeder Einzelne 
zu diesem grünen New Deal 
beitragen kann. 

Michael Müller ist Mit-
glied des Bundestages und 
Parlamentarischer Staatsse-
kretär im Bundesministeri-
um für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit. Er 
war viele Jahre umweltpo-
litischer Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion. Kai Nie-
bert arbeitet an der Leibniz 
Universität Hannover. Er ent-
wickelt dort theoretisch und 
empirisch fundierte Strate-
gien zur Vermittlung des Kli-
mawandels. Er gehört dem 
Präsidium des Deutschen 
Naturschutzrings (DNR) an.

Michael Müller ist Mit-
glied des Bundestages und 
Parlamentarischer Staatsse-
kretär im Bundesministeri-
um für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit. Er 
war viele Jahre umweltpo-
litischer Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion.

Kai Niebert arbeitet an 
der Leibniz Universität Han-
nover. Er entwickelt dort 
theoretisch und empirisch 
fundierte Strategien zur Ver-
mittlung des Klimawandels. 
Er gehört dem Präsidium des 
Deutschen Naturschutzrings 
(DNR) an. 
Bezug: 
Oekom Verlag München, 
www.oekom.de, 
ISBN-13. 978-3-86581-175-2,
(19,90 Euro). 

Eine saubere Ent-
wicklung – Wie Lu-
xemburg seine Treib-
hausgas-Emissionen 
weltweit reduziert.

Dem Klima ist es egal, 
ob Treibhausgase im Him-
mel über Luxemburg oder 
über  Patagonien reduziert 
werden – diese an sich rich-
tige Erkenntnis ermöglicht 
den Industrieländern, einen 
Teil ihrer Reduktionsziele 
durch Emissionsrechte aus 
Projekten in Entwicklungs-
ländern abzudecken. Als 
einziges Land der Welt will 
Luxemburg sein komplettes 
Ziel auf diese Weise errei-
chen und hat bereits für 
über 50 Mio. Euro Rechte in 
Höhe eines Viertels des Re-
duktionsziels erworben oder 
deren Erwerb vereinbart. 

Dietmar Mirkes von der Ac-
tion Solidarité Tiers Monde 
(ASTM) hat in seiner Unter-
suchung eine repräsentative 
Auswahl der 79 Projekte, die 
für Luxemburg Emissions-
rechte erzeugen, genauer 
unter die Lupe genommen in 
Hinsicht auf ihren Beitrag 
zur Treibhausgasreduktion, 
zur nachhaltigen Entwick-
lung und zum Strukturwan-
del in Richtung regenerative 
Energien. Er stützt sich auf 
die Daten der Regierung, 
vor allem ihrer Antworten 
auf drei Parlamentarische 
Anfragen im Jahr 2008, und 
des UN-Klimasekretariats. Er 
refl ektiert die aktuelle inter-
nationale Diskussion über 
den Emissionshandel im Vor-
feld des Klimagipfels zu Ko-
penhagen und Analysen aus 
den Entwicklungsländern 
selbst und wendet sie auf die 
„Luxemburger“ Projekte an. 
Dabei bleibt er nicht auf der 
Ebene der Projekte stehen, 
sondern erlaubt dem Leser 
einen Blick auf die Spielre-
geln des Emissionshandels 
und die Kräfteverhältnisse 
hinter den Kulissen. 

Die Untersuchung gliedert 
sich in drei Teile: Der erste Ab-
schnitt „Der Clean Develop-
ment Mechanism“ führt leicht 
verständlich in den Emissions-
handel ein und klärt seine 
Schlüsselbegriffe. Im zweiten 
Abschnitt gibt der Verfasser 
zunächst einen Überblick 
über alle 79 Projekte. Alle 
Projekte wurden gemäß den 
Luxemburger Fondsanteilen 
gewichtet und dann zu Grup-
pen mit ähnlichen Methoden 
(z.B. Staudämme) zusam-
mengefasst und bewertet. 
Die untersuchten Projekt-
gruppen repräsentieren die 
globale Verteilung auf den 
drei Südkontinenten, alle 
Fonds und die wichtigsten 
Methodologien. 87 % der 
Rechte stammen aus sog. 
Clean Development Mecha-
nism (CDM)-Projekten in der 
3. Welt, 13 % aus Staaten des 
ehemaligen Ostblocks. In der 
Analyse einzelner Projekte 
zerlegt Mirkes dann den My-
thos der „sauberen Entwick-
lung“. Diese Analysen führen 
den Autor zu einigen Schluss-
folgerungen, die er im dritten 
Abschnitt der Untersuchung 
darstellt.

Bezug: 
Action Solidarité Tiers Monde, 
55, avenue de la Liberté 
L-1931 Luxembourg 
Tel.: 40042730, 
Fax: 40042727, www.astm.lu.

Veröffentlichungen
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Die Kernfrage – 
Insider berichten über 
ihre Erfahrungen mit 
der Kernenergie

Dieses neue Buch lädt sei-
ne Leser auf eine Reise auf 
den Spuren des Urans ein 
- des Rohstoffs der Kerne-
nergie: Woher kommt der 
Atomstrom? Was steckt 
dahinter? Welche Auswir-
kungen gibt es und wer ist 
davon betroffen? Kernstück 
des Buches sind Interviews 
mit Insidern - Männern und 
Frauen, die über ihre per-
sönlichen Erfahrungen mit 
der Kernenergie erzählen. 
Die Berichte behandeln da-
bei die gesamte Prozessket-
te des Urans, von der Mine 
über das Kernkraftwerk 
bis hin zur Lagerung. Zu-
sätzlich wird die fachliche 
Seite prägnant dargestellt. 
Der Leser erfährt ganz 
konkret, welchen Einfl uss 
die Atomwirtschaft auf 
die Menschen vor Ort hat 
und kann sich zusätzlich 
noch leicht verständliches 
Fachwissen aneignen. Zum 
Thema Atomwaffentests 
erzählt beispielsweise Lijon 
Eknilang ihre Geschichte. 
An ihrem achten Geburts-
tag wurde in ihrer Heimat 
die Atombombe „Bravo“ 
gezündet. Sie kann keine 
Kinder bekommen, hatte 
sieben Fehlgeburten - wie 
viele Menschen auf den 
Marshallinseln. Alle Be-
wohner haben die Inseln 
verlassen, doch das Erbe 
der Atomtests der USA, 
Krankheiten und der Ver-
lust der Heimat sowie der 
Kultur, nehmen sie mit sich 
mit. Das Buch ist eine span-
nende Anklage, und scho-
ckiert mit ungeschminkten 
Wahrheiten. Doch die Le-
ser werden nicht mit ihrer 
Empörung allein gelassen, 
der Ausweg wird im Buch 

ebenfalls klar aufgezeigt: 
Erneuerbare Energien. 

Die Umwelt- und Frau-
enorganisation WECF – 
Women in Europe for a 
Common Future – hat mit 
diesem Buch einen neuen 
und sinnvollen Weg be-
schritten, die Bevölkerung 
zu bewegen: Endlich weg 
vom wissenschaftlichen 
und politischen Diskurs, 
hin zu den Menschen. 
Bezug: 
Women in Europe for a 
Common Future e. V.
ISBN 978-3-9813170-0-8
http://www.wecf.eu 
(Einzelexemplare 5 Euro, 
Organisationen und ab 10 
Exemplaren 3,50 Euro).

Der Nachhaltige 
Warenkorb – Einfach 
besser einkaufen

Umweltfreundlich und 
sozial verantwortlich zu 
leben muss weder kompli-
ziert noch teuer sein. Wie 
es geht, steht in der dritten 
überarbeiteten Aufl age des 
Nachhaltigen Warenkorbs. 
Egal, ob Lebensmittel, Klei-
dung, Spielzeug, Hausge-
räte, Mobilität, Hausbau 
oder Geldanlagen: In na-
hezu allen Produkt- oder 
Dienstleistungsgruppen sind 
inzwischen preiswerte An-
bieter auf dem Markt, die 
ihr Geschäft umweltfreund-
lich und mit Rücksicht auf 
die Menschen in ihrer Wert-
schöpfungskette weltweit 
betreiben. Vom alltäglichen 
Lebensmitteleinkauf über 
größere Anschaffungen bis 
hin zur privaten Geldanla-
ge hilft die Broschüre mit 
knappen und leicht ver-
ständlichen Erläuterungen 
bei der Produktauswahl. Die 
neue Aufl age führt alle seri-
ösen, häufi g auf Produkten 
zu fi ndenden Nachhaltig-
keitssiegel auf und bewertet 

ihre Aussagekraft hinsicht-
lich Ökologie und Sozial-
verträglichkeit. Neu sind 
auch Rechentabellen zum 
Kostenvergleich und Saison-
kalender, die zeigen, welche 
Obst- und Gemüsesorten 
wann in hiesigen Breiten 
geerntet werden. Die aktu-
alisierte Broschüre beant-
wortet außerdem kniffl ige 
Fragen wie: Kaufe ich besser 
konventionell erzeugte Äp-
fel aus meiner Region oder 
ökologische angebaute aus 
Neuseeland? Wie orientiere 
ich mich, wenn auf Pro-
dukten kaum Informationen 
über ihre Herstellung zu 
fi nden sind? Hierfür liefert 
der Nachhaltige Warenkorb 
pragmatische „Faustregeln“. 
Mit diesen und vielen ande-
ren nützlichen Tipps will der 
Nachhaltigkeitsrat eine Brü-
cke schlagen zwischen mo-
dernen, von Zeitknappheit 
geprägten Lebensstilen und 
nachhaltigem Konsum. 
Bezug: 
Rat für Nachhaltige 
Entwicklung
Christian Schaudwet 
Tel.: 030-408190233
Fax: 030-40819022233, 
E-Mail: christian.schaudwet@
nachhaltigkeitsrat.de
www.nachhaltiger-
warenkorb.de.

Warum es ums 
Ganze geht – Neu-
es Denken für eine 
Welt im Umbruch

Wie können wir in Zukunft 
leben? Für welchen Lebens-
stil reichen die Ressourcen 
noch? Und welche Folgen 
hat die globale Erwärmung 
– für unsere natürlichen Le-
bensgrundlagen wie für un-
sere Gesellschaft? Ob Krisen, 
Kriege, Kernenergie oder 
Klimawandel; die Verunsi-
cherung ist groß. In seinem 
neuem Buch stellt sich der 
herausragende Physiker und 
engagierte Vordenker der 
Umwelt- und Friedensbewe-
gung existenziellen Fragen. 
Ohne vorschnelle Antworten 
zu geben, deutet er die glo-
balen Krisen unserer Zeit als 
Symptome eines veralteten 
Weltbildes. 

Hans-Peter Dürr steht seit 
Jahrzehnten für den Brü-
ckenschlag zwischen Quan-
tenphysik, Ökologie und 
Philosophie. Wie wurde aus 
dem Kernphysiker ein Vor-
bild der ökologischen Be-
wegung? In „Warum es ums 

Ganze geht“ geht erklärt 
der kritische Naturwissen-
schaftler in einem autobio-
graphischen Rückblick die 
Entstehung seines Weltbilds. 
Prägende Begegnungen mit 
Hannah Arendt, Werner 

Heisenberg, Michail Gor-
batschow und vielen ande-
ren säumen den Lebensweg 
eines Vor- und Querdenkers, 
der sich nie auf den wissen-
schaftlichen Elfenbeinturm 
beschränken wollte. Für 
Hans-Peter Dürr weisen die 
grundlegenden, revolutio-
nären Erkenntnisse der neu-
en Physik den Weg in eine le-
benswerte Zukunft, die von 
Vielfalt und Verbundenheit 
von Mensch und Natur ge-
prägt ist. Er fordert jeden Ein-
zelnen zu einer fundamental 
neuen Weltsicht auf und gibt 
eine Gebrauchsanleitung für 
unser Handeln: Wir müssen 
umdenken; weg von der 
Beherrschung der Natur zu 
einem Leben im Einklang 
mit ihr und von der sinnent-
leerten Konsumgesellschaft 
zu einem ökologisch nach-
haltigen Lebensstil. 
Bezug: 
oekom verlag
Anja Volkmer, München, 
ISBN-13: 978-3-86581-173-8
Tel.: 089-54418434
Fax: 089-54418449
E-Mail: Volkmer@oekom.
de, www.oekom.de
(19,90 Euro).

Geraubte Zukunft 
– Von der Kontrol-
le des Saatguts und 
der Zukunft unse-
rer Ernährung

Unsere Nahrungsproduk-
tion ist vom Öl abhängig, 
unsere Ernährungssicherheit 
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Veröffentlichungen

wird durch den Klimawandel 
bedroht und wir verlieren 
die Kontrolle über unsere 
Ernährung. Multinationale 
Konzerne kontrollieren das 
Öl, den Agrarhandel, die 
Ernährungsindustrie und pa-
tentieren Sorten und mono-
polisieren die Züchtung. 

Dieser 45minütige Film 
stellt die industrielle Land-
wirtschaft Kanadas der klein-
bäuerlichen Produktion in 
Äthiopien gegenüber. In Ka-
nada haben die Farmer die 
Kontrolle über ihr Saatgut 
verloren und sind abhängig, 
in Äthiopien wird die Viel-
falt erhalten und werden 
neue Wege zur Erhaltung 
der Ernährungssicherheit 
gegangen. Man gewinnt 
den Eindruck, dass man dort 
viel für die Zukunft lernen 
könnte.

Geraubte Zukunft be-
schreibt die Gefahren für 
die Welternährung. Dabei 
ist die Rolle der Bauern und 
Bäuerinnen weltweit von 
größter Bedeutung. Behal-
ten sie die Kontrolle über 
ihr Saatgut? Welcher Gefahr 
liefert sich die Menschheit 
aus, wenn wir uns auf im-
mer weniger Sorten verlas-
sen? Warum wird im nor-
wegischen Permafrost eine 

Genbank gebaut, die die 
gesamte landwirtschaftliche 
Vielfalt der Welt schützen 
soll? Wie können wir die 
Kontrolle über die Nahrung 
auf unseren Tellern zurück-
erlangen?

Dieser Film von David 
Springbett, Asterisk Pro-
ductions ist für die entwick-
lungspolitische Bildungs-
arbeit gedacht und richtet 
sich an MultiplikatorInnen, 
LehrerInnen und alle am 
Thema Interessierte. Film-
vorführungen sind zum Zeit-
punkt des Erscheinens dieses 
Rundbriefes bereits in Bonn, 
München und Hamburg ge-
laufen. 
Bezug: 
BUKO Agrar Koordination
Nernstweg 32-34
22765 Hamburg
Tel.: 040-392526
www.bukoagrar.de
E-Mail: info@bukoagrar.de 
(10 Euro zzgl. VK).

Ökologischer Landbau 
und Fairer Handel in 
Entwicklungsländern

Im Rahmen der zweijäh-
rigen Kampagne, die Na-
turland und der Weltladen-
Dachverband ab Oktober 

2009 zum Thema „Fairen 
Handel und ökologischen 
Landbau stärken“ startet, 
haben die Universität Kassel 
und das Deutsche Institut 
für Tropische und Subtro-
pische Landwirtschaft GmbH 
(DITSL) in Witzenhausen eine 
Auswertung der bisher veröf-
fentlichten Studien zum The-
ma erstellt. Die Studie zeigt 
eindeutig, welche positiven 
Wirkungen der Öko-Landbau 
in Bezug auf soziale und um-
weltrelevante Aspekte lei-
stet. Ziel der Studie war, die 
bisher veröffentlichte Litera-
tur und vorhandene Daten 
zum Öko-Landbau und zum 
Fairen Handel zu sichten und 
hinsichtlich des Beitrages zur 
Welternährung und Entwick-
lung auszuwerten. Die Stu-
die kommt zu dem Ergebnis, 
dass in Entwicklungsländern 
neben Faktoren wie Infra-
struktur, politischen Rahmen-
bedingungen, Genderfragen, 
Ertragssteigerungen und Res-
sourceneffi zienz vor allem 
die Wissensvermittlung und 
Bewusstseinsbildung zentra-
le Punkte für den Erfolg des 
Öko-Landbaus sind. 

Hierbei leisten Entwick-
lungsorganisationen und 
Umweltverbände wertvolle 
Beiträge. 

Von den mittlerweile fast 
sieben Milliarden Menschen, 
die auf der Welt leben, sind 
etwa ein Drittel Kleinbäue-
rInnen, welche zumeist als 
Selbstversorger leben. Ge-
rade für Kleinbauern sind 
Öko-Landbau und Fairer 
Handel von Lebensmitteln 
und landwirtschaftlichen 
Rohstoffen eine echte Per-
spektive. In multifunktio-
nalen Agroforst-Systemen 
werden neben Exportpro-
dukten auch Erzeugnisse 
für den regionalen Markt 
und die Selbstversorgung 
angebaut. Die Literatur 
zeigt, dass Kleinproduzen-
tInnen trotz schwieriger 
Bedingungen und weniger 
Serviceleistungen von au-
ßen höchst produktiv sind. 
Durch die Exporteinnahmen 
werden sie unabhängiger, 
können ihre Produktionsme-
thoden verbessern und ihrer 
Familie nachhaltig den Le-
bensstandard sichern.
Bezug: Naturland
Kleinhaderner Weg 1
82166 Gräfelfi ng
Tel.: 089-898082-30,
Fax: 089-898082-90
E-Mail: pirkenseer@
naturland.de
www.naturland.de
www.weltladen.de.
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Gemeinsam für 
Klimaschutz
Auftaktveranstaltung 
zur Kampagne
08. Oktober 2009
Wissenschaftspark 
Gelsenkirchen

Der Klimawandel ist eine 
der zentralen Herausfor-
derungen des 21. Jahrhun-
derts. Auf lokaler Ebene 
gibt es vielfältige Möglich-
keiten, um einen wirksamen 
Klimaschutz einzuleiten. 
Die LAG 21 NRW startet in 
Kooperation mit der Klima-
Allianz NRW die Kampa-
gne „Gemeinsam für Kli-
maschutz“ mit dem Aufruf, 
in möglichst vielen Kommu-
nen, Lokale Allianzen für Kli-
maschutz zu initiieren. Zur 
Mitarbeit in den Allianzen 
werden zivilgesellschaftliche 
Organisationen, Wirtschaft, 
Kirchen, Verbände, Politik 
und Verwaltung angespro-
chen. Die Kompetenzen 
bestehender Strukturen, 
wie Arbeitsgruppen Lokaler 
Agenda 21-Prozesse oder 
Runde Tische Energie, sol-
len integrativ genutzt, um 
den Aufbau strategischer 
Klimaschutzkonzepte zu be-
gleiten und Handlungspro-
gramme umzusetzen. Auf 
der Auftaktveranstaltung 
am 8. Oktober 2009 wird die 
Kampagne „Gemeinsam für 
Klimaschutz“ vorgestellt, die 

Öffentlichkeitsmaterialien 
werden präsentiert und zur 
Gründung Lokaler Klima- Al-
lianzen motiviert. Mit Fach-
leuten wird es Diskussionen 
über die Herausforderungen 
und Chancen vernetzten 
Handelns für lokalen Kli-
maschutz geben.
Informationen:
LAG 21 – Sarah Gasser
Deutsche Str. 10
44339 Dortmund
Tel.: 0231-936960-12
Fax: 0231-936960-13
E-Mail: s.gasser@lag21.de

Klimagespräche 
der DGVN NRW
Vortragsreihe 
14. Oktober – 09. 
Dezember 2009
Altes Rathaus Bonn

Der Landesverband NRW 
e.V. der DGVN nimmt die 
dritte Weltklimakonferenz 
(WCC-3) und die 15. Ver-
tragsstaatenkonferenz im 
Dezember 2009 in Kopen-
hagen, auf der über eine 
Klimaschutzprogramm nach 
Kyoto (2012) entscheiden 
werden soll, sowie die be-
sondere Rolle der VN in 
den internationalen Bemü-
hungen zum weltweiten 
Klimaschutz zum Anlass, di-
ese aktuelle Vortragsreihe 
zum Klimawandel am UN-
Standort Bonn zu initiieren. 

Geplant sind 6 Vorträge zu 
unterschiedlichen Themen-
schwerpunkten. Prominente 
Referenten sind dabei u.a. 
Dr. Manfred Konukiewitz, 
BMZ (14.10.), Andrew Mur-
phy, Murphy & Spitz Green 
Capital AG (27.10.), Michael 
Straub, DESERTEC Foundati-
on (10.11.) und Sven Plöger 
(18.11.). 
Informationen:
DGVN – Landesverband NRW
E-Mail: kontakt@dgvn-nrw.de
www.dgvn-nrw.de

3. Netzwerk21Kon-
gress - Lokale 
Nachhaltigkeits-
strategien im Span-
nungsfeld der Praxis
Bundesweiter Fortbildungs- 
und Netzwerkkongress
26. – 27. Oktober 2009
Köln

Unter dem Motto „Loka-
le Nachhaltigkeitsstrategien 
im Spannungsfeld der Pra-
xis“ besteht die Möglichkeit, 
anhand eines breiten The-
menspektrums Erfahrungen 
bei der verbindlichen Um-
setzung von Nachhaltig-
keitsstrategien auszutau-
schen und zu diskutieren. 

Entlang der Themenlinien 
Netzwerke für eine nach-
haltige Entwicklung, Strate-
gien praktischer Umsetzung 
und Kommunikation als 
Voraussetzung gesellschaft-
licher Akzeptanz wurden 
15 methodisch unterschied-
liche Workshops vorbereitet 
in denen auch viele gute 
Praxisbeispiele vorgestellt 
werden. Am Abend des 26. 
Oktober fi ndet im neu eröff-
neten Odysseum in Köln die 
Verleihung der ZeitzeicheN-
Preise 2009 statt. 

Während des Netzwerk-
kongresses wird u.a. eine 
Landkarte der Initiativen 
präsentiert werden. 

Dazu kann man sich wäh-
rend des Kongresses - aber 
natürlich auch schon jetzt - 
und zwar unabhängig von ei-
ner Teilnahme am Kongress, 
auf der Seite www.netzwerk-
21kongress.de eintragen.
Informationen:
Arbeitsgemeinschaft 
„Netzwerk21Kongress“
Stefan Richter
GRÜNE LIGA Berlin e.V.
Prenzlauer Allee 230
10405 Berlin 
Tel.: 030-4433910
Fax: 030-44339133
mail@netzwerk21kongress.de
www.netzwerk21kongress.de 

Veranstaltungen / Termine

Am 13. Oktober 17 Uhr fi ndet in den Räumen des NABU Am 13. Oktober 17 Uhr fi ndet in den Räumen des NABU Am 13. Oktober 17 Uhr fi ndet in den Räumen des NABU Am 13. Oktober 17 Uhr fi ndet in den Räumen des NABU 
in der Charitéstr 3 in Berlin das diesjährige Plenum des in der Charitéstr 3 in Berlin das diesjährige Plenum des in der Charitéstr 3 in Berlin das diesjährige Plenum des 
Forums statt. Auf der Tagesordnung stehen von 17-20 Uhr Forums statt. Auf der Tagesordnung stehen von 17-20 Uhr 
interne Angelegenheiten: Arbeitsbericht von Leitungs-interne Angelegenheiten: Arbeitsbericht von Leitungs-
kreis und Geschäftsstelle, Wahl des Leitungskreises, Per-kreis und Geschäftsstelle, Wahl des Leitungskreises, Per-
spektiven der weiteren Arbeit des Forums 2009/2010. spektiven der weiteren Arbeit des Forums 2009/2010. 

Um 20 Uhr fi ndet ein Ratschlag statt »Nach der Bun-Um 20 Uhr fi ndet ein Ratschlag statt »Nach der Bun-
destagswahl: was bedeutet das Ergebnis für die Umwelt- 
und Entwicklungs-NGOs?« mit besonderer Berücksich-
tigung der dann laufenden Koalitionsverhandlungen. 

Eingeladen sind alle, die im Forum und seinen Arbeits-Eingeladen sind alle, die im Forum und seinen Arbeits-Eingeladen sind alle, die im Forum und seinen Arbeits-Eingeladen sind alle, die im Forum und seinen Arbeits-
gruppen mitarbeiten. Um Anmeldung an Bettina Oeh-gruppen mitarbeiten. Um Anmeldung an Bettina Oeh-gruppen mitarbeiten. Um Anmeldung an Bettina Oeh-
men b.oehmen@forumue.de wird gebeten. men b.oehmen@forumue.de wird gebeten. 

Informationen:
Forum Umwelt & Entwicklung
Koblenzer Str. 65, 53173 BonnKoblenzer Str. 65, 53173 Bonn
Tel.: 0228-359704Tel.: 0228-359704
E-Mail: b.oehmen@forumue.de
www.forumue.de 

Plenum 2009 des Plenum 2009 des Plenum 2009 des Plenum 2009 des 
Forums Umwelt & EntwicklungForums Umwelt & EntwicklungForums Umwelt & EntwicklungForums Umwelt & EntwicklungForums Umwelt & Entwicklung
13. Oktober 2009, Berlin13. Oktober 2009, Berlin13. Oktober 2009, Berlin
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Veranstaltungen / Termine

RegioSolar-
Konferenz 2009
13. – 14. November 2009
Erfurt

Für Akteure aus Wirt-
schaft, Politik, Kommunen, 
Regionen, Ländern, Initia-
tiven und Bürgerschaft bie-
tet RegioSolar auch 2009 
wieder eine Plattform zum 
Informations- und Erfah-
rungsaustausch, um mit 
Esprit und neuen Impulsen 
weitere Projekte „Auf dem 
Weg zu 100% Erneuerbaren 
Energien“ anzustoßen und 
zukunftsfähige Wege zu be-
schreiten. In Fachvorträgen 
werden Themen im Bereich 
Erneuerbare Energien, En-
ergieeffi zienz und Elektro-
Mobilität präsentiert und 
besprochen. Gespräche mit 
Gleichgesinnten informie-
ren über regionale und 
überregionale Aktivitäten. 
In Workshops werden regi-
onalspezifi sche sowie fach-
übergreifende Themen dis-
kutiert.
Informationen:
Regiosolar
Christina Schodry
Tel.: 030-297778820
E-Mail: info@regiosolar.de
www.regiosolar.de

Öffentliche Ta-
gung der AG

 Handel zur WTO-
Ministerkonferenz
24. November 2009
Berlin

Nach der Satzung der WTO 
ist eigentlich alle zwei Jahre 
eine Ministerkonferenz vor-
gesehen. Seit 2005 wurde al-
lerdings keine formelle Kon-
ferenz mehr angesetzt, da 
diese mit dem Abschluss der 
Doha-Runde zusammenfal-
len sollte. Dieser künstliche 
Zusammenhang soll für die 
nächste WTO-Ministerkon-
ferenz, die vom 01. - 02. De-
zember 2009 in Genf statt-
fi nden wird, nicht bestehen. 
Vielmehr soll die Arbeit der 
WTO insgesamt bewertet 
und politische Diskussionen 
zum Beispiel über ihre Rolle 
in der Weltwirtschaftskrise 
und beim Kampf gegen den 
Klimawandel geführt wer-
den. 

WTO-Generalsekretär Lamy 
will damit wohl vor allem 
ein Signal setzen, dass die 
WTO auch unabhängig von 
der Doha-Runde eine Rolle 
spielt. Ein Nachdenken darü-
ber, ob die Liberalisierungs- 
und Deregulierungsziele 
angesichts von Wirtschafts- 
und Klimakrise noch rele-
vant sind oder jemals waren, 
ist dabei nicht zu erwarten. 
Die AG Handel des Forums 
Umwelt & Entwicklung lädt 
am 24. November zu einer 
öffentlichen Tagung ein, um 
über wichtige Themen, Posi-
tionen und Erwartungen zur 
WTO-Ministerkonferenz zu 
informieren und zu disku-
tieren. Diese Veranstaltung 
ist auch für Pressevertreter 
geeignet, die über die WTO 
berichten.
Informationen:
AG Handel des Forum 
Umwelt & Entwicklung
Tobias Reichert
Tel.: 030-28883563
E-Mail: reichert@
germanwatch.org
www.forumue.de 

Forschen für glo-
bale Märkte erneu-
erbarer Energien
Jahrestagung 
24. – 25.  November 2009
Umweltforum Berlin

Es hat sich ein weltweiter 
Produkt-, Dienstleistungs- 
und Forschungsmarkt ent-
wickelt, in den immer mehr 
Unternehmen investieren. 
Der Klimawandel, die End-
lichkeit der Ressourcen und 
der weltweit steigende En-
ergiebedarf weisen den er-
neuerbaren Energien eine 
Schlüsselstellung für eine 
nachhaltige Energieversor-
gung zu. Die Tagung zeigt, 
wie sich Forschung und Ent-
wicklung in Deutschland 
auf die Bedingungen ande-
rer Länder und Klimazonen 
einstellen. Die Institute des 
Forschungsverbund Erneu-
erbare Energien präsentie-
ren Forschungserfolge und 
Zukunftstechnologien, die 
für eine Transformation der 
weltweiten Energieversor-
gung erforderlich sind. 

Wie müssen sich die In-
stitute des FVEE in Zusam-
menarbeit mit Politik und 
Wirtschaft positionieren, um 
sich in einem weltweit kon-
kurrierenden Forschungs-
markt zu behaupten? Ein 

Schlüssel dafür sind zwar 
die nationalen forschungs- 
politischen Rahmenbedin-
gungen. Doch die globalen 
Klima- und Energieversor-
gungsprobleme können nur 
gemeinsam gelöst werden: 
Internationale Kooperati-
onen und Partnerschaften 
spielen eine wichtige Rolle, 
um Technologien für einen 
globalen Maßstab weiter-
zuentwickeln und regional 
anzupassen. 

Das internationale Abend-
programm „Von einander 
lernen“ wendet sich deshalb 
gezielt an die Vertreter der 
Botschaften aus aller Welt, 
an internationale Wissen-
schaftsorganisationen, um 
den internationalen Erfah-
rungsaustausch über For-
schungsthemen, staatliche 
Rahmenbedingungen und 
Wissenstransferprojekte an-
zuregen und zu intensivie-
ren. 
Informationen:
FVEE
Dr. Gerd Stadermann
Kekuléstr. 5
12489 Berlin
Tel.: 030-80621333
E-Mail: fvee@
helmholtz-berlin.de
www.FVEE.de

Partnership for the 
Poor? The Joint Afri-
ca-EU Strategy: Risks 
and Opportunities
Internationale Konferenz
30. November 2009
Bonn

Im Dezember 2007 be-
schlossen europäische und 
afrikanische Regierungschefs 
die Gemeinsame Afrika-EU-
Strategie. Sie sollte den Be-
ginn einer neuen politischen 
Partnerschaft auf Augen-
höhe markieren. In der Ab-
schlusserklärung heißt es: 
“We will develop this part-
nership of equals, based on 
the effective engagement 
of our societies, in order to 
achieve signifi cant results 
in our fundamental com-
mitments, namely: the at-
tainment of the Millennium 
Development Goals.” Seit 
2007 ist es in der Öffentlich-
keit ruhig geworden um die 
Strategie. Die internationa-
le Konferenz “Partnership 
for the Poor” möchte nach 

zwei Jahren Bilanz ziehen. 
Welchen Nutzen hat die 
Strategie den Armen bisher 
gebracht? Welche Risiken 
und Möglichkeiten bietet 
die Gemeinsame Afrika-EU-
Strategie für die Armutsbe-
kämpfung. Sind Richtungs-
wechsel in der Politik erfor-
derlich? Welche Rolle spielt 
die Zivilgesellschaft in Afrika 
und Europa?

Im Fokus stehen die The-
men Governance und Ge-
nder, Nachhaltige Energie 
für Afrikas Entwicklung, 
sowie Regionale Integrati-
on und Handel. Eingeladen 
sind afrikanische und euro-
päische Vertreterinnen und 
Vertreter aus Politik, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft.  
Informationen:
VENRO
Anke Kurat
Tel.: 0228/94677-12
E-Mail: afrika.perspektive@
venro.org oder a.kurat@
venro.org

Dezentraler 
Klima-Aktionstag
05. Dezember 2009
Deutschland u.a.

Der Globale Klimaaktions-
tag fi ndet wie in jedem Jahr 
am Samstag während der 
UN-Klimakonferenz statt. 
Viele europäische Länder 
wie Großbritannien, Belgien, 
Frankreich und Deutschland 
ziehen diesen Tag jedoch um 
eine Woche auf den 5. De-
zember vor, um ihn dazu zu 
nutzen, Menschen für eine 
Fahrt nach Kopenhagen zu 
den Klimaverhandlungen, 
die vom 7. - 19. Dezember 
2009 stattfi nden werden, 
zu aktivieren. In Deutsch-
land ruft die Klima-Allianz 
zu dezentralen Aktionen im 
gesamten Bundesgebiet auf. 
Im letzten Jahren fanden am 
Klimaaktionstag bundesweit 
60 Aktionen statt. Weitere 
Infos in Kürze unter www.
klima-allianz.de/klimaakti-
onstag 
Informationen:
Die Klima-Allianz
Christina Hering
Marienstr. 19-20
10117 Berlin
Tel.: 030-678177572
E-Mail: hering@klima-allianz.de
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Wie bedrohen Saatgutkonzerne 
die Rechte der Bauern?
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